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Vorw ort

Mit dem Bericht der Enquete-Kommission des Deutschen Bundes­
tages »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in
Deutschland«'liegt nunmehr das Ergebnis zweijährigen Bemühens
von Parlamentariern und Experten um eine politische Bewertung
der DDR-Geschichte vor. Das Resultat ist - von welchem Standort
her es auch bewertet wird - als ein offizielles Dokument des Bun­
destages zur Kenntnis zu nehmen, welches das Deutungsraster für
DDR-Geschichte in der konservativ dominierten Öffentlichkeit der
Bundesrepublik prägen wird.

Die Veranstalter des im vorliegenden Band dokumentierten Kol­
loquiums2 stehen dafür, diesem Versuch. Deutungsmacht über
einen bedeutsamen Teil deutscher Geschichte zu gewinnen, von
linken Positionen aus entgegenzutreten.

Nicht die Substanz des Berichtes ist es, die das provoziert. Diese
ist vergleichsweise mager. Sachlich-fachlich bleibt der Bericht in Tei­
len weit unter dem - nicht erst neuerdings erreichten - Niveau der
Forschung in Ost-wie Westdeutschland. Wohl aber muß einer poli­
tischen Instrumentalisierung der Geschichte entgegengewirkt wer-

1 Deutscher Bundestag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai 1994. Be­
richt der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED­
Diktatur in Deutschland« gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom
12. Marz 1992 und vom 20. Mai 1992. - Drucksachen 12/2330, 12/2597.
2 Veranstaltet vom Rosa-Luxemburg-Verein e. V. Leipzig, der Bundestagsgruppe
PDS/Linke Liste sowie der Historischen Kommission der PDS, fand das Kolloquium
zum Abschlußbericht der Enquete·Kommission des Deutschen Bundestages am
10. September 1994 im Leipziger Vereinshaus statt. - Den Teilnehmern stand es
frei, das von ihnen Vorgetragene sogleich oder nach Bearbeitung zu Protokoll zu
geben oder Manuskripte einzureichen, die ihren Ausführungen zugrunde lagen. Der
vorliegende, fünfte Band der durch die Bundestagsgruppe herausgegebenen Reihe
»Ansichten zur Geschichte der DDR« enthält die eingereichten Texte in der Reihen­
folge, in der die Autoren sprachen.



8 Vorw ort

den, deren verheerende Wirkungen den Herausgebern dieses Ban­
des vom SED-Geschichtsbild her nur allzugut vertraut sind. Mit dem
Bericht wird der Versuch unternommen, die DDR-Geschichte zu
entsorgen und gleichzeitig jedwede Kritik an den vermeintlichen Sie­
gern der Geschichte zu blockieren. Die tendenzielle Reduktion der
DDR-Geschichte auf die Geschichte des DDR-Unrechts und der pe­
netrante Vergleich von NS-Staat und DDR führen objektiv zu einer
Entlastung der konservativen Eliten von der Schuld an der Machter­
greifung des Hitlerfaschismus. Das wird flankiert durch den Ge­
schichtsrevisionismus der Nationalkonservativen, die die Normalität
des NS-Regimes entdecken und mit dessen Historisierung die Ein­
maligkeit der NS-Verbrechen einebnen.

Der jüngste Akt dieser konservativen Geschichtspädagogik war
unlängst zum 50. Jahrestag des Attentats auf Hitler zu erleben. Wie
einst die SED den kommunistischen Widerstand zum einzigen und
wahren Widerstand stilisierte, war dies nun umgefärbt von konser­
vativer Seite zu erleben. Mit Ehrabschneidung und Ausgrenzung des
kommunistischen Widerstandes wurde das Ziel verfolgt, die antifa­
schistische Legitimation der DDR noch nachträglich zu zerstören
und den konservativen Widerstand verspätet als einen identitäts­
stiftenden Keim für das wiedervereinigte Deutschland erscheinen
zu lassen. Dagegen wehrt sich linkes politisches wie historisches
Selbstverständnis.

Gleichzeitig verlangt es, in der kritisch-selbstkritischen Analyse
der Vergangenheit nicht nachzulassen. Diese Analyse hat erst be­
gonnen. Sie wird die Linke noch Jahrzehnte beschäftigen. Doch
scheinen sich - nicht zuletzt im Ergebnis des Drucks der politischen
Gegner wie andererseits der Wahlerfolge der PDS - Tendenzen der
Unlust und der offenen Ablehnung einer kritischen Sicht auf die ei­
gene Geschichte zu verstärken. Demgegenüber muß der antistalini­
stische Konsens, der den Wandel und die Erneuerung in der PDS
prägte, gewahrt und vertieft werden. Auch dazu will der vorliegen­
de Band beitragen.



Dieter Witt ich

Ideologische, methodische und
pragmatische Aspekte des Berichtes
der Enquete-Kommission

In Deutschland ist es keineswegs ungewöhnlich, daß Repräsentan­
ten einer neuen politischen Ordnung zu ihren überwundenen Vor­
gängern immer wieder und auch ausführlich Position beziehen. Die
Nazis taten dies in bezug auf die von ihnen so verhaßte »System­
zeit«, die DDR und auch die Alt-BRD hinsichtlich des NS-Staates.
Nun hat eine Enquete-Kommission des Deutschen Bundestagesein
recht umfangreiches Papier vorgelegt, das den Glanz der alten und
neuen BRD am politischen, ökonomischen und geistigen Elend der
jahrzehntelang mit ihr koexistierenden DDRerscheinen lassen will.
Zwar taucht der Name »DDR« im Namen der Kommission und ihres
Papiers »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur
in Deutschland« gar nicht auf, aber um sie geht es von der ersten
bis zur letzten Seite.

Indes ist jede Betrachtung der DDR-Geschichte mit einer Reihe
von Umständen konfrontiert, von denen man nur in der Einbildung
abstrahieren kann, die aber solchen Betrachtungen eine weit über
die unmittelbare DDR-Geschichte hinausreichende politische und
ideologische Brisanz verleihen. Wenigstens vier dieser Umstände
möchte ich hier erwähnen. Zum einen kann die DDR schwerlich in
einer wissenschaftlich vertretbaren Weise begriffen und bewertet
werden, ohne die verheerende Hinterlassenschaft zu beachten und
zu deuten, die 1945 der deutsche Faschismus den Überlebenden
seiner Herrschaft aufgebürdet hat. Zum zweiten war die führende
politische Kraft der DDR, also die SED, bei ihrer Antwort auf die
faschistische Katastrophe von Ideen und Zielen inspiriert, die 1945
schon über einhundert Jahre zum Grundverständnis der nationalen
und internationalen Arbeiterbewegung zählten: eine politische und
soziale Befreiung desVolkes, eine Überwindung von Kriegen insbe­
sondere. sei einzig durch eine Brechung der Kapitalherrschaft und
damit durch eine Vergesellschaftung der Produktionsmittel erreich-
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bar. Das war auch weit bis in unser Jahrhundert hinein der Stand­
punkt der deutschen Sozialdemokratie. Eines ihrer Standardwerke
vor 1933, nämlich August Bebels »Die Frau und der Sozialismus«,
ist hierfür Beleg genug. Jede Bewertung der DDR berührt insofern
die Geschichte der gesamten sozialistischen Arbeiterbewegung, die
mit ihr verbundene politische und geistige Kultur. Drittens existierte
die DDR jahrzehntelang zusammen mit der Alt-BRD. Beide Staaten
verstanden sich gegenseitig als Konkurrenten, auch was die Lehren
betrifft. die aus der bisherigen deutschen Geschichte und nament­
lich aus der Zeit der faschistischen Herrschaft zu beachten seien.
Sie wirkten gegenseitig in mannigfacher Weise aufeinander ein,
beeinflußten sich in ihren Maßnahmen und Beschlüssen. Eine Beur­
teilung der DDR ist ohne eine solche der Alt-BRD nicht möglich. legt
man auf wissenschaftliche Redlichkeit Wert. Und viertens schließ­
lich war die DDR. wie auch die Alt-BRD. Bestandteil der Mächte­
Gruppierungen, die sich im Kalten Krieg auf Leben und Tod
bekämpften. Unabhängig von dieser Tatsache kann die Geschichte
der DDR gleichfalls nicht begriffen werden, zumal der ostdeutsche
Staat innerhalb seines Bündnisses nur das Gegenteil von einer Füh­
rungsmacht sein konnte.

Der Bericht der Enquete-Kommission verzichtet auf eine eini­
germaßen subtile und gründliche Darlegung aller hier erwähnten
Umstände. Insbesondere wird die faschistische Herrschaft in
Deutschland von 1933 bis 1945 nirgendwo eingehender reflektiert.
Ähnliches gilt für den Tatbestand, daß die beiden deutschen Teil­
staaten während der längsten Zeit ihrer Koexistenz in die NATO bzw.
in den Warschauer Vertrag integriert waren, d. h. in Militärblöcke,
die sich gegenseitig als potentielle Feindmächte ansahen. Aber ge­
nügt der Bericht wenigstens implizit, sozusagen stillschweigend,
den genannten Umständen?

Das Thema des Berichts »Aufarbeitung von Geschichte und Fol­
gen der SED-Diktatur in Deutschland« ist keineswegs schon not­
wendig mit einer Verzerrung der DDR-Geschichte verbunden. Ich
sehe hier einmal von dem dem Begriff »Aufarbeitung« innewohnen­
den Absolutheitsanspruch ab. Dazu ist schon genügend Kritisches
bemerkt worden. Doch was ansonsten das Thema selbst betrifft, so
ist die Geschichte der DDR gewiß facettenreich genug. um auch ein
solches Thema als wissenschaftlich legitim auszuweisen. Es gebie­
tet alles das herauszustellen. was an Repression, Rechthaberei,
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lgnorierung von Erfahrungen und Behinderung von Problembewußt­
sein eben auch Geschichte der DDR war. alles das also. was dem
emanzipatorischen Anspruch dieses Staates entgegenstand und
seinen Untergang herbeiführte oder wenigstens so ablaufen ließ,
wie wir ihn alle erlebt haben oder noch erleben.

Sicher konnte es nicht das Anliegen der CDU-, CSU- und FDP­
Mehrheit im Deutschen Bundestag sein, aus dem Untergang der
DDR Konsequenzen für eine zukünftige sozialistische oder zumin­
dest radikaldemokratische Politik zu ziehen. Ihr ging es gewiß um
das genaue Gegenteil: mit dem gewählten Thema jede kapi­
talismuskritische und erst recht sozialistische Bewegung im heuti­
gen und zukünftigen Deutschland als höchst suspekt erscheinen zu
lassen. Selbst das möchte ich nicht als Vorwurf verstanden wissen,
wohl aber. daß die genannte Mehrheit nicht einmal die Frage
aufwirft, ob und wie ihr partielles Interesse ihre Sicht auf DDR­
Geschichte berührt. Während man in der Theorie längst weiß, daß
nur verschiedenartige Standpunkte gemeinsam ein möglichst ho­
hes Maß an Objektivität erwarten lassen. wird hier eine letztlich
historiographische und geschichtsphilosophische Problematik mit
dem dafür inadäquaten Instrumentarium einer parlamentarischen
Mehrheit zu lösen versucht. Das Ergebnis scheint für das staunen­
de Publikum ebenso verbindlich sein zu sollen, wie eine beliebige
vom Parlament bewilligte Gesetzesvorlage. Zwar läßt man Dietmar
Keller mit einem Sondervotum zu Wort kommen. Doch seine ver­
dienstvolle Gegendarstellung wird nicht alsein notwendiger Beitrag
zur Wahrheitsfindung angesehen. eher als der Beitrag eines
marxistischen Dinosauriers, den man wegen der freiheitlich-demo­
kratischen Grundordnung zwar aufführen muß, aber nur, um sich
gebührend davon distanzieren zu können.

Das konservative Interesse kann allerdings nur dadurch zu der
ihm wünschenswert erscheinenden Darstellung der DDR-Geschich­
te finden, indem es sich methodischen Verfahren anvertraut, die
wissenschaftlich nicht zu rechtfertigen sind. Repression und
Bevormundung, Verfolgung und Selbstherrlichkeit werden nahezu
zu den alleinigen Merkmalen, die an d er DDR beachtenswert sind.
Der zweite deutsche Staat wird schlicht auf diese Eigenschaften
reduziert. Der gescheiterte Versuch, eine zur kapitalistischen alter­
native Ordnung zu finden, gerät derart zu einer Art Kriminal­
geschichte, bestenfalls zu einer solchen, wie man sie sich seit etwa
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zweihundert Jahren in hessischen Dörfern vom Schinderhannes
und seinen finsteren Gesellen erzählt und wie ich sie selbst noch
von meinem Großvater mitgeteilt bekam: Bei allem Schrecken. den
diese Räuberbande um sich verbreitete, ein bißchen Mitleid für die
Armen war bei ihnen halt auch mit dabei.

Vom Ansatz her emanzipatorische Leistungen der DDR werden
zu im Grunde verabscheuungswürdigen Taten. Dazu einige Belege
aus dem Bericht. Laut ihm wurde die Sozialpolitik der DDRdeshalb
betrieben, um die Gesellschaft universell lenken zu können ($. 55*);
das aus dem Kapitalismus überlieferte Bildungsmonopol wurde
durchbrochen. um der SED willfährige Intellektuelle und Funktionä­
re heranzubilden (S. 38); eine »Volkstümlichkeit der Sprache« wur­
de im DDR-Justizwesen deshalb gepflegt. um Unrecht verdecken
zu können ($.88); am Wohnungsbau in der DDR sind den Autoren
des Berichts vor allem die »psychosozialen Folgen der sozialisti­
schen Wohnbauviertel« (S. 82) interessant, natürlich ohne die
psychosozialen Folgen von Obdachlosigkeit, Wohnungsnot. Miet­
wucher auch nur zu erwähnen. Was in der DDRoffiziell auch immer
getan wurde. man hatte eben immer nur Böses im Sinn. Daß die
angesprochenen sozialen und kulturellen Leistungen auch politisch
instrumentalisiert wurden. ist eine ganz andere Frage, was aber ih­
ren emanzipatorischen Charakter dennoch nicht in Frage stellen
kann. Die angeführten Passagen wurden offenbar von Autoren ver­
faßt, die methodisch an barocker Teleologie geschult wurden: War­
um hat der Hase ein graues Fell? Damit ihn der Fuchs nicht so leicht
aufspüren kann usw.

Mitunter nimmt die Entstellungvon politischen Maßnahmen und
Entscheidungen in der DDR geradezu groteske Züge an. so als der
Umgang mit der Todesstrafe in der DDRzur Sprache kommt. Nach­
dem sie Jahre vorher bereits nicht mehr vollstreckt worden war,
wurde sie 1987 in der DDRendgültig abgeschafft. Die Verfasser des
Berichts belehren uns nun, daß dem keine besondere Bedeutung
zuzumessen sei, »da man den Strafvollzug zu einem derart persön­
lichkeitsbrechenden Mittel gemacht {hatte), daß die Todesstrafe

• Deutscher Bundestag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai 1994. Be­
richt der Enquete Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED­
Diktatur in Deutschland« gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom
12. März 1992 und vom 20. Mai 1992 - Drucksachen 12/2330, 12/2597. - Alle
Seitenzahlen in Klammern beziehen sich auf diesen Bericht.
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dem gegenüber kaum noch eine erhöhte Abschreckungswirkung
entfalten konnte« ($. 91). Der Tod durch das Fallbeil als barmherzige
Erlösung! Ein Schalk, wer hier an die tausendfachen Hinrichtungen
der Nazis in Brandenburg, Plötzensee und andernorts denkt!

Den Datschen »als Fluchtpunkten vor bedrückender sozialer
Wirklichkeit« wird eine geradezu missionarische Rolle für alle bei
Ostdeutschen positiv zu vermerkenden Eigenschaften zugespro­
chen. Sie gelten den Autoren »als Entfaltungsraum für Initiativen,
Selbständigkeit, Selbstwertgefühl« (S. 56). Dazu läßt sich leicht an­
merken: Wo bleibt das »Selbstwertgefühl« von Arbeitslosen selbst
dann. wenn sie zufällig noch eine Datsche besitzen sollten? Auch
die vielbeschworenen Nischen in der DDR wären als Orte des
Selbstwertgefühls gar nicht möglich gewesen, wenn sie eben nicht
Nischen in der DDR gewesen wären.

Indem die tonangebenden Autoren der Methode pars pro toto
folgen, das Teil für das Ganze wähnen, entziehen sie sich der durch
sie eigentlich zu lösenden Aufgabe: die immensen Widersprüche
innerhalb der DDR zu untersuchen. So wäre durch sie bei­
spielsweise zu erhellen gewesen. warum - oft bei derselben Per­
son - Zustimmung zu diesem Land sich mit Skepsis und vielen
Vorbehalten ihm gegenüber paarte. wie sich das in dem in der DDR
immer mehr ausbreitenden Gefühl widerspiegelte: »Am liebsten
möcht' ich fort sein und doch am liebsten hier«.

Der für die DDR elementare Widerspruch bestand doch offenbar
darin, daß die SED-Führung eine soziale. politische und kulturelle
Emanzipation des Volkes mit Mitteln der Bevormundung, der Gän­
gelei, der Selbstherrlichkeit, der Repression und der Krimi­
nalisierung vollbringen wollte. also mit einer eher feudalen
Herrschaftsweise und dieser entsprechenden Institutionen. Aber
selbst den Angehörigen der DDR-Politbürokratie würde ich dabei
nicht nachsagen, daß sie sich ausschließlich um die Wahrung ihrer
persönlichen Macht gesorgt haben. Ohne die SED als Ganzheit hät­
ten befreiende Aktionen wie die Bodenreform oder die Brechung
des Bildungsmonopols weder begonnen noch über Jahrzehnte be­
wahrt und gefestigt werden können.

Um auf die tatsächlichen Widersprüche in der DDR stoßen zu
können, hätten die Autoren des Berichts von der geschichtlichen
Situation in Deutschland und in der Welt nach dem Zweiten Welt­
krieg ausgehen müssen. also von der verheerenden Lage, in welche
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die bis dahin herrschende faschistische und großkapitalistische
Kaste das deutsche Volk und Europa gebracht hatte. Eine solche
historische wie das Ganze der Gesellschaft im Blick behaltende Vor­
gehensweise hätte auch großen geschichtsphilosophischen Tradi­
tionen entsprochen, die mit Namen wie Johann Gottfried Herder
und Georg Wilhelm Friedrich Hegel verbunden sind, von Karl Marx
ganz zu schweigen. Aber an solchen Einsichten und Traditionen war
der Kommission offenbar nicht gelegen. Bei ihrer Beachtung hätte
ja auch nicht jenes Pamphlet entstehen können, das der Bericht
darstellt.

Zu seinem Zweck wählte man vielmehr einen aus allen histori­
schen Zusammenhängen herausgerissenen Ausgangspunkt:
»Machtstrukturen und Entscheidungsmechanismen im SED-Staat
und die Frage der Verantwortung«. Das ist ein Ausgangspunkt, der
von dem abstrahieren muß, was Millionen Deutsche - auch in den
damaligen Westzonen - nach dem Zweiten Weltkrieg eine Über­
windung oder doch Zurückdrängung kapitalistischer Machtstruktu­
ren erstreben ließ. Bekanntlich hatte damals in Hessen und
anderswo nur die Besatzungsmacht einen Eingriff in die Besitzver­
hältnisse verhindern können. Mit ihrem Ausgangspunkt wird den
Autoren jedoch das ihnen willkommene Interpretationsmuster mög­
lich: Von Grund auf böse Menschen, die Kommunisten also, rissen
im Auftrage der sowjetischen Besatzungsmacht in Ostdeutschland
die Herrschaft an sich und waren fortan vierzig Jahre lang vor allem
damit beschäftigt. das nach Kapitalismus und entsprechender Frei­
heit lechzende Volk zu quälen. zu unterdrücken, auszuplündern und
geistig zu verwirren. Mit seinem ahistorischen Beginn gewinnt der
Bericht sozusagen spielend den Anschluß an eine nunmehr 150Jah­
re währende antikommunistische Ideologie.

Kern des Antikommunismus ist ja gerade die oft gnadenlose
Diffamierung oder auch Verfolgung jeder zum Kapitalismus alterna­
tiven Idee und - mehr noch - Tat. Im Bericht wird etwa auf Seite 43
dem Marxismus-Leninismus vorgeworfen, er sei für die »Abschaf­
fung« der »die« (!) Gesellschaft »prägenden gesellschaftlichen
Strukturen« eingetreten, für die »Abschaffung des Privateigentums
an Produktionsmitteln«, für die »Aufhebung bürgerlicher Wertnor­
men in Moral und Ethik«. Genau dieser Vorwurf war der Kern von
Antikommunismus jederzeit. In der DDR und in den realsozialisti­
schen Ländern wurde dieser Kern oft dadurch verdeckt. daß Anti-
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Stalinismus pauschal und überhaupt jede Kritik am Realsozialismus.
also auch die um mehr Sozialismus und Demokratie bemühte,
gleichfalls als Antikommunismus, ja oft sogar als dessen ent­
scheidendes Merkmal. ausgegeben wurde. Tatsächlich waren diese
Kritiker aber häufig viel entschiedenere Sozialisten und Kommuni­
sten als ihre Verleumder. Der tatsächliche Antikommunismus be­
trifft also keineswegs nur Kommunisten. Er betrifft zumindest die
historischen Quellen der Sozialdemokratie gleichermaßen. Jeden­
falls muß das schon eingangs erwähnte Werk August Bebels »Die
Frau und der Sozialismus« demselben Vorwurf ausgesetzt sein. wie
er im Bericht gegenüber dem Marxismus-Leninismus erhoben wird.
M. E. ist der Antikommunismus heute eines der stärksten geistigen
Bindeglieder der BRD-Gesellschaft mit dem deutschen Faschismus.
In seinem Gefolge können weder die DDR noch der kommuni­
stische oder sozialistische Widerstand der NS-Zeit eine irgendwie
gerechte Wertung erhoffen. Barmherzigkeit, Nachsicht und oft so­
gar Ehrerbietung müssen dann vielmehr jenen gelten, die sich
irgendwann und irgendwo antikommunistisch bewährt haben. Das
ist m. E. der Kern der Schwierigkeiten, den hierzulande viele Reprä­
sentanten der Macht sowohl mit der deutschen NS-Vergangenheit
als auch mit dem aktuellen Rechtsradikalismus haben.

Weitere im Bericht praktizierte methodische Verfahren dienen
gleichfalls der Entstellung der DDR-Geschichte. So werden, um die
Zwei-Diktaturen-These für das Gebiet der DDR zu unterstreichen,
selbst sprachliche Fälschungen in Kauf genommen. Niemalsgab es
z. B. in der DDR eine Institution, die sich »Staatssicherheitsdienst«
nannte, wie es im Bericht wiederholt zum Ministerium für Staatssi­
cherheit der DDR heißt. Allerdings wird diese sprachliche Anleh­
nung an den Sicherheitsdienst (SD) der Nazis nicht konsequent
durchgehalten. »Stasi« wird einmal mit dem Artikel »die« und dann
wieder mit dem Artikel »der« gepaart, je nachdem - vermute ich
einmal-. ob der Autor in der Sprachwelt der DDRoder in der der Alt­
BRD großgeworden ist. In Anlehnung an die berüchtigte Verfü­
gungstruppe der SS wird auch das Wachregiment des MfS auf
deren Namen umgetauft usw.

Noch ein anderes methodischesVerfahren will ich hervorheben.
da es gleichfalls gezielt dem politisch gewünschten Ergebnis der
Enquete-Kommission dient. Ich möchte es der Einfachheit halber
als »Rumpelstilzchen«-Methode bezeichnen: »Ach wie gut, daß nie-
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mand weiß, daß ich Rumpelstilzchen heiß«. Dieses Verfahren be­
steht darin, daß mit viel Gepolter der DDR Vergehen vorgehalten
werden, die heute in der ganzen Welt, einschließlich der BRD, gang
und gäbe sind. Vorwürfe dieser Art sind, daß es in der DDR eine
»externe Steuerung der Wissenschaft«{S. 72), eine »Entkirch­
lichung« der Bevölkerung (S. 165) oder eine Erziehung zur »Anpas­
sung« (S. 62) gegeben habe usw usf. Man tut so, um beim
letztgenannten Vorwurf zu bleiben, als ob nur die realsozialistischen
Verhältnisse Mentalität und Moral, Verhalten und Denken beeinflußt
haben. Die inzwischen allzu bekannten Eigenheiten vieler westdeut­
scher »Aufbauhelfer« in den neuen Bundesländern wurden ihnen
offenbar vom lieben Gott mit auf den Weg gegeben.

Und was den Vorwurf der externen Steuerung von Wissenschaft
angeht, so widerlegt sich der Bericht eigentlich selbst. Auf Seite
132 kann man nämlich lesen: In der »Deutschlandforschung« der
Alt-BRD mußte es darum gehen, »ein möglichst realistisches Bild
der DDRzu vermitteln und den Ungerechtigkeitscharakter des SED­
Regimes sowie die Unnatürlichkeit der Teilung Deutschlands zuver­
deutlichen«. Die Ziele und Ergebnisse der »Deutschlandforschung«
wurden also extern vorgegeben, von jenen nämlich, die sie finan­
zierten. Solche logischen Ungereimtheiten sind dem Bericht auch in
anderen Passagen eigen.

Mit dem Bericht der Enquete-Kommission des Deutschen
Bundestages wird die von seiner Mehrheit vertretene »Sicht­
weise«(Ernst Nolte) der DDR-Geschichte und -Gesellschaft vorge­
stellt. Sie soll zukünft ig in Deutschland dominieren. Es wäre sicher
leichtfertig zu meinen. wegen ihrer gravierenden theoretischen und
methodischen Mängel sei dies gar nicht möglich. Leider ist ja die
Größe der Akzeptanz und Verbreitung, die historiographische
Darstellungen erreichen können. keineswegs immer hrem theore­
tischen Niveau gemäß, zumal dann nicht. wenn sich die Propagie­
rung eines im Kern falschen Geschichtsbildes staatlicher und auch
vieler privatwirtschaftlicher Institutionen und Initiativen versichern
kann. So wird für lange Zeit die Darstellung der DDR-Geschichte in
Deutschland ein Hauptfeld der Auseinandersetzung bleiben, nicht
nur zwischen Linken und Konservativen, Sozialisten und Anti­
kommunisten, sondern sie wird auch innerhalb der Linken selbst für
genügend Furore sorgen.
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Für jene unter den Linken, die mit Hingabe und Elan für eine zum
Kapitalismus alternative DDR eingetreten sind und oft ein Leben
lang für sie gewirkt haben, mag heute der vorliegende Bericht vor
allem Trotz auslösen, vielleicht ähnlich dem, den einst Ernst Busch
während des Spanien-Krieges den deutschen Faschisten entge­
gensang:

»Wir sind Verbrecher an Hitlers Tat,
und wir sind stolz auf unsere Verbrechen,
wir sind die Jugend des Hochverrats,
uns konnt' kein Gegner zerbrechen.«

Freilich vermag dieser Bericht auch ganz andere Gefühle zu wek­
ken. Unfreiwillig regt er zu einem sarkastischen »Kratkij kurs istorii
Germanskoj Demokraticeskoj Respubliki« an oder zu einer »Eppel­
man-History of Twentieth Century Germany«. Besser allerdings
wäre es, wenn beide Extreme, das des bloßen Trotzes und das des
ironischen Hochmuts, vermieden werden und unsere aller Ver­
gangenheit einer selbstkritischen Betrachtung im Interesse einer
starken deutschen Linken unterwarfen würde.

Zu einem jedoch dürfte dasvorliegende Elaborat allerdings kaum
taugen, zur »inneren Einigung« der Deutschen, wie dies seine
Verfasser auf Seite 8 ausdrücklich wünschen. Und falls das wider
Erwarten doch der Fall sein sollte, dann müßte eine solche »innere
Einigung« eher Schauder denn Wohlbehagen aufkommen lassen.
Denn der Bericht insgesamt ist, um mit Marx zu sprechen,
»verkehrtes Bewußtsein«. Deshalb sind mit ihm politisch alle Irrwe­
ge ermöglicht, zu denen eine solche Bewußtseinsform wie immer
auch taugt.

Eines wird jedoch linksorientierten Intellektuellen in Zukunft auf
keinen Fall erspart bleiben: die ständige Auseinandersetzung mit
dem sozusagen »amtlichen« Geschichtsbild zur DDR und seinen
Befürwortern, auch von Angesicht zu Angesicht, also ohne die bei
linken Intellektuellen oft so beliebte Abschottung innerhalb der ei­
genen Klientel. Um einen solchen Diskurs aber auf Dauer über­
zeugend bestehen zu können, sind eigene Forschungen zur
DDR-Geschichte, ihren Voraussetzungen und Folgen, m. E. unerläß­
lich. Erforderlich wäre aber auch, Themen zu bearbeiten wie »Zur
Geschichte und zu den Folgen antikommunistischer Machtaus­
übung im Deutschland des 20. Jahrhunderts«. Auch unser Rosa-
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Luxemburg-Verein ist dabei herausgefordert. Die Geschichte der po­
litischen und kulturellen Leistungen der sozialistischen Arbeiterbe­
wegung, aber auch deren Irrwege und Verfehlungen, verdienen
ebenso Aufmerksamkeit wie die geschichtliche Kontinuität des
Antikommunismus, die keineswegs erst 1933 begann und erst
recht nicht 1990 endete. Ungeachtet seiner »späten Geburt« in be­
zug auf eine mögliche persönliche Verstrickung in den Faschismus,
ist unser aller Kanzler hinsichtlich des Antikommunismus eher ein
»Frühchen«, wie seine jüngsten Äußerungen zur Genüge belegen.
Jedenfalls blieb er uns bislang die Antwort schuldig, ob und wie sich
sein Antikommunismus von dem der Nazis unterscheidet. Gegen
»kommunistische Verbrecher« wetterten schließlich sowohl er als
auch sie. Die demokratiezerstörende Rolle, die der Antikommunis­
mus bei der Umwandlung der Weimarer Republik zum »Dritten
Reich« spielte, sollte aus solchem aktuellen Anlaß besonders sorg­
fältig beachtet werden.



Stefan Bollinger

»Geschichtsaufarbeitung«-Machtinstrument
oder Erkenntnishilfe? Einige Anmerkungen

Rechtzeitig zum Ende der Legislaturperiode - und damit für den
Wahlkampf - hat die Enquete-Kommission des Deutschen Bundes­
tages »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur«,
bekannt als Eppelmann-Kommission, ihre Pflicht und Schuldigkeit
getan. Der ihr von der Bundestagsmehrheit erteilte Auftrag wurde
erfüllt, die »Wurzeln des in der SBZ/DDR errichteten diktatorischen
Systems« sowie die »politischen, geistigen und seelischen Folge­
wirkungen der Diktatur« aufzudecken.' Für die Mehrheit der Kom­
mission verstand sich: Die DDR war »ein diktatorisches Gewalt­
und Unrechtssystem«?. So fiel es Rainer Eppelmann nicht schwer,
aus seiner prägnanten Zusammenfassung von 40 Jahren DDR zu 40
Jahren lebenslänglich Knast für ein ganzes Volk die entscheidende
politische Schlußfolgerung zu ziehen: »Ein Volk, das sich seiner ei­
genen Vergangenheit nicht stellt und alten Rattenfängermelodien
der SED/PDS Gehör schenkt, steht in der Gefahr, dieselben Fehler
erneut zu machen.«®

Wieder soll die Historiographie zur Hure der Herrschenden ge­
macht werden und die Geschichte selbst zur Quelle der Legitimati­
on aktueller Politik. Ein probates Mittel, wie unsere Erfahrungen aus

1 Deutscher Bundestag (Drucksache 12/2597) Beschlußempfehlung und Bericht
der Enquete-Kommission »Aufarbeitung der Geschichte und Folgen der SED-Dikta­
tur« vom 13. Mai 1992. In: Dietmar Keller/Hans Modrow/Herbert Wolt (Hrsg.): An­
sichten zur Geschichte der DDR. Bd. 1. Bonn, Berlin 1993. S. 298.
2 Deutscher Bundestag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai 1994.
Bericht der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der
SED-Diktatur in Deutschland« gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom
12. März 1992 und vom 20. Mai 1992 - Drucksachen 12/2330, 12/2597. S. 20. - Im
folgenden zitiert als Enquete-Bericht.
3 Rainer Eppelmann: Diktatur nie wieder eine Chance geben. Debatte am 17. Juni
zur »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland«.
In: »Das Parlament«. Bonn. Nr. 25 vom 24. Juni 1994. $. 2.
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der DDRzeigen, in der die jeweils neuesten Thesen zu historischen
Großereignissen auch und vor allem zur Rechtfertigung der Politik
des Politbüros dienten. Damals forderte Ideologiesekretär Kurt Ha­
ger in Verkürzung und Verfälschung von Marx, Geschichte »als Er­
fahrungsstoff für Gesellschaftsstrategie, als Quelle der Ideologie«
zu verstehen*, - nicht als wissenschaftlichen Suchauftrag, sondern
als Rechtfertigung von Politik post factum.

Natürlich ist den von Marx und Engels herkommenden Sozial­
wissenschaftlern und vollends den Historikern bewußt, daß für die
beiden »die einzige Wissenschaft die Wissenschaft von der
Geschichte«* war. Die Beschäft igung mit der Geschichte erbringt
tatsächlich Material zum Verständnis und zur Bewertung von Ver­
gangenem und Gegenwärtigem. Dievereinfachte Vorstellung vom
Lernen aus der Geschichte, um Fehler und Irrtümer nicht zu wie­
derholen, wird allerdings oft durch die Dialektik von Tragödie und
Farce verdrängt.* Und ebenso trifft zu, »daß es unmöglich ist, die
Vergangenheit zu verstehen, ohne sich mit der Gegenwart zu be­
schäftigen«".

Eben dies erfährt die deutsche Öffentlichkeit wenige Jahre nach
Ende der DDR. Erneut werden die Schlachten des Kalten Krieges
geschlagen, um die zwangsläufigen wirtschaftlichen und politischen
Erschwernisse der übereilt, aber in einem historisch »einmalig gün­
stigen« Moment von oben herbeigeführten Einheit zu rechtfertigen
und jene auszuschalten, die alsTräger des gestürzten alten Regimes
angesehen werden. Dabei geht es nicht allein um ein pauschales
Abrechnen mit den »Handlangern« der SED-Diktatur. Das ist nur ein
willkommenes Nebenergebnis, und gelegentliche Justizfarcen ge­
ben die Staffage dafür ab. (Wobei nicht die Rechtmäßigkeit solcher
Prozesse anzuzweifeln ist, wenn wegen eindeutiger, nach DDR- wie
BRD-Recht strafwürdiger Verletzungen von Menschenrechten ver­
handelt wird. Allerdings darf bezweifelt werden, ob Rechtsorgane
eines anderen Staates dies effektiv und überzeugend tun können.)
Entscheidend ist jedoch anderes.

4 Kurt Hager: Die Geschichte und das Verständnis unserer Zeit. In: Einheit. Berti n
(1989)7. $. 595.
5 Karl Marx/Friedrich Engels: Die deutsche Ideologie. In: MEW. Bd. 3. S. 18.
6 Siehe Karl Marx: Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte. In: MEW. Bd. 8.
s. 115.
7 Marc Bloch: Die seltsame Niederlage: Frankreich 1940. Der Historiker als Zeuge.
Frankfurt am Main 1992. $. 42.
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Zum ersten wird versucht. die gesamte Geschichte des westdeut­
schen Teilstaates als die für Deutschland allein richtige, notwendige
und erfolgreiche darzustellen. Dabei werden alle innenpolitischen
Konflikte - um nur ihre wichtigsten Gegenstände zu nennen: Bon­
ner Separatstaatsbildung, Wiederbewaffnung, (Nicht)Bewältigung
der NS-Vergangenheit, Notstandsgesetze, Reformversuche der spä­
ten 60er Jahre, Neue Ostpolitik, Verschärfung der Strafrechts­
bestimmungen im »Heißen Herbst 1977«, NATO-Nachrüstung,
konservative »Wende« - im Nachhinein so behandelt, als hätte »die
Partei«, die CDU/CSU nämlich, »immer recht« gehabt. Selbstver­
ständlich kann die SPD mit vielen Abwertungen ihrer Oppositions­
und Regierungspolitik nicht einverstanden sein und wendet sich in
Minderheitsvoten gegen die konservative Geschichtsinterpretation.

Im Streit zwischen den beiden großen Parteien CDU/CSU und
SPD bei der Abfassung des Enquete-Berichts sowie in der Bundes­
tagsdebatte am 17. Juni 1994 ging es zwar vordergründig um die
Richtigkeit der früher gegenüber der DDR verfolgten Politik (»Politik
der Stärke« oder »Wandel durch Annäherung«) sowie um die sozial­
staatliche Reformpolitik in der BRD. Das hat jedoch - dieszum zwei­
ten - innen- wie außenpolitisch handfeste Konsequenzen. Die
Wiederaufwertung der militärischen Konflikt»lösung« für eine neue
Weltordnung ist dafür charakteristisch.

Vor allem aber - dies zum dritten - wird versucht, eine Wie­
deraufnahme von alternativen, antikapitalistischen oder gar sozia­
listischen Gesellschaftsansätzen von vornherein als ebenso
diskreditiert wie historisch erledigt einzustufen. So wird vorbeugend
jedes Streben nach einer »anderen Bundesrepublik« als latent tota­
litär abgestempelt und aus dem Spektrum politischer Möglichkeiten
ausgeschlossen. Das gehört zur Generalabrechnung konservativen
Denkens mit jeglichen »sozialistischen Experimenten«. In diesem
Sinne beschwört Michael Stürmer auch Feindbilder jenes Jahres
1968, »als die ganze Republik, eingeschlossen die Schulen und Uni­
versitäten, zur sozialpolitischen Baustelle«® der »Sozialingenieure«
wurde. Staatsinterventionismus ä la Keynes, Sozialstaat, »mehr

8 Siehe Stefan Bollinger: Deutschland nach dem Ende der bipolaren Welt - Eine
alte Großmacht auf dem Weg zu neuer Hegemonie? In: Utopie kreativ. Berlin
(1994)41/ 42. S. 33-45.
9 Michael Stürmer: Wiederkehr der Geschichte. In: Europäische Rundschau. Wien
(1993)3. $. 33.
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Demokratie wagen« -all dasgehöre in die Mottenkiste letztlich nur
totalitär wirkenden utopischen Denkens!°

Eine durch Verdikte und politische Tagesinteressen bestimmte
Geschichts»debatte« zur Verurteilung des anderen Systems
schließt notwendigerweise eine selbstkritische Betrachtung des
eigenen aus - denn Sieger irren nie, wie gelernten DDR-Bürgern
wohlvertraut ist. Lehren aus dem Zusammenbruch der DDR wer­
den für den Westen kaum gezogen. Wenn überhaupt, dann be­
schränken sie sich meist auf Selbstkasteiungen von DDR-Forschern
wegen ihrer Fehlwahrnehmungen einer- so nicht gegebenen - Sta­
bilität jenes anderen deutschen Staates. Solche Fehlurteile führten
dazu, daß die inneren Widersprüche und Konflikte der DDR lange
unterschätzt wurden, die dann schneller als erwartet zu einer ge­
waltsamen Eruption drängten. Es wäre schon erfreulich, Wolf-Die­
ter Narr behielte recht mit seiner Feststellung, »die westwärts
vielfach beobachtbare Siegerpose« sei »bis in die Sozialwissen­
schaften hinein einer neuen Nachdenklichkeit gewichen«!'. Dem
Kommissions-Bericht läßt sich - bei allem, was in seiner Bestands­
aufnahme von DDR-Machtstrukturen akzeptabel und in der Benen­
nung offener Fragen interessant ist - ein solches selbstkritisches
Herangehen nicht anmerken.

So begrüßenswert das Bekenntnis aller Bundestags-Parteien zu
einem »antitotalitären Konsens« ist, der ja sowohl gegen den Fa­
schismus wie gegen den stalinistischen Sozialismus gerichtet sein
soll, so schwierig ist der Umgang mit ihm. Denn die aktuelle politi­
sche Debatte macht deutlich, daß es ein frommer Wunsch von Jür­
gen Habermas bleiben könnte, wenn er verlangt: »Die Linken dürfen
sich über die spezifischen Gemeinsamkeiten totalitärer Regime
nicht hinwegtäuschen und müssen auf beiden Seiten denselben
Maßstab anlegen; die Rechten dürfen wiederum Unterschiede nicht

10 Siehe Joachim Fest: Der zerstörte Traum. Vom Ende des utopischen Zeitalters.
Berlin 1991.- Siehe kritisch dazu: Stefan Bollinger/Bernhard Maleck: Auf der Suche
nach der Zukunft. Über Macht und Ohnmacht des Utopischen. Berlin 1992. - Ste­
fan Bollinger: Zwischen Alptraum und Utopie. Linke Zukunftssuche und ihre Äng­
ste. Hrsg. vom Brandenburger Verein für politische Bildung »Rosa Luxemburg«
e. V. Potsdam 1993.
11 Siehs Wolf-Dieter Narr: Lernen aus dem Zusammenbruch der DDR. Ergänzen­
de Notate zum Artikel von Klaus Schroeder und Jochen Staadt. In: Leviathan. Berlin
(1993)1. $. 64ff.
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nivellieren oder herunterspielen.«'? Doch übersieht er keineswegs
den »Kampf um die Interpunktion der Zeitgeschichte« in diesem
kurzen Jahrhundert von 1914 bis 1989.

Durch die Hintertür des Diktaturenvergleichs stellt sich - entge­
gen der geforderten Differenzierung - doch eine Gleichsetzung
beider Diktaturen ein und eine vorrangige Verurteilung des realso­
zialistischen Versuchs. Die Nazi-Verbrechen verschwimmen hinter
dem so illuminierten Vordergrund im Unkenntlichen und erscheinen
womöglich noch gerechtfertigt durch das andere, ebenso totalitäre
Regime.'°

Es genügt eben nicht der Strukturenvergleich: hier NSDAP und
da SED, hier Gestapo und da Stasi. Vielmehr ist nach den Wechsel­
wirkungen der jeweils koexistierenden Systeme, auch nach den in­
neren Entwicklungen des jeweils anderen Staates, der anderen
politischen Kräfte zu fragen. Vor allem stellt sich die Frage nach der
Bewertung sowohl der Ideale und Ziele als auch der konkreten Ent­
scheidungs- und Handlungsgründe und Bedingungen der handeln­
den Kräfte. Genau das ist aber der Punkt, wo das Nachdenken und
Aufarbeiten meist gar nicht erst anfängt.

Das zu wissen, erlaubt jedoch keine Abstriche an einer selbstkri­
tischen Aufarbeitung des Realsozialismus durch diejenigen, für die
der Sozialismus als Gesellschaftsalternative nicht erledigt ist. Ge­
wißverleitet gerade die Herabwürdigung der DDRzur »zweiten Dik­
tatur« zu ihrer Verklärung. Es stehen natürlich stets die eigene
Biographie und das eigene Lebenswerk zur Disposition und Neube­
wertung. Nostalgie ist aber ein schlechter Ratgeber, wenn es um
die nüchterne Bestandsaufnahme und die Suche nach Konstrukti­
onsfehlern des administrativ-zentralistischen, nicht-demokratischen
Sozialismus geht. Rückständige Ausgangsbedingungen und ständi­
ger äußerer Druck sind nicht Erklärung genug, wenn nach 40 oder
70 Jahren Realsozialismus die Menschen freiwillig diese Gesell­
schaft preisgaben.

12 Jürgen Habermas: Die Last der doppelten Vergangenheit. In: »Die Zeit«. Ham­
burg. Nr. 20 vom 13. Mai 1994. S. 54.
13 Siehe meine Rezension zu Ernst Nolte: Streitpunkte. Heutige und künftige Kon­
troversen um den Nationalsozialismus. In: Utopie kreativ. Berlin (1994)43-44.
S. 184ff.
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In einer der ersten DDR-Bestandsaufnahmen warnte Hans Mayer,
der aus der DDRemigrierte Literaturwissenschaftler. der nie Zwei­
fel an seiner kritischen Einstellung zum Realsozialismus gelassen
hatte, vor einem Trugschluß: »Ende schlecht, alles schlecht? Wäre
dies die nüchterne Bilanz in der Geschichte einer Deutschen Demo­
kratischen Republik?«'' Genau dieses Vorurteil führte aber den Be­
richtsautoren die Feder, für die sich »die Diktatur der SED entgegen
der Legendenbildung zu keiner Zeit ihrer Existenz auf den Willen
einer Mehrheit der Bevölkerung der DDR stützen konnte«.1

Da es für die Kommissionsmehrheit keine sozialistische Alterna­
tive zum Kapitalismus geben kann, betrachtet sie Besatzungs­
macht, Konfrontation der Supermächte und Systemkonflikt, als
wären es nur Fassaden, hinter denen sich unbändiger Demokratie­
wille des Westens und totalitärer Machtanspruch Moskauer oder
Ostberliner Kommunisten verbargen. Da sie rundweg leugnet, daß
die SED-Führung zu irgendeiner Zeit von tatsächlicher Unterstüt­
zung durch eine Mehrheit der DDR-Bevölkerung ausgehen konnte,
fragt sie auch nicht, ob und warum esauf bestimmten Politikfeldern
für die Bürger der DDRmöglicherweise doch Gründe geben konnte,
der Politik ihrer Obrigkeit zuzustimmen. Das gilt doch aber wohl für
die Beseitigung der Überreste des Faschismus. die nachdrückliche
Friedenspolitik der DDR in allen Phasen ihrer Entwicklung und die
entschieden soziale Ausrichtung des Staatswesens. Wenn dasaus­
geklammert wird, dann sind Verweise auf innersozialistische Dissi­
denz und Opposition mit sozialistischer Zielrichtung unverständlich,
weil genau diese von den positiven Vor- und Ansätzen der DDR­
Politik ausgingen und in der Wirklichkeit Widersprüche dazu
ausmachten.15 Auch ihre Alternativen hätten in der heutigen Bun­
desrepublik keinen Anspruch und keine Chance einer Realisierung.

Die im Bericht - im Einklang mit einer generellen Wiederbele­
bung dieser Art von Geschichtsschreibung - vorherrschende Auf­
merksamkeit für politische Institutionen und Personen verkennt die
soziale Geschichte der DDRund ist blind für Interessenlagen. Über­
einstimmungen und tiefere Konflikte dieser Gesellschaft. Eine be-

14 Hans Mayer: Der Turm von Babel. Erinnerung an eine Deutsche Demokratische
Republik. Frankfurt am Main 1993. $. 15.
15 Enquete-Bericht. S. 280.
16 Siehe Sigrid Meuschel: Legitimation und Parteiherrschaft in der DDR. Zum Pa­
radox von Stabilität und Revolution in der DDR 1945-1989. Frankfurt am Main 1992.
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grenzte Anzahl Oppositioneller und einige Millionen, die im laufe
der Jahre aus unterschiedlichen Gründen die DDR verließen, wer­
den gegen die Biografien, die Sympathien und Antipathien, Motive
und Positionen, Handlungen und Unterlassungen derjenigen gestellt
und sollen mehr gelten als jene Mehrheiten, die ihrem Staat mit
Überzeugung oder nur aus Gewohnheit dienten und für wirtschaftli­
che und politische Leistungen sorgten, die nicht allein der Führungs­
clique in Wandlitz zugute kamen, sondern ihnen selbst.

Die ganze Wahrheit über das Leben, die Hoffnungen und die Ent­
täuschungen der DDR-Zeit dürfte kaum an historischen Eckdaten
festzumachen und in staubigen Akten vom Werderschen Markt
oder der Normannenstraße zu finden sein. So wie die Geschichte
der DDR ihrer Einordnung in die großen Wechselwirkungen der Sy­
stemauseinandersetzung bedarf, so braucht sie dasAufdecken von
Zusammenhängen zwischen der »großen Politik« und dem Verhal­
ten der einzelnen Bürger. Es reicht nicht aus, das »politische
System« zu analysieren und das, was an der Oberfläche an papiere­
nen Direktiven und bestellten Jubel- oder PR-Aktivitäten faßbar
wird." Verwiesen sei etwa auf die tatsächliche Einstellung zu den
gesellschaftlichen Umbrüchen, wie sie die Kollektivierung der
Landwirtschaft darstellte oder die Herausbildung bestimmter
»basisdemokratisch« deutbarer Formen im Arbeitsprozeß, der »so­
zialistische Wettbewerb«, die »Brigadebewegung«..!

Es ist zu hoffen. daß auch den etablierten (west)deutschen
Historikern dieses Manko auffällt und eine »politische Sozialge­
schichte mit aufklärerischem Engagement und Interesse an großen
Zusammenhängen an Boden gewinnt«, wie Jürgen Kocka es aus­
drückte. Sie wird gebraucht, diese »Sozialgeschichte des Natio­
nalismus, die sozialgeschichtliche Analyse des Aufstiegs und des
Niedergangs von Staaten, die Sozialgeschichte des Rechts, der

17 Siehe z. B. Wolf-Dieter Narr: Lernen aus dem Zusammenbruch der DDR. Ergän­
zende Notate zum Artikel von Klaus Schroeder und Jochen Staadt. In: Leviathan.
Berlin (1993)1. S. 66f.
18 Siehe exemplarisch zu den beiden Themen Jörg Roesler: Inszenierung oder
Selbstgestaltungswille? Zur Geschichte der Brigadebewegung in der DDR wäh­
rend der 50er Jahre.Berlin 1994 (hefte zur ddr-geschichte 15) - Dieter Schulz:
»Kapitalistische Länder überflügeln«. Die DDR-Bauem in der SED-Politik des öko­
nomischen Wettbewerbs mit der Bundesrepublik von 1956 bis 1961. Berlin 1994
(hefte zur ddr-geschichte 16).
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Macht, auch der Demokratiegefährdung«'®, Und das sind Themen,
die eben nicht nur für die DDR-Geschichte anstehen, sondern (Stich­
wort »Lernen aus dem Zusammenbruch der DDR«) auch für die
westdeutsche Gesellschaft und andere westliche Länder.

Eine solche Betrachtung der DDR würde dann auch ergeben, daß
- bei allen persönlich-charakterlichen Schwächen, bei allen innovati­
onsfeindlichen Strukturen und lähmenden Siegesgewißheiten - die
Politik der Herrschenden auch von alten Zielen der Arbeiterbewe­
gung bestimmt wurde und auch deshalb für lange Zeit die Zustim­
mung vieler Menschen fand. Das läßt sich nicht auf die einfache
Machtformel bringen: »Die SED erreichte zeitweise durch ihr Wohl­
fahrtsprogramm einerseits und durch Angsterzeugung als Herr­
schaftsinstrument andererseits gesellschaftliche Akzeptanz.«?°
Vielmehr war die realsozialistische Politik zunächst und vor allem
Reaktion auf Krisen, Elend und Kriege der kapitalistischen Gesell­
schaft. Deren Geschichte verlangte nach Alternativen, die bis heute
auf der Tagesordnung stehen: ein Leben in sozialer Gerechtigkeit, in
sozialer Sicherheit, in einer selbstbestimmten und nicht ausbeuteri­
schen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung.

Die Tücke des historischen Ortes dieses Sozialismusversuches,
die verheerende Nachwirkung des kriegskommunistischen, im wei­
teren stalinistischen Modells mit seiner Kommandowirtschaft und
seinen Demokratiedefiziten. die in seinem Rahmen gegebene und
noch zunehmende Entwicklungsunfähigkeit des Systems erwiesen
sich als »Modernisierungsfalle« (Sigrid Meuschel). Wie sich »späte­
stens mit der Zerschlagung des Prager Frühlings und dem Abbruch
der Reformen auch in der DDR zeigte, fand die Annahme, eine indu­
striegesellschaftliche Eigenlogik werde sich [...]) Bahn brechen und
schließlich auch zur Rationalisierung, zur Versachlichung des Herr­
schaftssystems führen, in der Realität nur eine eingeschränkte Ent­
sprechung.«' Denn es gelang weder, die Wirtschaft auf die Höhe
der Produktivkräfte zu bringen, noch, innerökonomische Triebkräfte
dauerhaft durchzusetzen, und schon gar nicht, eine versachlichte,

19 Jürgen Kocka: Sozialgeschichte der neunziger Jahre. In: Neue Gesellschaft/
Frankfurter Hefte. Bonn (1993)12. S. 1126.
20 Enquete-Bericht. S. 55.
21 Sigrid Meuschel: Legitimation und Parteiherrschaft in der DDR. Zum Paradox
von Stabilitat und Revolution in der DDR 1945-1989. Frankfurt am Main 1992.
$. 127f.
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genauer: eine demokratische politische Struktur, eine Macht nicht
im vorgeblichen Auftrag der Arbeiterklasse, des Volkes, sondern
durch das Volk selbst zu etablieren32

Der schon zitierte Marc Bloch kritisierte die Vorstellung, daß der
Historiker »eine Art Richter des Totenreiches !ist). dem die Aufgabe
zufiele, Lob und Tadel unter den toten Helden zu verteilen«?®, Die
Autoren des Berichts haben da keine Hemmungen. Dabei geht es
ihnen nicht nur um die toten Helden (oder Schurken), sondern um
die ganze Gesellschaft. Entschieden weisen sie die Auffassung
zurück, daß »beide deutschen Staaten und ihre Entwicklungswege
[...] historisch wie völkerrechtlich, moralisch wie politisch« gleicher­
maßen legitim« gewesen« seien.?* Die konservative Mehrheit der
Enquete-Kommission hält generell nichtsvon Kapitalismuskritik und
stellt in Abrede, daß »auf dem Boden des Marxismus demokrati­
sche Lebens- und Herrschaftsformen möglich seien«?®. Damit geht
aber ein entscheidender Ansatzpunkt für Geschichtsaufarbeitung
verloren, nämlich die Offenheit für künftige wie auch vergangene
Prozesse. Die alte Geschichtsinterpretation durch den »Marxismus­
Leninismus« feiert hier fröhlich ihre Wiederkehr: die Gewißheit der
»Sieger der Geschichte«, ihr unfehlbares Urteil über das, was war,
und das, was sein wird, ihre Kenntnis dessen, was richtig oder
falsch, gut oder schlecht für die Menschen sei. Manfred Kossok
hatte in seinem letzten Aufsatz genau darauf verwiesen: »Geschich­
te auch gegenüber der Vergangenheit als offen anzunehmen, ergibt
nur einen Sinn, wenn sich damit die Bereitschaft verbindet, ihre Wi­
dersprüchlichkeit anzuerkennen, die keine polare Fixierung in Gut
und Böse zuläßt. und wenn darauf verzichtet wird, sie lediglich als
Vehikel der Interessenkonstellationen zu benutzen,«?6

Das hätte verlangt, beide deutsche Staaten, zumal die DDR, in
ihrer Entwicklung und Veränderung, in ihrem Verhältnis zu den

22 Zu der m. E. entscheidenden Zäsur des Jahres 1968 siehe Stefan Bollinger: Die
DDR kann nicht über Stalins Schatten springen. Reformen im Kalten Krieg - SED
zwischen NÖS und Prager Frühling. Berlin 1993 (hefte zur ddr-geschichte 5).
23 Marc Bloch: Apologie der Geschichte oder Der Beruf des Historikers. Hrsg. von
Lucien Febvre. 3. Aufl. Stuttgart 1992. S. 133f.
24 Enquete-Bericht. S. 280.
25 Enquete-Bericht. S. 50.
26 Manfred Kossok: Im Gehäuse der selbstverschuldeten Unmündigkeit oder
Umgang mit der Geschichte. In: Dietmar Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf (Hrsg.):
Ansichten zur Geschichte der DDR. Bd. 1. Bonn, Berlin 1993. S. 12.
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selbstgesetzten Idealen, in ihren Konflikten und auch positiven Mo­
menten zu untersuchen. Es hätte vorgeführt werden müssen. wie
»die alte Bundesrepublik und die DDR in einer antagonistischen
Weise aufeinander bezogen waren«?', - ohne Wahrnehmungsirrtü­
mer, Fehlentscheidungen und Schuld nur auf einer Seite festzuma­
chen. Doch wird so nicht verfahren.

Die Kommission konstatiert. daß sich der Terror im laufe der
Jahrzehnte abschwächte, sie registriert personelle Veränderungen.
sie zeigt Oppositionskräfte, immerhin auch pro-sozialistische. Da es
aber nach ihrer Auffassung von vornherein um einen illegitimen
Ansatz gesellschaftlicher Entwicklung ging, um eine durchgängige
Verirrung des Geistes und der Politik, entzieht sie sich jeder umfas­
senden Auseinandersetzung mit dem in der DDR (wie in ganz Ost­
europa) Erstrebten, Erreichten, Mißratenen und Versäumten.

Vielleicht sollte ich mit den Worten eines Solidarnosc-Aktivisten,
Adam Michnik, schließen: »ich fürchte einen politischen Prozeß, in
dem die Sieger über die Besiegten zu Gericht sitzen werden. Ich
habe solche Prozesse ein paar Mal erlebt, ich möchte keinen weite­
ren erleben[...]« Wir sind »alle in Gefahr {...], einen Sündenbock su­
chen zu wollen. Irgendjemand soll zahlen für die damaligen
Demütigungen und Leiden, aber auch für unsere eigenen Sünden,
Schwächen und Ängste.«?"

27 Wolfgang J. Mommsen: Die DOA in der deutschen Geschichte. In: Aus Politik
und Zeitgeschichte. Beilage zur Wochenzeitung »Das Parlament«. Bonn (1993)29
bis 30. S. 29.
28 Adam Michnik: Im Namen der Vergebung. In: Neue Gesellschaft/Frankfurter
Hefte. Bonn (1994)1. S. 671.
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Bundestagsdrucksache 12/ 7820
- auch methodisch ein Dokument
voller Widersprüche

Der Bericht der Enquete-Kommission ist eine wenig erquickliche
Lektüre. Das liegt nicht daran, daß hier - wenn auch in der Regel
einseitig verzeichnet und oft aus ihren Ursachen herausgelöst-Tat­
sachen und Entwicklungen benannt sind, die eine unbequeme, in
vieler Hinsicht dennoch zutreffende Negativbilanz der DDR erge­
ben. Dafür ist eigentlich zu danken; denn eine sich neu besinnende
Linke. die all dies nicht kritisch bedenkt. braucht gar nicht erst anzu­
treten. Wie auch alles zu unterstützen ist, was der juristischen und
moralischen Rehabilitierung wirklicher Opfer von Unrecht und
Machtwillkür und sinnvoller Wiedergutmachung dienlich ist.

Der Unmut hat andere Ursachen. Der Anspruch der Kommission,
»einen Beitrag zur inneren Vereinigung der Deutschen zu leisten«
und »zur Vergewisserung des demokratischen Grundkonsens im
vereinigten Deutschland« beizutragen', blieb uneingelöst. Er wurde
machtpolitischen, parteiegoistischen und wahltaktischen Ambitio­
nen geopfert. falls er jemals ernst gemeint war.

Der Bericht läßt kaum Bereitschaft erkennen, die Realitäten der
DDRals Phänome unseresJahrhunderts zu betrachten, deren histo­
rische und internationale Dimensionen ausgedeutet sein wollen.
Aber eswaren doch renomierte Historiker mit am Werke.? Wer von
ihnen hat sich vom politisch vordergründigen Umgang mit den nach­
weislich meist differenzierteren Teilanalysen distanziert? Wenn die

1 Deutscher Bundestag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai 1994.
Bericht der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der
SED-Diktatur in Deutschland« gemäß Beschiuß des Deutschen Bundestages vom
12. März 1992 und vom 20. Mai 1992. - Drucksachen 12/2330, 12/2597. S. 5.
2 Siehe die aufgelisteten Berichterstattergruppen (ebenda. $. 13/14), die Autoren
der im Anhang verzeichneten Berichte, Expertisen und Forschungsaufträge (eben­
da. S. 289-292) sowie die angehörten Zeitzeugen und Sachverständigen (ebenda .
S. 293-296).
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Initiatoren schon die eigentlich angebrachte Enquete zur deutsch­
deutschen Nachkriegsentwicklung gescheut haben, so gebot ver­
antwortungsbewußtes Herangehen an den Gegenstand doch
zumindest, folgende Fragen zu stellen:

a Was an den beschriebenen und im Bericht mit wenigen Aus­
nahmen hart verurteilten DDR-Realitäten ist allen hierarchischen
Systemen - andere Ordnungen hat die Menschheit bislang noch
nicht hervorgebracht - mehr oder weniger eigen?

13 Was war der Ausfluß eines unser Jahrhundert wesentlich
bestimmenden, ein Drittel unseres Planeten erfassenden, histo­
risch legitimen, bald aber aus den Fugen geratenden Ausbruchver­
suches aus der kapitalistischen Produktionsweise und aus einer Ära
von Kriegen?

II Was waren die DDR-spezifischen - verschärfenden oder auch
mildernden - Tatsachen, Entwicklungen, Motive und deren Folgen?

Waswar dem Kalten Kriege, der Konfrontation der Supermäch­
te und den deutsch-deutschen Rivalitäten geschuldet?

Wo beginnt und wo endet - eingedenk der vorgenannten
Umstände - die Verantwortung der Träger politischer Macht in der
DDR?

! Was bedeutet das alles für die Menschen im Anschlußgebiet
und für die Deutschen überhaupt? •

Von partiellen Ausnahmen abgesehen, sind allerdings von der
Enquete-Kommission ganz andere Prämissen und Raster gesetzt
worden. Es werden Methoden der Beschreibung und Bewertung
von DDR-Realität angewandt. deren adäquate Übertragung geeig­
net wäre, auch andere Gesellschaften und Staaten, eigentlich jedes
Gemeinwesen unserer Erde, in trübstem lichte erscheinen zu las­
sen. Nur ein Beispiel: Wesentlicher Aspekt der Untersuchung des
geistigen Lebens der DDR durch die Enquete-Kommission ist die
Prämisse: Bildung, Wissenschaft und Kultur dienten der geistigen
Indoktrination und der Machtstabilisierung. Angenommen wir ver­
anstalten eine Enquete zu 40 Jahren BRD und setzen die adäquate
Prämisse: Kern des Wirkens der Medien ist einerseits die Manipu­
lierung, andererseits die Ventilfunktion. Dann macht es wenig
Mühe, die Wahrheit dieser Prämisse hundertfach dort zu entdek­
ken, wo immer wir sie entdecken wollen. Nur - mit einer ausge­
wogenen empirischen Untersuchung der Verhältnisse und der
Betroffenheit von Akteuren und Adressaten hat das nicht viel zu tun.
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DasVorgehen der Verfasser der Drucksache 12/7820 produziert un­
gewollt Verwandtschaften, die man doch eigentlich nicht vorzeigen
möchte. Der Bericht prangert zum Beispiel den DDR-Lehrauftrag
an, »den Schülern ein konkretes, wissenschaftlich exaktes und par­
teiliches Bild« von der Entwicklung der DDR und des sozialistischen
Weltsystems«® zu vermitteln. Und er fordert einige Seiten später,
»zum anderen sollten die Mechanismen und Folgen von Diktatur
den Schülern am Beispiel der DDRverdeutlicht werden«*. Das sind
gewiß entgegensetzte Inhalte. Verwandte Methoden der Instru­
mentalisierung von Unterricht sind es aber auch.

Auch eine ausgewogene Analyse des geistigen Lebens der DDR
hätte ergeben, daß Indoktrination ein Wesenszug der Bildungs-,
Wissenschafts- und Kulturpolitik der DDRgewesen und daß dies zu
verurteilen ist. Sie hätte aber zugleich ermöglicht, Platz und Rolle
.lieser Einwirkungvon oben in Relation dazuzu setzen, wie die DDR
als Staat ihre Verantwortung für die Bildung, für die Förderung der
Wissenschaft, für die Pflege der Kultur und die kulturelle Betätigung
ihrer Bürger insgesamt wahrgenommen hat, welche Resultate dies
mit dem Blick auf die neuen Bundesländer und für dasgemeinsame
Deutschland erbracht hat und wie die Regierenden im heutigen
Deutschland damit umgegangen sind oder umgehen sollten. Genau
das aber war nicht erwünscht, weshalb alle Lebensbereiche - die
Wirtschaft, der Alltag der Bürger, Recht, Bildung, Kultur und Wis­
senschaft - zentriert und ausschließlich in das Koordinatenkreuz
von Machtpolitik, Rechtsbeugung und ideologischer Bevormundung
gerückt worden sind. Sie haben nach der Lesart der Bundestags­
drucksache keine mit anderen Ländern vergleichbare Innenaufgabe
und Innendynamik und stehen in keiner Wechselwirkung mit den
historischen Trends unseres Jahrhunderts, mit den internationalen
Gegebenheiten und Entwicklungen, selbst von den elementaren
Funktionsmechanismen jeglicher Gesellschaft bleibt vieles ausge­
klammert.

Es ist schon erstaunlich: Leute, die es gewohnt sind, alleweil zu
fragen: Ist das bezahlbar? Wie rechnet es sich? haben alles mögli­
che untersucht, nur nicht den Staatshaushalt der DDR und die ihm
zu Grunde liegenden ökonomischen Fakten. Jeder unvoreingenom-

3 Ebenda. S. 63.
4 Ebenda. $. 68.
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mene Betrachter, der, sagen wir. die Bildungs-, Wissenschafts- und
Kulturpolitik eines beliebigen Landes beurteilen will, würde sich
weit vorn die Frage stellen: Was und wieviel von seinen Mitteln und
Möglichkeiten setzt dieses Gemeinwesen für die Bildung seiner
Bürger und die Pflege seiner Kultur ein? Auf dieser Basis würde er
den Stellenwert dieser Seiten gesellschaftlichen Lebens beurteilen
und dann nach Inhalten und Formen, nach Instrumentalisierung und
Mißbrauch fragen. Von einer solchen Betrachtungsweise ist der
Bericht der Enquete-Kommission weit entfernt, war ihr doch vorge­
geben, Bildung, Wissenschaft und Kultur wie auch alle anderen
Bereiche gesellschaftlichen und individuellen Lebens als Folge von
SED-Diktatur zu behandeln.

Dort, wo das beschriebene Raster ausnahmsweise aufgegeben
wird, wie das im Abschnitt »Frauen- und Familienpolitik« zu einem
gewissen Grade der Fall ist *, stellen sich hingegen sofort realere.
ausgewogenere und akzeptablere Untersuchungsresultate ein. Es
überrascht nicht. daß der gewollte parteiliche Voluntarismus der Ver­
fasser des Berichtes zu eklektischen Ergebnissen geführt und ein
auch an inneren Widersprüchen reiches Papier erbracht hat. Ich
möchte dies anhand der beiden ersten Themenfelder mit einigen
Beispielen nachweisen.*Zugegeben, es folgen später Themenfelder,
in denen größere Ausgewogenheit aufkommt. Aber es ist natürlich
nicht zufällig, daß allem voran die SED-Diktatur abgehandelt wird
und erst hundert Seiten später Themen wie »Deutschland unter Be­
satzungsherrschaft«, »Das geteilte Deutschland«, »Die deutsche
Frage nach dem zweiten Weltkrieg« Gegenstand des Berichteswer­
den. Auf diese Weise ist die Konstituierung der SED-Diktatur von
ihren Rahmenbedingungen weitgehend abgetrennt worden. Dies
war Voraussetzung. um parteilich-voluntaristische Sicht- und Wer­
tungsmuster - wie geschehen - anwenden zu können.

Da gibt es erstenssich eigentlich ausschließende Aussagen und
nicht aufgelöste widersprüchliche Wertungen. So ist zum Beispiel
einmal von der »Beseitigung [ ...] historischer Fächer wie etwa der

5 Siehe ebenda. S. 57-61.
6 Siehe Themenfeld I: Machtstrukturen und Entscheidungsmechanismen im SED­
Staat und die Frage der Verantwortung.Themenfeld II: Rolle und Bedeutung der
Ideologie, integrativer Faktoren und disziplinierender Praktiken in Staat und Gesell­
schaft der DDR.
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klassischen Philologie und der Alten Geschichte«? die Rede; eine
Seite weiter lesen wir, »klassische Philologie und Alte Geschichte
( ...] wurden vernachlässigt«", was wohl nicht dasselbe ist. Selbst
wenn die eine Aussage auf den universitären Bereich und die ande­
re auf die Akademie der Wissenschaften bezogen wird, bleibt dies,
auch eingedenk der Realität, ein Widerspruch. Steigen wir eine Ebe­
ne höher, so stoßen wir auf Wertungen, die nicht oder nur schwer
kompatibel sind. So finden wir en masse - nicht unbedingt in der
konkreten Aussage, aber von den Proportionen her - überdimen­
sionierte Aussagen über die Indoktrination als das eigentliche We­
sen der Schulbildung der DDR. Plötzlich lesen wir den einsam
dastehenden, für die Gesamtwertung folgenlosen Satz: »Dessen­
ungeachtet wurde ein hoher Bildungsstand erreicht, besonders auf
naturwissenschaftlichem und technischem Gebiet.«

Vergleichen wir gar verschiedene Themenfelder, werden die
Widersprüche noch gravierender. Lage und Habitus nehmen sich
bei dem abstrakten, d er permanenten Willkür ausgelieferten DDR­
Menschen in den Teilen über die Macht ganz anders aus als bei dem
schon etwas konkreteren DDR-Menschen »Frau« im Abschnitt
Frauen- und Familienpolitik. Wenn aber zutrifft, was für die Frauen
gesagt wird. kann vieles von dem, was anderenorts formuliert ist,
zumindest für die Hälfte der DDR-Bevölkerung nur bedingt richtig
sein. Oder deutlicher - dann ist in vielen Aussagen an anderen Stel­
len infolge ihrer Absolutheit die Wirklichkeit entstellt, wenn nicht
bewußt verfälscht. .

Zweitens fällt auf, daß auch die Methode der kleinen Tricks und
der Inanspruchnahme von Legenden nicht verschmäht worden ist.
So werden zum Beispiel die Wahlergebnisse der Sowjetischen Be­
satzungszone vom Herbst 1946 verschwiegen und stattdessen die
Berliner Zahlen aufgeführt und als repräsentativ suggeriert.'°Da
werden der CDU(Ost) und LDP(Ost) zu Recht »Bemühungen um
gesamtdeutsche Parteistrukturen«'' zugute gehalten, indes bleibt
unausgesprochen, wie sie dabei von ihren Schwesterparteien in den
Westzonen brüskiert worden sind, die im Risikofalle immer zu Gun­
sten isolierter Westoptionen entschieden haben.

7 Ebenda. S. 70.
8 Ebenda. S. 71.
9 Ebenda. S. 66.

10 Siehe ebenda. S. 21.
11 Ebenda. S. 21.
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Wesentlicher ist indes- das wäre ein dritter methodischer Wesens­
zug des Berichtes -, wie durch das Verzeichnen von Proport ionen
die vorgegebene absolute Negativbilanz von 40 Jahren DDR gezielt
herbeigeführt wird. Der Leser der Drucksache 12/7820 wird mit Ab­
sicht im unklaren gelassen, ob jeweils vom Stamm, von einem tra­
genden Ast, von einem Nebenast oder von einem Zweig des
Baumes DDR die Rede ist. Gelegentliche Zwischenüberschriften
wie »Ausgewählte Problembereiche«12 heben dies nicht auf, son­
dern offenbaren höchstens dieses Vorgehen. Fast nirgendwo finden
sich quantifizierte Angaben, die einen Vergleich mit der BRD oder
anderen Staaten erlauben würden.

Es ist schon Methode, wenn der »Umerziehung in Spezialhei­
men und Jugendwerkhöfen«', von der in vierzigJahren DDReinige
Tausend Kinder und Jugendliche betroffen waren, etwa derselbe
Platz eingeräumt wird wie der »Ausgestaltung des einheitlichen
sozialistischen Bildungssystems««'* , das Millionen Schüler durch­
laufen haben. Es ist auch kein Zufall. wenn die Wirtschaft der DDR
nicht von ihren ökonomischen Ausgangsbedingungen her, auf der
Grundlage ihrer Ressourcen und ihrer Potentiale, unter Beachtung
der Beziehungen zwischen Produktion - Konsumtion - Akkumulati­
on sowie der Rolle und Stellung der Menschen in der Wirtschaft
beurteilt wird, sondern nur in »ihrer Umgestaltung zu einer zentrali­
stisch-administrativen Planwirtschaft sowie ihrer Instrumentalisie­
rung für die Ziele der SED-Diktatur«'* interessiert . Später taucht
dann die Wirtschaft. die doch Grundlage jeder gesellschaftlichen
und individuellen Existenz ist. lediglich noch einmal unter dem
Aspekt des innerdeutschen Handels auf.1® Und obwohl im Bericht
der Enquete-Kommission Dutzende weiter zu untersuchende Pro­
blemkreise aufgelistet werden. ist das Fehlen jeglicher ökonomi­
scher Analyse der Volkswirtschaft der DDR nicht einmal als
Desiderat ausgewiesen. auch nicht im Sondervotum der Mitglieder
der SPD-Fraktion und der Sachverständigen Faulenbach, Gutzeit
und Weber zur Gesellschaftspolitik.17

12 Ebenda. S. 63.
13 Ebenda. S. 64.
14 Siehe ebenda. S. 62/63.
15 Siehe ebenda. $. 37.
16 Siehe ebenda. $. 149/150.
17 Siehe ebenda. S. 56/57.
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Noch weniger kann es überraschen. wenn die im Anschlußprozeß
von den Bonner Koalitionsparteien vereinnahmten Blockparteien der
DDR überaus wohlwollend beurteilt werden. So erfährt man zwar
viel über die Bedingungen ihres Handelns und über den Druck. dem
sie ausgesetzt waren. aber kaum etwas über ihr tatsächliches Wir­
ken in den Organen staatlicher Macht - der Volkskammer, der
Regierung, dem Staatsrat, den Wahlkommissionen - oder in gesell­
schaftl ichen Gremien wie dem Nationalrat. dem Demokratischen
Block oder den Leitungen großer Massenorganisationen. Ver­
schwiegen sind die Positionen, die diese Parteien in polit ischen Ent­
scheidungssituationen mit autorisierten Erklärungen und politischen
Handlungen bezogen haben." Und wenn im Sondervotum von Mit­
gliedern der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie
einiger Sachverständiger'® hier eingehakt wird, so ist das lobens­
wert . Doch sind wahltaktische Überlegungen nicht zu übersehen;
denn auf so manchen anderen Feldern unterbleiben gleichermaßen
notwendige Klarstellungen.

Dieses Messen mit zweierlei Maß ist ein vierter durchgängig zu
beobachtender methodischer Wesenszug des Papiers der Enquete­
Kommission. Es beginnt bei der Wahl der Sprache. Sind über die
Entwicklung im Westen - was selten genug vorkommt - auch ein­
mal unbequemere Tatsachen mitzuteilen, liest man, »es wurde«,
»es scheiterte«, oder es ist von der »Unvereinbarkeit von Zielset­
zungen« die Rede. Für die DDR-Entwicklung existieren hingegen
immer verantwortliche historische Subjekte: die SED, der Staat,
Funktionäre und Amtsträger. Das ist logisch. wenn wir uns verge­
genwärtigen, daß mit dem Bericht schließlich und endlich vor allem
Notwendigkeit und Berechtigung politischer Ausgrenzungen und
juristischer Abstrafungen begründet werden sollen.

Bei allem Verständnis für die Att raktivität der westlichen plurali­
stischen Gesellschaften - es gehört schon ein gerüttelt Maß politi­
scher Parteilichkeit dazu, die Politik der USA und Großbritanniens
schlechthin »für das universalistische Prinzip der Demokratie und
damit für Selbstbestimmung und Menschenrechte«?° auszugeben,
der UdSSR hingegen nur ein Handeln aus »großmachtpolitischen
wie ideologischen Gründen«" zur Ausdehnung der kommunisti-

18 Siehe ebenda. S. 30-34.
19 Siehe ebenda. $. 34-37.

20 Ebenda. $.19.
21 Ebenda.
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schen Einflußsphäre zuzuschreiben. So lassen sich zwar die im The­
menfeld V »Innerdeutsche Beziehungen und internationale Rah­
menbedingungen« enthaltenen Aussagen nicht zusammenfassen,
dennoch wird so in die gesamte Thematik eingestiegen.

Doch nehmen wir einmal an, die Deutschen waren tatsächlich
mit Siegermächten konfrontiert. die sich nach diesem simplen Gut­
Böse-Schema unterschieden haben. Unterstellen wir, die Autoren
hätten recht, wenn sie den einfachen Nenner wählen, die BRDwur­
de geschaffen, die DDRwurde aufgenötigt. Dann müßte doch wohl
ostdeutsche Politik auch danach befragt werden, was sie unter
solch widrigen Bedingungen an Bösem abzuwehren, an Gutem zu
erhalten und zu gestalten vermochte, welche Lebensräume sie für
die Deutschen östlich der Elbe schaffen-konnte. Das verbindet sich
mit der Frage, ob es nach Faschismus und Krieg nicht im Osten wie
im Westen Deutschlands ein Recht, ja eine unausweichliche Ver­
pflichtung zur Kooperation - meinetwegen auch Kollaboration - mit
der konkret präsenten Siegermacht gab. Die Frage stellt sich um so
mehr, da die Nachfolgestaaten der östlichen Siegermacht und deren
ausalten Machtstrukturen hervorgegangenen politischen Repräsen­
tanten heute zu den engen und guten Freunden der Bundesrepublik
im allgemeinen und ihres Kanzlers im besonderen zählen.

Um nicht mißverstanden zuwerden: Der in vieler Hinsicht unde­
mokratische, in nicht wenigen Fällen inhumane Gebrauch politi­
scher Macht gehört zu den dunklen Kapiteln der Geschichte der
DDR. Er hat nicht nur das Leben von Persönlichkeiten beschädigt,
nicht nur diese oder jene Seite der Gesellschaft negativ belastet,
sondern das System in seiner Gesamtheit deformiert und auch
wesentlich zu seinem Untergang beigetragen. Davor sollte niemand
die Augen verschließen, und das sollte auch nie verniedlicht wer­
den. Das hebt aber nicht auf, daß der Staat DDR zugleich und
überwiegend Funktionen ausgeübt hat, wie sie jeder Staat dieser

22 Es ist dies jedoch nicht das Thema meiner Auseinandersetzung mit dem Be­
richt der Enquete-Kommission. Vertreter der PDS und ihr nahestehende
Gesellschaftswissenschaft ler haben parallel zur Tätigkeit der Enquete-Kommission
bisher vier Bände mit Studien vorgelegt, die durchaus einen krit ischen Umgang mit
der Entwicklung der DDR wie mit eigener Vergangenheit - nicht zuletzt in Fragen
Demokratie und Menschenrechte - belegen. - Siehe Dietmar Keller/Hans Modrow/
Herbert Wolf (Hrsg.): Ansichten zur Geschichte der DDR. Bd. 1-4. Bonn, Berlin
1993-1994.
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Erde wahrnimmt. Die Autoren des Berichteswissen um dasWesen
von Macht, und wo sie die politische Ausgrenzung von Funktions­
trägern der DDR fordern und begründen, reden sie selbst über die
»politische Macht, die immer auch Macht über Menschen ein­
schließt«?°, Aber wenn sie über die DDR urteilen, lassen sie solche
elementaren Wahrheiten »außen vor«, wie es in neudeutsch heißt.
Sie umgehen jeglichen konkreten Vergleich mit Machtgebrauch und
politischer Justiz in der BRD zu Zeiten des Kalten Krieges. Da haben
wir es wieder, dieses zweierlei Maß, das die geistigen Väter der
Enquete so verinnerlicht haben, daß für sie der ungehemmte Ver­
gleich zwischen NSund SED eine Selbstverständlichkeit, der detail­
lierte Vergleich zwischen DDR und BRD aber ein Frevel ist.

Im Abschnitt »Historische Grundlagen«?* läßt sich andeutungs­
weise nachlesen, und wer hundert Seiten überspringt, kann weitere
Aussagen darüber finden?*, daß deutsche Politik in historische und
internationale Sachzwänge eingebunden war, daß die Alliierten ein­
deutige Rahmenbedingungen gesetzt hatten. Dasbleibt indesvöllig
außer Betracht. wenn es um die Beurteilung einzelner Themenfel­
der geht. Hier läßt sich ein fünfter methodischer Wesenszug aus­
machen: Generelle, die DDR entlastende Aussagen finden so gut
wie keine Berücksichtigung, wenn einzelne Themenfelder unter­
sucht werden, obwohl diese doch alle durch eine historisch-politi­
sche Grundsituation geprägt sind. Die für den Gesamtbericht
weichenstellenden ersten Themenfelder sind so abgefaßt. als ob
Wechselwirkungen gar nicht existierten - sagen wir zwischen der
realen Konfrontation der beiden Weltlager und dem Ausbau der
Machtmechanismen der DDR, zwischen dem realen Wirtschafts­
krieg und der Wirtschaftspolitik der DDR, zwischen den realen
ideologischen Anfeindungen und den in der DDR gepflegten Feind­
bildern. Es bietet sich überwiegend das Bild einer DDR, deren
gesamte Entwicklung durch eine voluntaristisch-machtgierig han­
delnde SED angetrieben wird, für die Rahmenbedingungen und

23 Deutscher Bundestag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai 1994 .
Bericht der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der
SED-Diktatur in Deutschland« gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom
12. März 1992 und vom 20. Mai 1992. - Drucksachen 12/2330, 12/2597. $. 25.

·24 Siehe ebenda. $. 18.
25 Siehe ebenda. S. 104-157.
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Sachzwänge in konkreten Zusammenhängen belanglos sind. Der
Standard bundesdeutscher Geschichtswissenschaft - die frühere
DDR-Forschung eingeschlossen - wird dabei in einem Maße unter­
schritten. wie es sich nur durch die Dominanz politischer Kalküle
erklären läßt.

Sechstensschließlich ist auf den Widerspruch hinzuweisen. der
sich in der riesigen Zahl der ausgewiesenen Desiderate und Hinwei­
se auf nicht oder nur unzulänglich untersuchte und geklärte Proble­
me einerseits28 und der Absolutheit der meisten Aussagen sowie
der Selbstsicherheit der Urteile andererseits offenbart. Auch wenn
wir in Rechnung stellen, daß sich so manche Institutionen mit dem
Ausweisen weißer Flecken die künftigen Forschungsmittel und be­
stimmte Experten weitere hochdotierte Expertisen sichern wollen.
so trifft doch zu. daß vieles forschungsmäßig auf schwachen Füßen
steht. Selbst das neu Erschlossene schöpft überwiegend ausQuel­
len des ersten Zugriffs nach Aufhebung von Benutzungssperren für
Archive, ausschließlich mit DDR-Provenienz. versteht sich. Dieser
Zugriff unterlag einem Zeitgeist. dem sich auch um Objektivität
bemühte Experten schwer entziehen können. Und wenn dann aus
Tausenden von Seiten Expertisen oder Mitschriften von Anhö­
rungen, vier Monate vor einer Richtungswahl. von vorwiegend ihren
Parteien verpflichteten Bearbeitern ein Extrakt destilliert und zum
Symboldatum 17. Juni vorgestellt wird, muß das zwangsläufig ein
Zeugnis der Politik ergeben. Deshalb sagt der Bericht der Enquete­
Kommission dem kritischen Betrachter nicht nur etwas über die
verflossene DDR, sondern auch sehr viel über die Machtinteressen
und den politischen Kurs des bundesdeutschen Establishments,
über Parteiinteressen von Bundestagsfraktionen und nicht zuletzt
über den politischen Umgang mit dem Anschlußgebiet Deutsch-Ost.

Nun scheint es gegenwärtig ziemlich ruhig um die Bundestags­
drucksache 12/7820 geworden zu sein. Die Wahlkämpfer brauchen
griffigere und banalere Stigmatisierungen ihrer Gegner als sie der
Bericht der Enquete-Kommission zitierreif anbietet. Das heißt
jedoch nicht, daß uns in den Medien, in Lehrprogrammen. in Aus-

26 In der Regel schließen nicht nur Themenfelder, sondern auch viele Teilabschnit­
te und die Sondervoten mit der Auflistung weiter zu untersuchender Fragen oder
nicht hinreichend erforschter Probleme ab, welche Themen für Hunderte Experti­
sen, Studien oder Dissertationen ergeben würden.
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stellungen und Museen die Sichtweise dieses Berichtes nicht auf
Schritt und Tritt wiederbegegnen wird.

Das eigentlich Schlimme ist, daß die Enquete-Kommission, wie­
viele zutreffende oder annähernd zutreffende Einzelaussagen ihr
Bericht auch enthalten mag, den Blick auf die Realitäten und Per­
spektiven der neuen Bundesländer mehr verstellt als geschärft hat.
Der Grundzug dieses Berichtes, nämlich überwiegend voluntaristi­
sche Erklärungen zu suchen, weil unbedingt Verantwortliche und
Argumente für Abstrafungen und Ausgrenzungen gebraucht wer­
den, macht blind gegenüber langwirkenden historischen Faktoren.
Im Minderheitenvotum der PDSist zu Recht davon die Rede, »daß
Ostdeutschland auf unbestimmbare Zeit als eine relativ eigenstän­
dige sozialkulturelle Makroregion in diesem neuen Deutschland fort­
existieren wird«?', Und dies erfordert nicht zuletzt Konsequenzen
für den Umgang mit seiner Geschichte, wie sie von einer so
zusammengesetzten und orientierten Enquete-Kommission unmög­
lich gezogen werden konnten. Das Verkennen der Grundsituation
im Anschlußgebiet und die fehlende Bereitschaft der Bundesregie­
rung und der Mehrheit im Bundestag, sich eine historisch geworde­
ne Lage unvoreingenommen zu vergegenwärtigen, hat böse und
langwierige Folgen. Weil ihnen vieles von den Zusammenhängen
und der inneren Logik der Entwicklung der DDR.von deren Verinner­
lichung durch große Teile der ostdeutschen Bevölkerung verborgen
geblieben ist. glaubten die Macher der größeren Bundesrepublik,
die innere Einheit des Landes ließe sich im blinden Vertrauen auf die
Kräfte des Marktes, flankiert durch einen fiskalischen, juristischen
und kaderpolitischen Transfer, herstellen. Die Enquete-Kommission
hätte zu besseren Einsichten verhelfen können. Sie hat es aber (zu­
mindest mit ihrem Bericht) nicht oder kaum getan.

27 Deutscher Bundestag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai 1994 .
Bericht der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der
SED-Diktatur in Deutschland« gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom
12. März 1992 und vom 20. Mai 1992. - Drucksachen 12/2330, 12/2597. $. 253.





Harald Neubert

Die Vorgeschichte der deutschen
Zweistaatlichkeit im internationalen
Bedingungsgefüge (Thesen)

Um die Grundthese im Bericht der Enquete-Kommission vom »Un­
rechtsstaat« DDR glaubhaft machen und der offiziellen Politik der
Eliten der BRD von 1945 bis zum Anschluß der DDRdie Weihe aus­
schließlicher historischer Legitimiertheit verleihen zu können, be­
dient man sich einer vordergründigen, unhistorischen, ideologisch
und politisch motivierten Methode, indem die deutsche Nachkriegs­
geschichte einseitig, selektiv, teleologisch dargestellt wird.

Vernachlässigt oder negativ interpretiert werden nicht nur die
gesellschaftlich geformte DDR-Identität mit deren eigenem Wer­
tesystem und eigener Lebensweise sowie die anerkannten ge­
sellschaftspolitischen und geistig-kulturellen Errungenschaften. so
fragil sie auch immer waren, sondern es wird auch der internatio­
nale Rahmen des Entstehens und der Entwicklung von BRD und
DDR, d. h. der Zerfall der Antihitlerkoalition, die Spaltung Europas.
der Ost-West-Konflikt hinsichtlich seiner macht- und militärpoli­
tischen, gesellschaftspolitischen und ideologischen Dimension
sowie seiner Ursachen. teilsausgeklammert. teils einseitig beleuch­
tet. Zum letztgenannten Aspekt seien einige Thesen und Überle­
gungen dargelegt.* Zur internationalen Entwicklung in den ersten
Nachkriegsjahren drängen sich u. a. folgende Fragen auf: Erstens:
Haben die Alliierten bereits mit den Potsdamer Beschlüssen oder
hat die Sowjetunion unter Stalin Europa und Deutschland gespal­
ten? Zweitens: Worin bestanden die wesentlichen Gründe und
Umstände. die zum Bruch der Antihitlerkoalition, zu deren Ablösung
durch den Kalten Krieg und somit zur Spaltung Deutschlands und
Europas führten? Welchen Anteil hatten drittens die Deutschen

• Ausführlicher in: Harald Neubert: Zur Geschichte der europäischen Nachkriegs­
ordnung im Spannungsfeld des Ost-West·Konfliktes und der deutschen Zweistaat­
lichkeit. Heft 1. Hrsg. vom Brandenburger Verein für politische Bildung »Rosa
Luxemburg« e. V. Potsdam 1994.
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selbst an der Spaltung? Wie verhält sich schließlich viertens die
Gründung der DDRzur Spaltung Deutschlands?

1.
Haben die Alliierten bereits mit den Potsdamer Beschlüssen oder
hat die Sowjetunion unter Stalin Europa und Deutschland gespal­
ten? Mit dem Ende, der bedingungslosen Kapitulation des faschisti­
schen Deutschen Reiches, entstand nicht nur ein Machtvakuum in
Mitteleuropa, sondern generell auch die Notwendigkeit, die Macht­
konstellationen in Gesamteuropa neu zu gestalten. Da die europäi­
schen Mächte, darunter auch die Siegerstaaten England und
Frankreich, allein nicht in der Lage waren, ein neues Gleichgewicht
zu konstituieren, fiel diese Aufgabe vornehmlich den beiden peri­
pheren Großmächten USA und UdSSR zu. Damit war im Vergleich
zur Vorkriegszeit eine gänzlich neue Situation entstanden.

In bezug auf Deutschland hatte sich zwischen den Siegermäch­
ten ein fragiler Konsens herausgebildet, der in den Beschlüssen von
Jalta und Potsdam Ausdruck fand: Deutschland sollte nie mehr die
Möglichkeit haben, wiederum einen Krieg in Europa auszulösen. Ein
fertiges, eintach zu realisierendes Konzept für die neue Ordnung
existierte nicht.

Deutschland sollte letzten Endes entgegen nachträglichen Be­
hauptungen entsprechend den Potsdamer Beschlüssen als einheit­
liches Ganzes behandelt, neutralisiert und unter gemeinsamer bzw.
geteilter Kontrolle gehalten werden. Die Realisierbarkeit dieser,
wohl zunächst übereinstimmenden Zielstellung der alliierten Sieger­
mächte hing von einer Reihe von Bedingungen ab: so unter ande­
rem von der Fähigkeit der so unterschiedlichen Bündnispartner, ihr
gegenseitiges Mißtrauen zu unterdrücken, für die Nachkriegszeit
einen Interessenkonsens herbeizuführen und eine neue stabile
Machtbalance in Europa herzustellen sowie Kooperationsfähigkeit
zu entwickeln. Das schloß in erster Linie ein: das Fortbestehen der
Antihitlerkoalition der Alliierten; eine übereinstimmende Inter­
pretation und Anwendung der im Potsdamer Abkommen enthalte­
nen, Deutschland betreffenden Festlegungen zur Gestaltung der
inneren, ökonomischen und politischen, Verhältnisse; eine solche
Einbindung eines neutralisierten Deutschlands in eine europäische
Friedensordnung, die eine gemeinsame Kontrolle ermöglicht hätte,
die also von allen Siegermächten hätte akzeptiert werden können
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und ausgeschlossen hätte, daß Deutschland ganz in den Einflußbe­
reich einer der Siegermächte gerät bzw. seine Mittellage hätte nut­
zen können, um die Siegermächte gegeneinander auszuspielen.

Unbegründet ist die Behauptung, die UdSSR unter Stalin hätte
unter Verletzung der alliierten Vereinbarungen von vornherein auf
die Spaltung Europas und Deutschlands hingearbeitet. Die Stalin­
sehe Deutschlandpolitik war in Wirklichkeit dadurch charakterisiert,
daß sie einem einheitlichen Deutschland den Vorzug gab. Auch in
den folgenden Jahrzehnten spielte bekanntlich in sowjetischen stra­
tegischen Überlegungen wiederholt die Option eines einheitlichen
neutralen, der UdSSRwohlgesonnenen Deutschlands und damit die
Option des Verzichts auf einen sozialistischen deutschen Teilstaat
eine Rolle. Ihr Eintreten für ein einheitliches, neutrales, entmi­
litarisiertes Deutschland war offenkundig wirtschaftlichen und Si­
cherheitsinteressen sowie hegemonialpolitischen Ansprüchen
untergeordnet. Beispielsweise sollte Deutschland als Ganzes für die
Reparationen an die UdSSR aufkommen. Keineswegs dürfte Stalin
jedoch expansionistische Ziele gegenüber Westeuropa gehegt
haben, die eine westliche Abwehr sowie die Spaltung Europas ge­
rechtfert igt hätten.

Bei aller Kritik an ihrer Deutschland- und Europapolitik: Die
UdSSR hatte damals den Westen weder mit Expansions- noch mit
Spaltungsabsichten herausgefordert. Sie lassen sich auch weder
aus dem notorischen Mißtrauen Stalins gegenüber dem Westen
noch aus der rigorosen Wahrnehmung sowjetischer Sicherheitsin­
teressen in Osteuropa ableiten.

II.
Welches waren aber nun die Gründe und Umstände, die zum Bruch
der Antihitlerkoalition, zu deren Ablösung durch den Kalten Krieg
und somit zur Spaltung Deutschlands und Europas führten? Einer
der wichtigsten Gründe bestand darin, daß die beiden Großmächte
USA und Sowjetunion, indem sie das machtpolitische Vakuum in
Mitteleuropa ausfüllten. ausgerechnet inmitten Deutschlands
aufeinandertrafen und hier ihre Interessen-, Einfluß- und Macht­
sphären voneinander abgrenzten. Keine der beiden Seiten war nach
1945 gewillt, der anderen Seite allein die Kontrolle über das besieg­
te Deutschland zu überlassen.
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Die treibenden Kräfte für den Bruch der Antihitlerkoalition, für die
Schaffung eines bipolaren Blocksystems in Europa und für eine
»Lösung« des deutschen Problems in Gestalt einer Spaltung des
Landes sind dabei allerdings vorrangig im Westen zu suchen.
Auslösendes Moment war aber nicht in erster Linie Nachkriegs­
deutschiand. Esgingvielmehr um dasVerhältnis der westlichen Sie­
germächte zur Sowjetunion. Die westlichen Alliierten waren
bestrebt. der Sowjetunion eine gleichberechtigte, ebenbürtige Rolle
als Großmacht zuverweigern und ihren Einfluß in Grenzen zu halten
bzw. zurückzudrängen. Und das berührte sowohl legitime sowjeti­
sche Sicherheitsinteressen wie die Wahrnehmung der neu errunge­
nen internationalen Position der UdSSR.

Ein zweiter Grund für die Spaltung Europas und Deutschlands
bestand ohne Zweifel darin, daß Deutschlands Nachbarstaaten im
Osten wie im Westen die Niederlage zu nutzen gewillt waren, das
Deutsche Reich als aktiven Faktor europäischer Politik und die von
ihm ausgehenden tatsächlichen und potentiellen Gefahren auszu­
schalten. Dies war der Hauptinhalt des internationalen Aspekts der
deutschen Frage geworden. Das bedeutete aber auch, daß »ihr
Kern« nicht in erster Linie in der Frage nach Einheit oder Spaltung
des Landes bestand, sondern eben in der internationalen Einord­
nung und Bändigung des besiegten Nachkriegsdeutschlands.

Um in diesem Sinne die deutsche Frage im Interesse der
betroffenen Nachbarn und vor allem im Interesse der Siegermächte
einer Lösung näher zu bringen. gab es zwei Wege: zunächst den der
Entmilitarisierung, der Neutralisierung, der Deindustrialisierung
zwecks ökonomischer Schwächung, der gemeinsamen internatio­
nalen Kontrolle; und da dieser Weg scheiterte. den der Spaltung und
der geteilten Kontrolle über Deutschland. Dieswar der Weg, der zur
deutschen Zweistaatlichkeit führte.

In der Spaltung Deutschlands vereinigten sich bemerkenswer­
terweise Konsens und Dissens der Siegermächte: Sie sicherte
ihnen jeweils die Kontrolle über einen Teil. sicherte dessen Abhän­
gigkeit und spätere Einbindung in das eigene Bündnissystem; sie
schloß eine eigenständige Rolle eines einheitlichen Deutschlands
für eine absehbare Zeit aus. Somit avancierten dann beide deutsche
Staaten bald zu kontrollierten Frontstaaten mit einerseits beschränk­
ter Souveränität und andererseits privilegierter Stellung im jeweili­
gen Blocksystem und zwar sogar gegenüber Opfern und Siegern
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desZweiten Weltkrieges. Im Osten vollzog sich das aber - bezeich­
nenderweise - stets mit einem Phasenverzug gegenüber der Ent­
wicklung im Westen. Ein dritter Grund für den Ost-West-Gegensatz
war sicher auch gesellschaftspolitischer Natur. Dies bedarf aller­
dings der Präzisierung, da es in diesem Zusammenhang ideologisch
motivierte Unterstellungen und Schuldzuweisungen (an die Stalin­
sehe Sowjetunion) gibt, die den damaligen Gegebenheiten nicht
entsprechen. Ein Gegensatz nämlich, der darin bestanden hätte,
daß man in der Mitte Europas (Deutschland, Tschechoslowakei,
Polen) von Anfang an eine Entscheidung zwischen einem kapitalisti­
schen und einem sozialistischen Entwicklungsweg getroffen hätte,
existierte ursprünglich nicht und konnte deshalb nicht wesentliche
Ursache des Kalten Krieges und der Spaltung sein, wie häufig be­
hauptet wird. Die nach dem Krieg sich abzeichnende gesellschafts­
politische Konfliktsituation entfaltete sich zunächst auch gar nicht
an der Ost-West-Achse, sondern innerhalb fast aller europäischen
Länder, die westlichen eingeschlossen. In vielen europäischen Län­
dern, also nicht nur in den östlichen, die sich im sowjetischen Ein­
flußbereich befanden, wirkten starke antikapitalistische Tendenzen,
weil große Teile der Völker zu Recht die beiden Weltkriege mit der
Entwicklungslogik des Kapitalismus in Verbindung brachten und
damit Schluß machen wollten und weil sie zu der Einsicht gelangt
waren, daß die politischen Eliten des kapitalistischen Europas im
Vorfeld des Zweiten Weltkrieges versagt hätten.

Der Beginn des Kalten Krieges war in dieser Hinsicht mit einer
Umgruppierung der Kräfte und einer restaurativen Rückbesinnung
der herrschenden Eliten desWestensverbunden, so daß der begin­
nende Kalte Krieg zugleich eine unübersehbare »innerwestliche«
Komponente besaß, nämlich demokratisch-antikapitalistische
Veränderungen, was immer man darunter verstand, nicht zuzulas­
sen und sich von eventuellen, aus dem Osten kommenden Impul­
sen hierfür abzuschotten.

In Italien, Frankreich und anderen westlichen Ländern waren die
Kommunisten und ihre Verbündeten schon Anfang 1947 - nach­
weislich unter beträchtlichem Druck aus den USA - aus den Koali­
tionsregierungen herausgedrängt worden. Diesgeschah nicht etwa
deshalb, weil sie sich angeschickt hätten, einen sozialistischen
Umsturz in ihren Ländern zu wagen, sondern weil sie dem Uber­
gang zur kapitalistischen Restauration im Wege standen. Und da
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das beispielsweise im Westen geschah, handelte es sich nicht um
einen Ost-West-Konflikt.

In den westlichen Ländern erwiesen sich schließlich - und zwar
auch dank starker und wirksamer amerikanischer Hilfe - die
wirtschaftlichen und sozialen Grundstrukturen des Kapitalismus
sowie die entsprechenden politischen Herrschaftsstrukturen trotz
der vom Krieg hervorgerufenen Misere und der Stimmungslage der
Menschen als stabil genug, daß sie sich zu regenerieren und
entscheidenden Einfluß auf das Kräfteverhältnis zu nehmen
vermochten.

Letztlich erwuchsen der Kalte Krieg und die Spaltung aus dem
Unvermögen der maßgeblichen politischen Kräfte nach dem Ende
des Zweiten Weltkrieges. für den Konflikt aufgrund des unmittelba­
ren territorialen Aufeinandertreffens der beiden Großmächte USA
und UdSSR in Mitteleuropa, aufgrund der Suche nach einer neuen
europäischen Staatenordnung mit einem veränderten machtpoliti­
schen Gleichgewicht sowie hinsichtlich des Umgangs mit den
gesellschaftspolitischen Reformbestrebungen in Ost und West und
hinsichtlich der innenpolitischen Gestaltung und internationalen Ein­
ordnung des besiegten Deutschlands einen für beide Seiten akzep­
tablen Konsens oder wenigstens Kompromiß zu finden. Es kam zur
politisch-militärischen Konfrontation, die die Spaltung Europas
besiegelte und das in Besatzungszonen aufgeteilte Deutschland in
ihren Sog hineinzog.

III.
Welchen Anteil hatten die Deutschen an der Spaltung? Die Frage
nach der Einheit oder Spaltung Deutschlands ist nicht in erster Linie,
wie schon dargelegt wurde, ausder innerdeutschen Entwicklung zu
erklären, sondern war einem komplexen internationalen Prozeß un­
tergeordnet, in dem Deutschland bzw. seine Besatzungszonen vor­
wiegend die Rolle eines Objekts der Interessen, des Willens, der
Entscheidungen und der Auseinandersetzungen der Siegermächte
pielten. Deshalb kann man auch in gewissem Sinne der Auffas­

.ung zustimmen, daß die beiden deutschen Staaten nicht Ursache,
sondern Folge des Ost-West-Konfliktes waren. Das darf aber nicht
dazu führen, die inneren Entwicklungen und die Auseinandersetzun­
gen der damals agierenden deutschen politischen Kräfte im Vorfeld
der Gründung der beiden deutschen Staaten außer acht zu lassen.
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Bald nach Kriegsende vollzog sich - und zwar in ganz Deutschland
- eine Spaltung und Polarisierung der politisch aktiven Kräfte. Es
ging um den Charakter der sozialpolitischen Ordnung in Nachkriegs­
deutschland und dabei um die Auslegung der Potsdamer Beschlüs­
se, um das Verhältnis zum untergegangenen Deutschen Reich, um
das Verhältnis zu den Besatzungsmächten und deren divergieren­
der Deutschlandpolitik, um die bevorstehende Bestimmung des
Platzes Deutschlands in der Ost-West-Konfrontation.

Vor diesem Hintergrund formierte sich ein Lager konservativer,
restaurativer, auf einseitige Westbindung orientierter Kräfte, unter
denen Konrad Adenauer eine maßgebende Rolle übernahm. Sie po­
stulierten den »Fortbestand« des Deutschen Reiches und scharten
große Teile der gescheiterten, für die Misere verantworlichen politi­
schen Klasse, die rehabilitiert wurde, um sich. Die Westorientierung
besaß nicht nur schlechthin eine antisowjetische Stoßrichtung, son­
dern sie revitalisierte altes antikommunistisches Gedankengut.

In Gesamtdeutschland war eine solche Entwicklung nicht zu ver­
wirklichen. Sie verlangte als wesentliche Bedingung eine Kräftepo­
larisierung in Deutschland selbst, eine Ausgrenzung des »anderen
Deutschlands«, eine Ausschaltung des sowjetischen Einflusses auf
die westlichen Beatzungszonen und deren Westbindung, die Spal­
tung also. Begünstigt wurde dies allerdings durch unsensible und
unpopuläre Erscheinungsformen sowjetischer Besatzungspolitik.

Die einseitige Westorientierung, die auch in den Westzonen nicht
unumstritten war, war, wie eigentlich von niemandem bestritten
wird, der Kurs Konrad Adenauers und seiner Anhänger. Ihm wurde
im Gegensatz zum Kurs auf die deutsche Einheit der Vorzug gege­
ben. Die dominierenden Kräfte westlicher Deutschlandpolitik waren
auf Separation orientiert.

IV.
Wie verhält sich die Gründung der DDRzur Spaltung Deutschlands?
Die Frage nach der historischen Berechtigungder Gründung der DDR
und deren innerer Legitimierung wie völkerrechtlicher Legitimation,
die gerade heute, nach dem Zusammenbruch, seitens der Regie­
renden der BRD negativ beantwortet wird, mußte damals aus einer
historischen Zwangsläufigkeit heraus beantwortet werden.

So sehr die Gründungsväter der DDR diese als ein Provisorium
betrachteten und in der Herstellung der staatlichen Einheit Deutsch-
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lands eines ihrer Hauptziele sahen, gab es aufgrund der internatio­
nalen Machtinteressen und der internationalen Kräftekonstellation
wie auch aufgrund unterschiedlicher gesellschaftspolitischer Ge­
gebenheiten bzw. Zielvorstellungen und der damit begründeten
Ausgrenzung des Ostens im Gefolge der westdeutschen Wäh­
rungsreform und Staatsbildung keine Alternative zur Suche nach
einer eigenen Legitimation und zur Gründung eines eigenen Staa­
tes, unabhängig davon, ob dieser vom Westen anerkannt wurde
oder nicht. Es kann nicht verschwiegen werden, daß jene politi­
schen Kräfte, die die entstehende DDR repräsentierten, noch bis
weit in die 50er Jahre hinein mit Gesprächsangeboten, Vorschlägen
usw. an die Adresse derer, die im Westen dasSagen hatten, an ihrer
Orientierung auf ein einheitliches, antifaschistisches, demokrati­
sches Deutschland festhielten.

Daß die Bundesrepublik angesichts dieser Entwicklung und Kräf­
tekonstellation von Anfang an eine größere historische Berechti­
gung und völkerrechtliche Legitimität besessen hätte als die
geschmähte DDR, wurde und wird nicht nur aus östlicher Sicht
bezweifelt.

Die Jahre 1948 und 1949 bildeten eine Zäsur in der Konstituie­
rung der europäischen Nachkriegsordnung und der deutschen Zwei­
staatlichkeit. Doch wurde auch danach noch nach Alternativen
gesucht. Ausgeschlossen waren sie keineswegs. Die Zementierung
ihrer bis Ende der 80er Jahre währenden Unumstößlichkeit zog sich
bis zum Jahre 1955 hin, als die BRD Mitglied der 1949 gegründeten
NATO und die DDR Mitglied des erst in diesem Jahre gebildeten
Warschauer Paktes wurden und beide Staaten - wenn auch einge­
schränkt - ihre Souveränität erhielten.



Jürgen Hofmann

Deutschlandpolit ik als bundesdeutsche
Einbahnstraße. Nachtrag zu einem
defizitären Kapitel des Abschlußberichtes

Auf den ersten Blick könnten die Passagen zu den deutsch-deut­
schen Beziehungen und ihren internationalen Rahmenbedingungen
versöhnlich stimmen. Die relativ ausgewogene, differenzierende
und hin und wieder sogar problematisierende Darstellung verrät die
Handschrift von Sachkennern und hebt sich wohltuend von anderen
Teilen des Berichts ab. Spätestens auf den zweiten Blick jedoch
wird offenbar: Die DDR und die SED-Politik sind gar nicht der ei­
gentliche Gegenstand der Ausführungen zum Themenfeld IV
»Innerdeutsche Beziehungen und internationale Rahmenbedingun­
gen«'. Sie kommen eher marginal vor. Dafür wird nahezu aus­
schließlich und ausführlich Geschichte der Bundesrepublik
beschrieben. woraus sich die abweichende Diktion zum Gutteil
erklärt.

Diese Schwerpunktverlagerung darf wohl im Abschlußbericht
einer Enquete-Kommission, der die »Aufarbeitung der Geschichte
und der Folgen der SED-Diktatur« aufgetragen war, verwundern. Sie
ist der eigentliche Schwachpunkt dieses Themenfeldes. Die
Darstellung und die kritische Analyse der Politik der SED und der
DDR-Regierung in der nationalen respektive deutschen Frage unter­
bleiben zugunsten einer ausführlichen Selbstdarstellung, wenn man
von Andeutungen und flüchtigen Urteilen absieht. Zum »Kernbe­
reich des IV. Themenfeldes« werden mit Verweis auf den Rahmen­
plan der Enquete-Kommisssion »die deutschlandpolitischen Ziele,
Leitvorstellungen und Handlungsperspektiven« in der Bundesrepu-

1 Siehe Deutscher Bundestag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai
1994. Bericht der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen
der SED-Diktatur in Deutschland« gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages
vom 12. März 1992 und vom 20. Mai 1992 - Drucksachen 12/2330, 12/2597.
S. 104ff. - Im folgenden zitiert als Enquete-Bericht.
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blik« erklärt.* Darin war aber vorgesehen, diese Fragestellung auf
die »beiden Staaten in Deutschland« zu beziehen. Unter dem
Aspekt der vergleichenden Betrachtung und angesichts wechsel­
seitiger Verflechtungen und Beeinflussungen drängt sich gerade für
dasThema Deutschlandpolitik solch ein Ansatz alszweckmäßigauf.

Der zweite deutsche Staat bleibt jedoch als historisches Subjekt
weitgehend ausgeblendet. Insofern wird der Gegenstand teilweise
verfehlt. Dies war bereits für die öffentliche Anhörung zum Gegen­
stand im November 1993 symptomatisch. Begründet wird dieser
Mangel mit fehlenden, in der Kürze der Zeit nicht zu kompensieren­
den Forschungen und Erkenntnissen. Dennoch vergab die Kom­
mission zum IV. Themenfeld nur zwei Forschungsaufträge. Die
22 Expertisen und zwei Berichte mit größtenteils namhaften Auto­
ren lassen hingegen etwas davon ahnen, auf welchen Fundus die
Selbstdarstellung zurückgreifen konnte. Das Argument des For­
schungsdefizits trifft insofern die Kommission und ihre Auftragsver­
gabe selbst.

Trotzdem kann der kritische Beobachter der Begründung für die
Schwerpunktverschiebung nur bedingt folgen, zumal bei anderen
Themen der mangelhafte Forschungsstand nicht gehindert hat, aus­
führlich Vermutungen, Annahmen und Unterstellungen auszubrei­
ten. Die Akteneinsicht war schließlich auch für viele Etappen und
Vorgänge bundesdeutscher Deutschlandpolitik nicht gegeben. Den­
noch ist auf die Darstellung dieser Seite nicht verzichtet worden.

Verglichen mit den kaum noch zu überschauenden Arbeiten zur
Deutschlandpolitik der Bundesrepublik und ihrer tragenden Parteien
sowie der verbündeten Westmächte sind jene, die die Politik der
SED und der DDR auf diesem Gebiet untersuchen und darstellen,
tatsächlich in der Minderzahl. Das mengenmäßige und wohl auch
qualitative Mißverhältnis ist nicht zu bestreiten. Die Enquete-Kom­
mission und ihre Sachverständigen standen aber keineswegs vor
einem Vakuum.

Ein Blick in das von Werner Weidenfeld und Hartmut Zimmer­
mann zum 40. Jubiläum beider deutscher Staaten herausgegebene
»Deutschland-Handbuch«® vermittelt einen Eindruck vom bereits

2 Ebenda. S. 105.
3 Siehe Werner Weidenfeld/Hartmut Zimmermann (Hrsg.): Deutsch land-Hand-
buch. Eine doppelte Bilanz 1949-1989. Bonn 1989.
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damals in der bundesdeutschen DDR-Forschung verfügbaren
Kenntnis- und Forschungsstand. Den teilweise recht umfangreichen
Darstellungen und Untersuchungen* haben sich inzwischen weitere
hinzugesellt. in denen erstmals auch auf Archivalien zurückgegrif­
fen werden konnte®.

Dagegen nehmen sich die wenigen Arbeiten von DDR-Wissen­
schaftlern zur Thematik eher bescheiden aus. Der Gegenstand war

• zeitweise weitgehend tabuisiert. Fast zwei Jahrzehnte, von 1969
bis Ende der 80er Jahre, erschienen in der DDR keine speziellen
Publikationen zur Politik der SED und der DDR-Regierung in der
deutschen Frage.* Die historische Rückschau auf die Bemühungen
der SED um die Einheit Deutschlands provozierte Fragen, die sich
mit einem vereinfachenden Abgrenzungsschema nicht beantwor-

4 An dieser Stelle kann nur auf einige Beispiele verwiesen werden: Wilhelm Bleek:
Einheitspartei und nationale Einheit. Deutschlandpolitik und Staatsgründung der
DDR 1945-1955. München 1980 [unveröffentlichte Habilschrift]. - Renata Fritsch­
Burnazel: Die Sowjetunion und die deutsche Teilung. Die sowjetische Deutschland­
politik 1945-1979. Opladen 1979. - Volker Grabowsky: Zwei-Nationen-Lehre oder
Wiedervereinigung? Die Einstellung der Partei d er Arbeit Koreas und der Sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands zur nationalen Frage ihrer Länder seit dem zwei­
ten Weltkrieg. Ein Vergleich. Bochum 1987. - Hans-Adolf Jacobsen lu. a.]: Drei
Jahrzehnte Außenpolitik der DDR. München 1979. - Wilfried Loth: Ost-West-Kon­
flikt und deutsche Frage. Historische Ortsbestimmungen. München 1989. - Wil­
fried Loth (Hrsg.): Die deutsche Frage in der Nachkriegszeit. Überlegungen zur
Dekomposition der deutschen Nation. Berlin 1994. - Jochen Meiners: Die doppelte
Deutschlandpolitik. Zur nationalen Politik der SED im Spiegel ihres Zentralorgans
»Neues Deutschland« 1946-1952. Frankfurt am Main 1987. - Joachim Nawrocki:
Die Beziehungen zwischen beiden Staaten in Deutschland. Entwicklungen, Mög­
lichkeiten, Grenzen. Berlin 1986. - Thomas Sempf: Die deutsche Frage unter be­
sonderer Berücksichtigung der Konföderationsmodelle. Köln 1987. - Rolf Steiniger:
Eine vertane Chance. Die Stalin-Note vom März 1952 und die Wiedervereinigung.
Berlin und Bonn 1985. - Gottfried Zieger: Die Haltung der SED und der DDR zur
Einheit Deutschlands 1949-1987. Köln 1988. - Die Vielzahl von Aufsätzen und nicht­
veröffentlichten Hochschulschriften muß hier außer Betracht bleiben.
5 Siehe u. a. Jürgen Wendler: Die Deutschlandpolitik der SED 1952-1958. Publizi­
stisches Erscheinungsbild und Hintergründe der Wiedervereinigungsrhetorik. Köln
lu. a.] 1991.
6 Die letzte größere Publikation war zum 20. Jahrestag der DDR erschienen. - Sie­
he 20 Jahre DDR - 20 Jahre deutsche Politik. Dokumente zur Politik der DDR im
Kampf um Frieden und Sicherheit in Europa. Berlin 1969. - Die erste populäre Ge­
samtdarstellung nach langer Pause war: Jürgen Hofmann: Ein neues Deutschland
soll es sein. Zur Frage nach der Nation in der Geschichte der DDR und in der Politik
der SED. Berlin 1989.
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ten ließen. Die apodiktische Diagnose des VIII. Parteitages 1971
duldete keine Relativierungen. Dies trifft übrigens nicht nur auf die
nationale Frage zu.

Für diese Bewertung der nationalen Frage, wie sie 1971 getrof­
fen wurde, habe ich selbst Partei ergriffen. Das soll an dieser Stelle
nicht verschwiegen werden.7 Das inzwischen durch die gegenwärti­
ge Entwicklung im nachhinein bestätigte fortgeschrittene Stadium
des Auseinanderdriftens der beiden deutschen Gesellschaften und
das offensichtliche Scheitern der gesamtdeutschen Strategien der
SED schienen die Schlußfolgerung des VIII. Parteitages der SED zu
rechtfertigen. Diese Motivation bleibt m. E. auch in der kritischen
Rückschau verständlich. Zugleich bleibt aber ebenfalls die Frage,
warum andere Szenarien und Wirkungsfaktoren ausgeblendet blie­
ben, als Kernpunkt der Kritik bestehen.

Nationale bzw. deutsche Politik wurde von der Geschichtswis­
senschaft der DDR nach 1971 meist als »Nebensatzthema« oder
bestenfalls als beiläufige Marginalie behandelt. Andere gesell­
schaftswissenschaftliche Disziplinen zogen sich auf theoretische
Aspekte der nationalen Frage zurück oder mieden dasThema gänz­
lich. Dennoch wurde vor allem in den BOer Jahren zur Geschichte
der deutsch-deutschen Beziehungen und zur Genesis der nationa­
len Politik weitergearbeitet. Die Erträge dieser Forschungen schlu­
gen sich meist in unveröffentlichten Dissertationen und einigen
wenigen Aufsätzen nieder.• Die 1990 erschienene Monographie zur

7 Siehe ebenda. $. 250ff.
8 Siehe u. a. Jürgen Hofmann/Dietmar Säuberlich: Nationale Frage und Nations­
entwicklung in der Politik der SED von Mitte der 50er Jahre bis 1963. In: Jahrbuch
für Geschichte. Bd. 31. Berlin 1984. - Klaus-Uwe Koch: Das Problem der Nation in
der Strategie und Taktik der SED in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre. Phil.
Diss. A. Berlin 1985. - Detlef Nakath: Zur Geschichte der Handelsbeziehungen zwi­
schen der DDR und der BRD in den Jahren 1961 bis 1975. Diss. B. Berlin 1988.
- Dietmar Säuberlich: Das Problem der Nation in der Strategie und Taktik der SED in
der ersten Hälfte der 60er Jahre. Phil. Diss. A. Berlin 1984 - Margitta Schmidt­
Zober: Die Politik der DDR zur weiteren Normalisierung der Beziehungen zwischen
beiden deutschen Staaten nach Abschluß des Grundlagenvertrages (1973 bis Ende
der 70er Jahre). Phil. Diss. A. Berlin 1990.- Barbara Vogel: Die Politik der SED zur
Herstellung vertraglicher Beziehungen zwischen der DDR und der BRD in der er­
sten Hälfte der siebziger Jahre. Phil. Diss. A. Berlin 1987. - Unberücksichtigt blie­
ben in dieser Auswahl die Aufsätze von Alfred Kosing und Walter Schmidt, die vor
allem konzeptionelle und theoretische Aspekte des nationalen Selbstverständnis­
ses der SED reflektierten. Zu verweisen wäre gleichfalls auf die Arbeiten zu staats­
und völkerrechtlichen Aspekten der deutschen Frage von Walter Poeggel.
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deutschen Frage von 1943 bis 1949 von Rolf Badstübner ging eben­
falls auf zielstrebige Forschungen zurück, die lange vor der Wende
betrieben wurden.9 Badstübner hat diesen Forschungsstrang
weiterverfolgt und gemeinsam mit Wilfried Loth inzwischen die Auf­
zeichnungen Wilhelm Piecks über seine Gespräche mit der KPdSU­
Spitze ediert !°

Die DDR-Arbeiten zum Thema aus den 80er Jahren förderten vie­
le Fakten und Zusammenhänge zutage. Sie konnten aber verständ­
licherweise nicht die Mängel kompensieren, die die schmale
Quellenbasis mit sich brachte. Zugang zu Archivalien war nur parti­
ell und selektiv möglich. Das läßt sich auch noch an den Publikatio­
nen ablesen. die im Jahr der deutschen Einheit und unmittelbar
danach erschienen." Inzwischen liegen weitere ostdeutsche Bei­
träge vor, die auf gründlichen archivalischen Recherchen beruhen. '2

Die extreme Unterbelichtung der SED- und DDR-Politik in Sachen
deutsche Frage im vorliegenden Abschlußbericht der Enquete-Kom­
mission ist jedoch nicht allein dem tatsächlich lückenhaften
Forschungsstand geschuldet. Sie weist vielmehr auf die konzeptio­
nellen Ansätze hin. die die Diskussion sowie die Darstellung dieses
Themas beeinflußten.

Zum einen werden Staat und Gesellschaft der DDR- und das ist
der durchgängige und bestimmende Tenor diesesAbschnitts - nicht
als Subjekt, sondern als Objekt von Deutschlandpolitik gefaßt. Der
bekannte und langjährig praktizierte Alleinvertretungsanspruch
bestimmt Sichtweise und Interpretationsmuster. Die Schwerpunkt-

9 Siehe Rolf Badstübner: Friedenssicherung und deutsche Frage. Vom Untergang
des »Reiches« bis zur deutschen Zweistaatlichkeit (1943 bis 1949). Berlin 1990.
10 Siehe Rolf Badstübner/Wilfried Loth (Hrsg.): Wilhelm Pieck - Aufzeichnungen
zur Deutschlandpolitik 1945-1953. Berlin 1994.
11 Siehe Es ging um Deutschland. Vorschläge der DDR zur Konföderation zwi­
schen beiden deutschen Staaten 1956 bis 1967. Hrsg. und eingel. von Jürgen Hof­
mann. Berlin 1990. - Gerhard Naumann/Eckard Trümpler: Der Flop mit der
DDR-Nation 1971. Zwischen Abschied von der Idee der Konföderation und der Illu­
sion von der Herausbildung einer sozialistischen deutschen Nation. Berlin 1991.
12 Siehe z. B. Daniel Küchenmeister (Hrsg.): Honecker-Gorbatschow. Vieraugenge­
spräche. Berlin 1993. - Detlef Nakath: Die Verhandlungen zum deutsch-deutschen
Grundlagenvertrag 1972. Zum Zusammenwirken von SED-Politbüro und DDR­
Außenministerium bei den Gesprächen mit der BRD. Berlin 1993 (hefte zur ddr­
geschichte 8); Zur Geschichte der deutsch-deutschen Beziehungen in den 70er und
80er Jahren. In: Dietmar Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf (Hrsg.}: Ansichten zur
Geschichte der DDR. Bd. 4. Bonn, Berlin 1994. S. 255ff.
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verlagerung auf das deutschlandpolitische Subjekt Bundesrepublik
ist folglich nur logische Konsequenz dieser konzeptionellen Aus­
gangsposition. Die Vernachlässigung der »Konkursmasse DDR«
muß aus diesem Blickwinkel als für den Gegenstand unerheblich
erscheinen. Der eigene Erfolg in den deutschlandpolitischen Aus­
einandersetzungen wird faktisch rückprojiziert.

Zum anderen eignen sich die deutsch-deutschen Beziehungen
und die Vorstöße der SED zur Lösung der deutschen Frage nur par­
tiell dafür, die Vorgabe vom »Unrechtsstaat DDR« wirkungsvoll zu
untermauern. Es liegt nahe, daß die Forschungsgelder verstärkt im
Interesse der Kernthese eingesetzt wurden.

Außerdem barg das Thema die Gefahr, die wechselseitigen Ver­
strickungen beider deutscher Nachkriegsgesellschaften zu offen­
baren.13 In diesem Zusammenhang hätte wohl der Anteil der
Bundesrepublik an der »Ausgrenzung« und »Auslieferung« Ost­
deutschlands ebenso thematisiert werden müssen wie der Einfluß
der DDRauf die sozialstaatlichen Errungenschaften im Westen. Die
deutschlandpolitischen Spielräume der SED und der DDR wurden
nicht allein in Moskau abgesteckt. Bonner Ignoranz hat sie zusätz­
lich eingeengt und bestehende Abhängigkeiten. auch ökonomische,
zusätzlich verschärft. Die systemstabilisierenden Wirkungen bun­
desdeutscher Deutschlandpolitik waren, wie einige Passagen
zeigen'* , durchaus ein Reizthema, das ebensogut an der Hallstein­
Doktrin festzumachen gewesen wäre. Die gewählte Schwerpunkt­
verlagerung milderte die Gefahr selbstkritischer Rückblicke.

Die deutsche Frage wird im Abschlußbericht völlig richtig als
mehrdimensional definiert. Neben ihren internationalen Aspekten
werden auch die innenpolitischen, die Auseinandersetzung um die
gesellschaftliche Ordnung als zugehörig betrachtet: »Die deutsche
Frage nach dem Zweiten Weltkrieg betraf die staatliche Organisati­
on, die innere Ordnung und die außenpolitische Orientierung«'*,
heißt es im Gliederungspunkt 8 desThemenfeldes IV. Hier dürfte es

13 Siehe dazu Werner Hänisch/Harald Neubert: Thesen zur internationalen Politik
der DDR. Hrsg. vom Brandenburger Verein für politische Bildung »Rosa Luxem­
burg« e. V. Potsdam 1993.
14 Siehe Enquete-Bericht. S. 116ff., 121f. und 135f.
15 Ebenda. S. 152.



Deutschlandpolitik als bundesdeutsche Einbahnstraße 55

kaum Meinungsunterschiede zu den Definitionen aus marxisti­
schem Blickwinkel geben!

Tatsächlich war die deutsche Frage - und das trifft nicht nur auf
1945 zu - stets mit der Wege-Problematik verknüpft. Nach Faschis­
mus und Krieg konnte diese Frage von keiner politischen Kraft
ausgeblendet werden. Während jedoch der Gesellschaft der Bun­
desrepublik und ihren Führungseliten die Wahl des Weges selbst­
verständlich zugebilligt und als nationales Verdienst angerechnet
wird, erscheinen Entscheidungen und Wege in der anderen deut­
schen Gesellschaft vorzugsweise alsAkte der Spaltung. »Quod licet
Jovi, non licet bovi«, würde der Lateiner an dieser Stelle anmerken.

Aus dieser Sicht sind die antifaschistisch-demokratischen Refor­
men in der sowjetischen Besatzungszone Schritte zur Spaltung
Deutschlands, während die separate Währungsreform, die Bildung
der Bi- und Trizone sowie die Gründung der Bundesrepublik im Nach­
hinein zu Akten im Dienste der Einheit der Nation umfunktioniert
werden. Gleich eingangs ordnet der Bericht »die Errichtung der
kommunistischen Diktatur in der Sowjetischen Besatzungszone
($BZ)« gemeinsam mit der »nationalsozialistische[n) Kriegs- und
Vernichtungspolitik des Zweiten Weltkrieges« in die Kette der
»entscheidende[n] Voraussetzung[en [...] für die Teilung Deutsch­
lands«'7 ein.

Dieser Prämisse passen sich auch manche Sprachregulierungen
an. So suggeriert die Passage zu den beiden deutschen Staatsgrün­
dungen eine Reihenfolge, die historisch genau umgekehrt war. Die
ostdeutsche Staatsbildung wird zuerst genannt. ohne die Datierung
und tatsächliche Zeitabfolge auch nur anzudeuten.11 Spätestens an
dieser Stelle fällt auf, daß die Liebe zum Detail vorwiegend den
westdeutschen Ereignissen vorbehalten bleibt, die ostdeutschen

16 Siehe u. a. Werner Hänisch/Harald Neubert : Thesen zur internationalen Politik
der DDR. Hrsg. vom Brandenburger Verein für politische Bildung »Rosa Luxem­
burg« e. V. Potsdam 1993. - Max Schmidt: Die Zweistaatlichkeit in Deutschland
- ein historischer Abschnitt der Einhegung der äußeren Aspekte der deutschen
Frage. In: Dietmar Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf (Hrsg.): Ansichten zur Ge­
schichte der DDR. Bd. 2. Bonn, Berlin 1994. $. 76ff. - Jürgen Hofmann: Ein neues
Deutschland soll es sein. Zur Frage nach der Nation in der Geschichte der DDR und
in der Politik der SED. Berlin 1989. $. 19.
17 Enquete-Bericht. $. 18.
18 Siehe ebenda. S. 108.
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Prozesse dagegen häufig pauschalisierend und resümierend darge­
stellt sind.

Sicherlich hatten der Eifer und dasTempo, mit der die SED in der
Ostzone die antifaschistisch-parlamentarische Phase durcheilte, ei­
nen Anteil daran, daß sich eine zonenübergreifende Bewegung zum
Erhalt der nationalen Einheit nicht wirksam etablieren konnte. Hier
ist eine Korrektur an bisher allzu glatten und beschönigenden Bildern
geboten. Dennoch gilt festzuhalten: Die Gründung der Bundesrepu­
blik war keinesfalls eine »unbefleckte Empfängnis«. Die Wiederein­
richtung der deutschen Staatlichkeit erfolgte unter bewußtem
Ausschluß der sowjetischen Besatzungszone. Die Politik der Ab­
grenzung ist genau genommen bereits damals inauguriert worden,
lange bevor die SED damit über zwei Jahrzehnte später den Status
quo im deutsch-deutschen Verhältnis abzusichern suchte.

In den Westzonen wurden Tatsachen der Spaltung geschaffen
und von den dortigen Eliten mitgetragen, die aus der Bewertung
deutscher Nachkriegsentwicklung nicht stillschweigend ausge­
klammert werden dürfen. Die Währungsreform mit ihren dramati­
schen Kurz- und Langzeitwirkungen für den historisch gewachsenen
nationalen Wirtschaftsorganismus und das politische Klima kann
nicht dadurch bagatellisiert werden, daß kurzerhand die Vereinigung
von KPD und SPD zur SED zum »folgenschweren ersten Separa­
tionsakt« erklärt wird.'® Die bloße Umkehrung der früher von der
SED praktizierten einseitigen Schuldzuweisungen dürfte keinen
geeigneten Schlüssel für die Analyse der sehr komplexen und
widersprüchlichen Spaltungsvorgänge und ihr Ursachen- und Wir­
kungsgeflecht abgeben.

Obwohl der Gedanke, in Ostdeutschland eine eigene Regierung
zu bilden, nicht erst 1949 im Gespräch war, bleibt die Gründung der
DDR eine Reaktion auf die westdeutsche Staatsgründung. Eine se­
parate Staatsgründung war kein ursächlichesAnliegen der KPD bzw.
der SED. Die inzwischen zugänglichen Quellen lassen keine andere
Deutung zu. Das Konzept des besonderen respektive demokrati­
schen Weges zum Sozialismus baute im Gegenteil auf der Annah­
me auf. die Arbeiterbewegung könne unter direkter bzw. indirekter
kommunistischer Führung daspolitische Übergewicht erlangen und

19 Siehe ebenda.
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gesellschaftsverändernde Reformen in ganz Deutschland durch­
setzen. Dies geht aus den Erläuterungen hervor, die Anton Acker­
mann im Parteivorstand der SED und vor Funktionären zu diesem
Konzept gab,°°

In Ermangelung einer gründlichen und kritischen Analyse der
deutschlandpolitischen Ziele und Aktivitäten der SED wird auf be­
kannte und schon seit Jahrzehnten strapazierte Deutungsmuster
zurückgegriffen. Deren Kernaussage lautet, die SED- und DDR­
Vorschläge seien lediglich propagandistischer Natur gewesen. Bei
solchem Vorurteil erübrigt sich a priori die Frage nach der Ernsthaf­
tigkeit. Die destruktive und ignorante Haltung der Bundesregierung
zu den DDR-Vorschlägen der 50er Jahre erfährt im nachhinein ihre
erneute Rechtfert igung. Das deckt sich mit dem Deutungsschema,
das gegenüber den sowjetischen Angeboten vorherrscht. Im Streit
um die Stalin-Note von 1952 2. B. sind Zweifel nach wie vor nicht
gern gehört.21

Alte und neue Argumentationsmuster. mit denen die SED-Vor­
schläge abgewertet werden, lassen sich exemplarisch in einer
neueren Untersuchung nachvollziehen, die Jürgen Wendler vorge­
legt hat. Der Autor wendet sich gegen vorherrschende Pauschalur­
teile, die nur begrenzten wissenschaftlichen Wert haben. Er will die
Kompromißfähigkeit als Maßstab von Glaubwürdigkeit gesetzt wis­
sen. Deshalb fragt er nach »der Bereitschaft[...], im Interesse der
Einheit Abstriche von den eigenen Vorstellungen zu machen«?~. Die­
ser Ansatz zielt auf differenzierte, situationsbezogene Urteile. Zu­
gleich erwartet der Autor faktisch von der SED den Verzicht auf ihre
gesellschaftspolitischen Ziele. Da sie an ihren sozialistischen Per­
spektivvorstellungen festhielt, hätten die »deutschlandpolitischen
Initiativen der östlichen Seite ( ... ) zu keinem Zeitpunkt so überzeu­
gend [gewirkt], daß die führenden Kräfte der Bundesrepublik von

20 Siehe Stiftung Archiv der Parteien und Massenorganisationen der DDR beim
Bundesarchiv (Zentrales Parteiarchiv der SED). Nachlaß Anton Ackermann.
NL 109/ 13. BI. 10; NL 109/ 14. BI. 298; NL 109/ 15. BI. 315 und 343ff . und NL 109/1 8.
BI. 32f f .
21 Siehe Enquete-Bericht. S. 117ff .
22 Jürgen Wendler: Die Deutschlandpolitik der SED 1952-1958. Publizistisches
Erscheinungsbild und Hintergründe der Wiedervereinigungsrhetorik. Köln [u. a.]
1991.S. 5.
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einer realistischen Chance für eine Verständigungslösung in der
deutschen Frage ausgehen konnten oder mußten«?°.

Der gleiche Maßstab ließe sich natürlich ebenso an die Deutsch­
landpolitik der Parteien der Bundesrepublik anlegen. In dem Falle
wäre ein wenig schmeichelhaftes Urteil vorprogrammiert. Es fällt
auf, daß der Verzicht ausschließlich der SED abverlangt, für die po­
litischen Kräfte der Bundesrepublik aber nicht in Erwägung gezogen
wird. Der Vorwurf, »daß sich die Einheitspartei zu keinem Zeitpunkt
um eine Annäherung an die Bundesregierung bemühte«, da »sie die
herrschenden Machtverhältnisse keineswegs alsvorgegebene Ver­
ständigungsgrundlage begriff. sondern vielmehr deren Veränderung
anstrebte«?', läßt sich nur aufrechterhalten, wenn an beide Seiten
unterschiedliche Bewertungsmaßstäbe angelegt werden.

Sicherlich ist für die Rückschau auf die 50er Jahre eine Verklä­
rung der deutschlandpolitischen Initiativen und Vorstöße der DDR,
die durchauswidersprüchlich waren, fehl am Platze. Dennoch kann
die Bundesregierung nicht aus der Verantwortung frei gesprochen
werden, den Dialog prinzipiell abgelehnt und eine Prüfung oder gar
mögliche Entlarvung der DDR-Offerten unterlassen zu haben. Von
der Einsicht. daß in diesem Zeitraum die »völkerrechtlich gar nicht
zur Kenntnisgenommene DDR-Regierung(... ) die deutschlandpoliti­
sche Diskussion schon damalsstark beeinflußt«?® hat, wie das noch
in der renommierten fünfbändigen Geschichte der Bundesrepublik
eingeschätzt wird, ist im Bericht der Enquete-Kommission nichts
mehr zu spüren. Sollten die damaligen Autoren prinzipiell geirrt ha­
ben, oder war ihre Sicht lediglich nicht so stark durch politische Ziel­
vorgaben und den Triumph des Sieges verstellt?

Deshalb soll nochmals an einige Vorgänge und Konstellationen
der Deutschlandpolitik in diesem Zeitraum erinnert werden.? Die
Deutschlandpolitik der Bundesregierung war zunächst geprägt vom

23 Ebenda. S. 526.
24 Ebenda. S. 529.
25 Geschichte der Bundesrepublik Deutschland in fünf Bänden. Bd. 3. Stuttgart
und Wiesbaden 1983. $. 61.
26 Siehe Werner Hänisch/Harald Neubert: Internationale Rahmenbedingungen der
Außen- und Deutschlandpolitik der Deutschen Demokratischen Republik in deren
historischem Wandel. In: Dietmar Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf (Hrsg.): An­
sichten zur Geschichte der DDR. Bd. 2. Bonn, Berlin 1994. S. 99ff. - Jürgen
Hofmann: Deutschlandpolitische Ziele, theoretische Leitgedanken und Grund­
aktivitäten in den beiden deutschen Staaten von 1949-1990. In: Ebenda. S. 51ff.
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Konzept der Westintegration Konrad Adenauers. Diese Westinte­
gration hatte Priorität vor der deutschen Einheit. Das war auch der
Streitpunkt, an dem sich die innenpolitische Kontroverse bis hinein
ins Regierungslager entzündete. Gustav Heinemann zählte zu den
prominenten Widersachern des Bundeskanzlers. Mit dem Konzept
der Westintegration setzte Adenauer die Politik der Ausgrenzung
Ostdeutschlands fort. Sein Nahziel war nicht dieWiedervereinigung
oder ein deutschlandpolitischer Kompromiß, sondern die Souverä­
nität der Bundesrepublik im Rahmen eines starken westlichen
Bündnisses. Die DDR sollte zu gegebener Zeit einer geschwächten
Sowjetunion abgetrotzt werden. Die Aufnahme diplomatischer
Beziehungen zur östlichen Siegermacht gehörte folgerichtig in die­
ses Kalkül.

Nüchtern betrachtet lief dieser Ansatz auf eine Politik der Stärke
in der deutschen Frage hinaus. Die von Adenauer ersehnte Konstel­
lation stellte sich aber erst am Ausgang der 80er Jahre ein. In den
50er Jahren verlieh dieser Kurs der bundesdeutschen Deutschland­
politik restriktive Züge. Die Hallstein-Doktrin ist dafür symptoma­
tisch. Der instrumentalisierte Alleinvertretungsanspruch war keine
geringere Barriere für deutschlandpolitische Kompromisse als der
revolutionäre Anspruch der SED auf ein antiimperialistisches bzw.
sozialistisches Gesamtdeutschland. Im konkreten Falle erwiesen
sich eher die Theorie und Praxis der Alleinvertretung als unüber­
windliches Hindernis.

Die Deutschlandpolitik der DDR stand in den 50er Jahren zu­
nächst unter dem Leitgedanken »Deutsche an einen Tisch«. Damit
sollte faktisch an den Kurs der Volkskongreßbewegung unter den
veränderten Konstellationen angeknüpft werden. Der Grotewohl­
Brief an Adenauer Ende 1950 und eine Erklärung des DDR-Minister­
präsidenten vor der Volkskammer Anfang 1951 trugen diese Offerte
in die Öffentlichkeit.

Das Angebot der SED und der DDR-Regierung hatte zwei Adres­
saten. Zum einen wandte es sich an patriotische Kräfte in der
Bundesrepublik in der Hoffnung, sie gegen den Kurs der Bundesre­
gierung mobilisieren zu können. Dieser Aspekt wird im Enquete

- Max Schmidt: Die Zweistaatl ichkeit in Deutschland - ein historischer Abschnitt
der Einhegung der äußeren Aspekte der deutschen Frage. In: Ebenda. S. 75ff .
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Bericht vorzugsweise hervorgehoben. Zum anderen richtete essich
aber auch an die Regierung und das Parlament der Bundesrepublik
als potentielle Verhandlungspartner, die gleichzeitig scharf und teil­
weise auch unsachlich kritisiert wurden. Dennoch war das DDR­
Konzept kooperativer, obwohl es sich unverkennbar ambivalent
zeigte.

Die 50er Jahre blieben die aktivste und eigentlich offensive Pha­
se in der Deutschlandpolitik der DDR mit einem durchaus beacht­
lichen Maß an Flexibilität. Die Konföderationsvorschläge in der
zweiten Hälfte des Jahrzehnts ordnen sich in diesen Kontext ein.
Der »Nationale Dialog« von 1966 war dagegen eher der späte Nach­
hall einer deutschlandpolitischen Orientierung, deren Chancen sich
längst erschöpft hatten.

Die 60er Jahre könnten als die Phase des Suchens für beide
Seiten charakterisiert werden. Die Frage, wie bei offensichtlicher
Stabilität des Status quo in Europa künftig Deutschlandpolitik zu
machen sei, betraf beide deutsche Staaten ebenso wie ihre Schutz­
mächte. Außerdem war klar geworden, daßeine Vier-Mächte-Rege­
lung der deutschen Frage nicht mehr zu erwarten war. Die Genfer
Außenministerkonferenz 1959 hatte letzte leise Hoffnungen ausge­
räumt. Mit der Einbindung beider deutscher Staaten in gegensätzli­
che Militärblöcke Mitte der 50er Jahre - die Bundesrepublik spielte
hierbei erneut den Vorreiter - und der Grenzschließung von 1961
waren deutschlandpolitische Zäsuren mit Langzeitwirkung gesetzt.

Für die Neuorientierung der Bundesrepublik stehen Egon Bahrs
Konzept des »Wandels durch Annäherung«, die Friedensnote der
Bundesregierung, die Kiesinger-Briefe, die »neue Ostpolitik« sowie
Willy Brandts Formel von den »zwei Staaten in Deutschland«. In der
DDR werden zunächst weniger spektakulär und weitgehend hinter
verschlossenen Türen interne Auseinandersetzungen um die ge­
samtdeutsche Orientierung ausgefochten. Nur selten, wie auf dem
VII. Parteitag der SED, dringt ein Widerhall dieser Führungskon­
troversen an die Öffentlichkeit. Die stärkere Orientierung auf die
Profilierung der DDR als sozialistischer Nationalstaat signalisiert
schließlich ein verändertes deutschlandpolitisches Konzept. das in
der Abgrenzungsformel mündet. Die Abgrenzungsthese war
übrigens bereits in einer Erklärung der Regierung der Sowjetunion
zur Entwicklung in der Bundesrepublik vom Januar 1967 verwandt
worden.
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Im Gegensatz zu den politischen Eliten der Bundesrepublik befand
sich die führende Partei der OOR deutschlandpolitisch in der
schwierigeren Situation. Ihre gesamtdeutschen Offensivkonzepte
waren gescheitert. Im offenen Wettbewerb mit der Gesellschaft
der Bundesrepublik hatte die SED die Notbremse ziehen müssen.
Die Schließung der Grenzen verblieb 1961 als letzte Möglichkeit,
den Sozialismusversuch zeitweise zu stabilisieren. Wie sollte aber
eine Gesellschaft, die sich abschotten mußte, die Ausstrahlungs­
kraft entwickeln. um eine gesamtdeutsche Perspektive überhaupt
beeinflussen zu können? Angesichts der Entrüstung über die Ab­
kehr der SED von ihrer gesamtdeutschen Option muß hin und wie­
der an diese Sachlage erinnert werden.

Die SED-Führung hat das Scheitern ihrer ursprünglichen deutsch­
landpolitischen Ziele nie öffentlich eingestanden. An die Stelle
selbstkritischer Reflexion trat die Schuldzuweisung an die regieren­
den Kreise der Bundesrepublik und ihre internationalen Verbünde­
ten. Damit war jedoch bestenfalls eine Seite der Wirkungsfaktoren
erfaßt. Das Kernproblem blieb aber systemimmanent. Die SED ver­
fügte nicht über die Potenzen, um mittel- oder langfristig eigene
Lösungen der deutschen Frage anzusteuern. Sie mußte sich notge­
drungen im Status quo einigeln. Eine kritische Bilanz der nationalen
Politik implizierte die Kritik am Sozialismusmodell. Das aber war ein
Tabuthema.

Die 70er und 80er Jahre standen im Zeichen vertraglich regulier­
ter, begrenzter Kooperation. Der Grundlagenvertrag von 1972 fixier­
te einen Wendepunkt in den deutsch-deutschen Beziehungen. Er
stellte einen tragfähigen Kompromiß dar, der beiden Seiten ermög­
lichte. Gesicht zu wahren. Die unterschiedliche Interpretation min­
derte letztlich nicht seine Wirksamkeit. Als wichtiger Baustein für
den KSZE-Prozeß wirkte er über den eigentlichen Vertragsgegen­
stand hinaus. Allerdings konnte der Grundlagenvertrag nicht die
Wachstumsprobleme und innenpolitischen Schwächen des DDR­
Systems sowie deren deutschlandpolitische Wirkungen kom­
pensieren.

Die SED versäumte es, nach der internationalen Anerkennung
der DDR und der Schlußakte von Helsinki ein neues perspektivi­
sches deutschlandpolitisches Konzept auszuarbeiten oder wenig­
stens zu erörtern. Sie verharrte im Status-quo-Denken. So blieben
manche Möglichkeiten und Spielräume des Grundlagenvertrages
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ungenutzt, »Was der VIII. Parteitag beschloß, wird sein«, erwies
sich auch deutschlandpolitisch als Losung der Stagnation.

Erstaunlicherweise verzichtet der Abschlußbericht der Enquete­
Kommission darauf, den Veränderungen und Konstanten bei den
vorherrschenden Deutungsmustern der nationalen bzw. deutschen
Frage gründlicher nachzugehen. Ohne diesen geistigen Hintergrund
sind jedoch deutschlandpolitische Intentionen, Handlungen und
Blockaden kaum zu verstehen.

Für die Regierungen der Bundesrepublik bildeten der Alleinver­
tretungsanspruch zusammen mit dem Anspruch auf Rechtsnachfol­
ge des Deutschen Reiches und der These von der Fortexistenz der
Einheit der Nation die Konstanten des deutschlandpolitischen
Selbstverständnisses. Vor diesem Hintergrund mußte die Brandt­
sehe Formel von den zwei Staaten in Deutschland fast wie der Ver­
stoß gegen ein Sakrileg wirken, obwohl sie die Konstanten nicht
prinzipiell in Frage stellte, sondern nur modifizierte.

Der Bericht der Enquete-Kommission stellt die Propagierung der
»Unnatürlichkeit der Teilung Deutschlands« und der »Offenheit der
deutschen Frage« als besonderes Verdienst der Bundesregierung in
den 80er Jahren heraus.27 Die Kehrseite dieser Position war aber die
weitgehende Negierung des tatsächlichen Entwicklungsstandes
der deutschen Teilung. Im Falle des deutschen Einigungsprozesses
führte das zu fatalen Fehleinschätzungen der Ausgangslage mit al­
len Folgen für die Gestaltung von Politik.

Die SED ging lange Zeit ebenfalls vom Fortbestand der Einheit
der deutschen Nation aus. Revolutionäres Sendungsbewußtsein
und die Überhöhung der Rolle der Volksmassen, insbesondere der
Arbeiterklasse, bildeten den Nährboden für illusionäre Erwartungen.
Darin eingebettet hinderten immer wieder Fehleinschätzungen dar­
an, realistische deutschlandpolitische Schritte zu entwickeln. Dazu
gehörten u. a. die Kolonialstaatsthese. die auch die KPD in der Bun­
desrepublik fehlorientierte, die überhöhten Erwartungen in die
Krisen des Imperialismus und die damit verbundenen Fehlein­
schätzungen des innenpolitischen Kräfteverhältnisses in der
Bundesrepublik, die übersteigerten Hoffnungen, die deutsche Ar­
beiterbewegung für eigene deutschlandpolitische Zielstellungen
mobilisieren zu können, sowie nicht zuletzt die Illusion, die Aus-

27 Enquete-Bericht. S. 132.



Deutschlandpolit ik als bundesdeutsche Einbahnstraße 63

strahlungskraft der sozialistischen Gesellschaft würde der DDR eine
Piemont-Rolle für die deutsche Nation zuweisen.

Der Versuch, die deutsche Teilung über das Klassenspaltungs­
schema zu erfassen (These vom Grundwiderspruch in Deutsch­
land), ging an der tatsächlichen Integrationskraft der bundesdeut­
schen Gesellschaft völlig vorbei. Dagegen war die Einsicht, die
deutsche Nation existiere für längere Zeit auf zwei sozialökono­
misch unterschiedlichen Entwicklungsstufen, die Anfang der 60er
Jahre in der SED diskutiert wurde, ein recht zutreffendes Deutungs­
modell.28 Es mußte am Übergang zu den 70er Jahren der Vorstel­
lung weichen, ein objektiver Prozeß der Abgrenzung habe die Ent­
wicklung zweier selbständiger Nationen in Gang gesetzt. Den
Gedanken von den zwei unterschiedlichen Gesellschaften in
Deutschland hatte die Regierung Brandt/Scheel in Anspruch ge­
nommen.

Die Entwicklung einer sozialistischen deutschen Nation erw ies
sich als nicht tragfähiges Wunschbild. Das Konzept der DDR-Nation
baute auf dem Konzept der entwickelten sozialistischen Ge­
sellschaft auf und setzte dessen erfolgreiche Verwirklichung als
selbstverständliche Prämisse. Die Fehleinschätzung des Entwick­
lungsstandes und der Perspektiven des Sozialismusversuches be­
günstigte die falsche Prognose zur nationalen Entwicklung. Die
Fehlkonstruktionen sind also nicht allein auf dem Feld nationaler
Theorien zu suchen. Das kann keine Entschuldigung von Irrtümern
sein, sondern eher eine Erläuterung der sie begünstigenden Zusam­
menhänge.29 Theoretisch werden die Mängel des DDR-Nationskon­
zepts vor allem sichtbar in der verkürzten historischen Perspektive,
in der kurzschlüssigen und vereinfachenden Handhabung der
Dialektik von sozialen und nationalen Komponenten, in der Über-

28 Siehe Alfred Kosing: Illusion und Wirklichkeit in der nationalen Frage. In: Einheit
(1962)5. - Einen Abriß der damaligen Diskussion vermittelt Jürgen Hofmann: Ein
neues Deutschland soll es sein. Zur Frage nach der Nation in der Geschichte der
DDR und in der Politik der SED. Berlin 1989. S. 193Mf.
29 Zur selbstkritischen Bilanz von Vertretern der DDR-Nation-Theorie siehe Jürgen
Hofmann: Wie weiter mit der deutschen Nation? Der Autor im Gespräch mit Hans­
Dieter Schütt. Berlin 1990. - Walter Schmidt: DDR und nationale Frage. Selbstkriti­
sche Anmerkung zur These von der sozialistischen deutschen Nation. In:
Wissenschaftliche Mitteilungen der Historiker-Gesellschaft der DDR (1990)1; The
nation in German history. In: The national question in Europa in historical context.

Cambridge 1993.
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schätzung aktueller Entwicklungen und in der Unterschätzung der
Langzeitwirkung historischer Faktoren.

Die Mängel dieses Konzepts waren nicht allein theoretischer
Natur. Viel schwerer wog, daß das Gesellschaftssystem der DDR
nicht die Präge- und Integrationskraft entwickelte, die die Conditio
sine qua non einessolchen angenommenen Prozesses sein mußte.
Wie weit dennoch im Zusammenhang mit unterschiedlichen Sozia­
lisationsprozessen Ansätze einer Binationalisierung gediehen
waren, läßt sich mit den Erfahrungen von einigen Jahren deutscher
Einheit inzwischen besser beurteilen als vor dem Hintergrund der
sich überstürzenden Ereignisse von 1989 und 1990.

Ausgespart bleibt im Abschlußbericht die Erbediskussion der
80er Jahre in der DDR, die sich nicht einfach auf bloße legitimatori­
sche Bedürfnisse der SED reduzieren läßt. Scheinbar paradox führ­
te die Auffassung, daß sich in der DDR eine eigene nationale
Gemeinschaft entwickelt. nicht zu einer Verengung, sondern zu ei­
ner Erweiterung des Zugangs zur Nationalgeschichte.®° Von einer
ähnlich breiten. ansatzweise souveränen und um Differenzierungen
bemühten Erbeauffassung ist der Abschlußbericht weit entfernt.
Das auf politische Abrechnung zielende Strickmuster hätte dann
verworfen werden müssen. Die Gesellschaft der Bundesrepublik
wird jedoch um einen weniger eindimensionalen Zugang zum DDR­
Erbe nicht herumkommen, wenn sie die Ostdeutschen wirklich in­
tegrieren will.

Im Bericht der Enquete-Kommission firmiert die Zwei-Nationen­
Theorie als »besonders unsinniger Ausdruck der Abgrenzungspo­
litik« und als »Versuch, nach der staatlichen Spaltung aus
ideologischen Gründen auch noch die deutsche Nation künstlich zu
trennen«®'. Dies suggeriert: Die Spaltung hätte die nationale Ge­
meinschaft der Deutschen eigentlich gar nicht ernsthaft berührt. Die
Interpretation der Teilung wird zum eigentlichen Problem. Die rea­
len Wirkungen jahrzehntelanger unterschiedlicher Entwicklung tre­
ten dahinter zurück. In Verfolg dieser Logik könnten sie vernachläs-

30 Siehe die Materialen einer kritisch-resümierenden Diskussion in: Eberhard
Fromm/Hans-Jürgen Mende (Hrsg.): Vom Beitritt zur Vereinigung. Schwierigkeiten
beim Umgang mit deutsch-deutscher Geschichte. Akademische Tage des Luisen­
städtischen Bildungsvereins e. V. 1993. Protokoll. Berlin [1994].
31 Enquete-Bericht. S. 128.
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sigt werden, obwohl zum Abschluß eingestanden wird, daß die
deutsche Teilung in vielfältiger Weise nachwirkt.

Dementsprechend zeichnet der Abschlußbericht ein idealisieren­
des Bild vom gesamtdeutschen Bewußtsein, vom Zusammenge­
hörigkeitsgefühl und vom Einigungsprozeß, das sich mit den
Erfahrungen der letzten Jahre schwerlich harmonisieren läßt. Die
eher gegenteiligen bzw. widersprüchlichen Befunde soziologischer
Forschung bleiben außer Betracht. Die zweite »Reichseinigung von
oben« desJahres 1990 deutet der Bericht in das Resultat einer bei­
de deutsche Staaten umfassenden Nationalbewegung um. Eine
solche steht jedoch bis zur Stunde noch aus. Dagegen deutet man­
ches auf eine Vertiefung geistiger Gräben und eine Reproduktion
von Spaltung hin. Der Abschlußbericht ist m. E. ein Baustein zur
Kultivierung von Feindbildern. Er fördert dasverbreitete Unverständ­
nis für die ostdeutsche Entwicklung. Die von Werner Weidenfeld
provozierte Frage, »ob die Deutschlandpolitik die Meinung der Be­
völkerung bestimmte oder umgekehrt von dieser bestimmt wurde
bzw. diese nachvollzog«®*, kommt der tatsächlichen Problemlage

• wesentlich näher.
Zu den ständig wiederkehrenden tragenden Aussagen des

Abschlußberichtes gehört. daß sich die Bevölkerung im Osten
Deutschlands zu keinem Zeitpunkt mit der DDR-Gesellschaft identi­
fiziert habe. Dieses Grundsatzurteil wird als Konstante gehandhabt.
Selbst dort, wo Einschränkungen angedeutet werden müssen, wird
es bekräftigt. Als Beleg werden entweder »plausible Annahmen«®°
bemüht oder Beobachtungen westdeutscher DDR-Besucher hoch­
gerechnet. Das entscheidende Beweismittel sind übrigens For­
schungen, bei denen Bürger der Bundesrepublik stellvertretend für
ihre Verwandten und Bekannten in der DDR zu deren Meinung be­
fragt wurden.3' Obwohl diese Forschungen methodisch durchaus
sorgfältig konzipiert waren, konnten sie aber nur ein mehrfach ge­
brochenes Bild erbringen, in dem Vermutungen, Eigenurteile und
Interpretationen der Informationsträger den tatsächlichen Sachver-

32 Ebenda. S. 145.
33 Siehe ebenda. S. 113.
34 Siehe Anne Köhler: Marschierte der DDR-Bürger mit? Systemidentifikation der
DDR-Bevölkerung vor und nach der Wende. In: Uta Gerhardt/ Ekkehard Mochmann
(Hrsg.): Gesellschaftlicher Umbruch 1945-1990. Re-Demokratisierung und Lebens­
verhältnisse. München 1992. S. 59ff.
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halt mehr oder weniger modifizierten. Ergebnisse der DDR-Mei­
nungsforschung blieben weitgehend außerhalb der Betrachtung,
vor allem wenn sie nicht geeignet waren, das gewünschte Ergebnis
zu stützen.®Aktuelle Trends der Zuordnung der Ostdeutschen zu
Identitätsmustern berechtigen jedenfalls zum Zweifel am pauscha­
lisierenden Befund des Berichtes.3'

Schlicht beschönigt wird der Einigungsprozeß selbst. Die
deutschlandpolitische Neuorientierung der Regierung Modrow
taucht überhaupt nicht mehr auf. Die DDR wird in ihrem 41. Jahr
vom Bericht bereits als nicht mehr existent behandelt. Dafür erfährt
der erstaunte Leser etwas von der »würdebewahrende[n] Verab­
schiedung der DDR« durch die Sowjetunion und davon, daß der
Einigungsvertrag den Ostdeutschen »Schutz vor westdeutscher
Majorisierung«"" gewähre. Auch die Behauptung, daß der innerdeut­
sche Handel »einige Minimalvoraussetzungen für die Reintegration
der deutschen Wirtschaft nach der Vereinigung bewahrt«®°habe, ist
mit ostdeutschen Erfahrungen schwer nachzuvollziehen.

Als »eigentliche[n] Kern der deutschen Frage« bezeichnet der
Bericht »die verweigerte Selbstbestimmung für die Deutschen in
der DDR«°. Diese Aussage ist mit Blick auf den sogenannten Trans­
formationsprozeß in Ostdeutschland nicht ohne eine gewisse

35 Siehe u. a. Peter Förster/Günter Roski: DDR - Zwischen Wende und Wahl.
Meinungsforscher analysieren den Umbruch. Berlin 1990. - Walter Friedrich: Men­
talitätswandlungen der Jugend in der DDR. In: Aus Politik und Zeitgeschichte. Bei­
lage zur Wochenzeitung »Das Parlament«. Bonn (1990)16-17. - Helmut Meier:
Identifikation mit der DDR durch ihre Bürger. In: Dietmar Keller/Hans Modrow/Her­
bert Wolf (Hrsg.): Ans ichten zur Geschichte der DDR. Bd. 4. Bonn, Berlin 1994.
S. 269H.- Heinz Niemann: Meinungsforschung in der DDR. Köln 1993.
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Pikanterie. Der Politikwissenschaftler und Soziologe Claus Offe hat
die Situation bereits 1992 sehr treffend beschrieben: »Indem die
DDR auf dem Wege positiv-rechtlicher Setzung »von außen trans­
formiert wird, ist ihre Bevölkerung sowohl der Chance wie der Her­
ausforderung enthoben, zur Gestaltung der eigenen Zukunft einen
eigenen, auch moralisch anspruchsvollen Beitrag zu leisten. Sie ist
zugleich politisch entmündigt und moralisch unterfordert, während
sich die westdeutsche Bevölkerung mit der ihren Eliten zugefalle­
nen Alleinzuständigkeit für die Zukunft der DDR rasch[ ... ) moralisch
überfordert fühlen könnte. Nur im deutschen Falle ist das Subjekt
der Transformation nicht mit deren Objekt identisch.«*° Sollten der
Anschluß nach Artikel 23 und die Übertragung des bundesdeut­
schen Gesellschaftsmodells und seiner Strukturen auf die ostdeut­
schen Länder die offene deutsche Frage nur in einen anderen
Zusammenhang gerückt haben? Doch das wäre bereits ein weiter­
führendes Thema.

40 Claus Offe: Die Integration nachkommunistischer Gesellschaften. Die ehemali­
ge DDR im Vergleich zu ihren osteuropäischen Nachbarn. In: Lebensverhältnisse
und soziale Konflikte im neuen Europa. Verhandlungen des 26. Deutschen Soziolo­
gentages in Düsseldorf 1992. Frankfurt, New York 1993. $. 813f.





Hans Jürgen Friederici

Das Thema »Antifaschismus«
im Enquete-Bericht - Krit ische
Anmerkungen

Im Bericht der Enquete-Kommission heißt es u. a.: »Der vielleicht
wirksamste ideologische Integrationsfaktor für das SED-Regime
war der Antifaschismus. Im einzelnen ist seine Wirkung zwar noch
zu untersuchen. doch läßt sich feststellen. daß er [ ... ) eine gewisse
emotionale und politische Bindekraft besaß. die der Marxismus­
Leninismus in vergleichbarer Weise nicht auszuüben ver­
mochte ( ... ) Der teils als Mythos. teils als politisches Konzept
gefaßte Antifaschismus diente der Legitimation der SED-Herr­
schaft.«' Tatsächlich besaß der Antifaschismus diese Bindekraft,
wie viele von uns wissen. Viele Bürger der DDRsind über antifaschi­
stische Positionen zu sozialistischen Überzeugungen gekommen
oder haben sich doch wenigstens mit dem antifaschistischen Kon­
sens in der DDR identifiziert. Natürlich stimmt es auch, daß der
Antifaschismus in zunehmendem Maße der Legitimation der Herr­
schaft der SED diente. Er machte die Führer der Partei in gewisser
Weise unangreifbar. Insofern ist vor allem die Nachkriegsgenerati­
on, die den Antifaschismus noch ernsthaft angenommen und
»verinnerlicht« hat, in gewisser Weise auch mißbraucht worden.
Mancher mag sich durch solche Erkenntnis tief verletzt fühlen und
das bestreiten. Ich denke aber, daß wir - trotz begründeter bitterer
Gefühle - der historischen Wahrheit insAuge sehen müssen. Auch
der Antifaschismus wurde in der DDR instrumentalisiert. zur Legiti­
mation der Herrschaft einer Partei mißbraucht.

Nur - und das sagt der Bericht nicht - seit es historisches Den­
ken gibt, wird Geschichte auch für die Erhaltung der jeweiligen

1 Deutscher Bundestag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai 1994.
Bericht der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der
SED-Diktatur in Deutschland« gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom
12. März 1992 und vom 20. Mai 1992 - Drucksachen 12/2330, 12/2597. S. 52. - Im

folgenden zitiert als Enquete-Bericht.
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Macht instrumentalisiert. Für den Antifaschismus gilt das in diesem
Fall nicht nur im Osten, sondern auch im Westen. Und hier sind wir
bei einem Grundmangel der Arbeit der Kommission. Sie untersucht
die deutsche Geschichte der letzten Jahrzehnte nicht komplex, im
gegenseitigen Aufeinandereinwirken von West und Ost. sondern
selektiv und einseitig, immer nur auf die Fehlentwicklungen im
Osten bezogen. Altbundesdeutsches Verhalten wird überhaupt
nicht in Frage gestellt: Der »Sieger« hat recht und basta. Aber das
ist dann natürlich keine Bewältigung oder »Aufarbeitung« von Ge­
schichte, sondern vielmehr eine historische Abrechnung und
Abstraf ung.

In Wahrheit war der Antifaschismus also nicht nur in der DDR,
sondern auch in der alten BRD instrumentalisiert. Die Beurteilung
des antifaschistischen Verhaltens war bekanntlich in den damaligen
Westzonen sehr umstritten. Es gab zunächst einen antifaschi­
stischen Konsens. wie unter anderem die Annahme der Hessischen
Verfassung durch den Volksentscheid vom 1. Dezember 1946 be­
weist; gleichzeitig gilt aber auch, daß sich nicht wenige Antifaschi­
sten jahrelang mit der Behauptung auseinandersetzen mußten, sie.
wären dem eigenen Land in den Jahren des Krieges in den Rücken
gefallen. Eine gründliche Auseinandersetzung blieb aus,die NS-Zeit
wurde einfach verdrängt.

Dasänderte sich nach der Gründungder Bundesrepublik. Für den
Gebrauch nach innen und außen, also zur historischen Legitimation
der BRD, benötigte man »das andere Deutschland«, den antifaschi­
stischen Kampf in den Jahren vor 1945. Dabei griff man allerdings
vor allem auf den bürgerlichen und militärischen Widerstand zurück,
der erst recht spät begonnen hatte. Dieser Antifaschismus wurde
auch instrumentalisiert - und zwar durch die Hervorhebung des
Kampfesvon »Eliten« und deren meist antikommunistischer Grund­
einstellung. Man benötigte den Antifaschismus dieser Gruppen
ebenfalls zur Legitimation des eigenen Staates. Darin liegt wenig
Trost für eigene Fehlleistungen; es sei aber doch festgestellt, daß
natürlich auch in dem anderen deutschen Staat Geschichte instru­
mentalisiert wurde.

Zu einer weiteren Behauptung der Enquete-Kommission: »Der
Mythos des Antifaschismus lieferte das Material für einen quasi­
religiösen Staatskult, für eine säkularisierte Religion. die in den For­
men Anleihen bei der Kirche machte ( ... ) Eine zentrale Funktion für
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die Pflege des DDR-Antifaschismus hatten die Mahn- und Gedenk­
stätten, in deren Mittelpunkt die heroisierten kommunistischen Op­
fer standen, die im quasireligiösen Staatskult verehrt wurden«.*
Tatsächlich wurden in der DDR die kommunistischen Widerstands­
kämpfer in allererster Linie geehrt. Das war verbunden mit einer
starken Überhöhung des kommunistischen Widerstandes in den
Jahren von 1933 bis 1945 und mit einer dementsprechenden Un­
terschätzung des sozialdemokratischen, bürgerlichen, christlichen
oder militärischen Widerstandes, vom Kampf und vom Leiden der
Juden ganz zu schweigen. Diese einseitige Hervorhebung eines
Teils des deutschen Widerstandes ergab sich aus der fehlerhaften
Auffassung vom Widerstandskampf als Klassenkampf. Sie führte
auch dazu. daß im Verlauf der Jahre ein Bild von kommunistischen
Widerstandskämpfern entstand, das kaum noch überzeugte. Vor
allem jüngere Menschen lehnten diese Art der Verehrung ab.

Nur - was der Bericht wieder nicht sagt - diese einseitige Sicht
auf den kommunistischen Widerstand und diese Art der Verehrung
wurden Ende der 70er, Anfang der 80er Jahre allmählich überwun­
den. Nicht wenige DDR-Historiker haben zu dieser »Wende« ihren
Beitrag geleistet; ich erinnere an dieser Stelle nur an die wertvollen
Untersuchungen von Kurt Finker in Potsdam. Spätestens in den 80er
Jahren wurde die ganze Breite des antifaschistischen Kampfes er­
forscht und auch versucht, die Männer und Frauen des Widerstan­
des den Bürgern menschlich etwas näher zu bringen.

Man muß aber auch unbedingt darauf verweisen, daß die Kom­
munisten die ersten im antifaschistischen Kampf waren und daßsie
die meisten Opfer brachten. Wenn also in den 40 Jahren DDRAnti­
faschisten geehrt werden sollten, die im Kampf gegen Hitler ihr Le­
ben gegeben hatten, so stieß man in der Regel zuerst auf ehemalige
Mitglieder der KPD. Das hatte etwas mit dem wirklichen Verlauf der
Geschichte zu tun. Die KPD hatte mehr Tote zu beklagen als alle
anderen politischen Richtungen zusammen (vom Holocaust abge­
sehen). Das sollte bei aller Kritik vonseiten der Enquete-Kommissi­
on und bei aller Selbstkritik niemals vergessen werden.

Zum Gesamtkomplex des Themas Antifaschismus sollte auch
gesagt werden, daß in der DDRdie Erinnerung an den antifaschisti­
schen Widerstand immer wachgehalten wurde, wenn auch aus

2 Ebenda. S. 52/53.
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vielerlei Gründen mit nachlassender Wirkung. In der alten Bundes­
republik aber wurde dieses Thema lange Zeit immer wieder ver­
drängt, dann von der Studentenbewegung aufgenommen und erst
später ernsthaft wissenschaftlich aufgearbeitet. Von Staats wegen
wurde die Erinnerung an diese furchtbare Zeit nicht systematisch
wachgehalten, sondern vielfach verdunkelt. Ganz abgesehen davon,
daß viele Naziverbrecher nicht bestraft wurden, manche sogar in
leitende Funktionen kamen. Das kontrastiert übrigens ganz merk­
würdig mit der Unversöhnlichkeit, mit der man Sozialisten aus der
DDR verfolgt, »Systemnähe« bestraft, Renten kürzt etc,

Im weiteren Verlauf ihrer Untersuchungen kommt die Enquete­
Kommission zu der Feststellung: »Zu den Nachwirkungen des
Antifaschismus gehört ein ebenso verzerrtes wie einseitiges Bild
vom nationalsozialistischen System, seinen Opfern und dem Wider­
stand gegen ihn. Es gilt, dieses Bild in der historisch-politischen Bil­
dung der Schulen und in der Erwachsenenbildung angemessen zu
korrigieren.«® An dieser Stelle wird besonders deutlich, daß die Er­
gebnisse der Enquete-Kommission in Zukunft in die Lehrpläne der
Schulen und Hochschulen und auch in die historische Arbeit anderer
Institutionen eingehen sollen. Auch deshalb muß zu diesem Pro­
blemkreis hier etwas gesagt werden. Sicher ist richtig, daß der An­
tifaschismus in der DDR große Mängel hatte. Er diente einer Art
kollektiver »Entschuldung«, ließ die Verantwortung großer Teile
auch der DDR-Bevölkerung für das Hitlerregime im Dunkeln, hielt
die Kritik an der Parteiführung der SED im Zaum und bewirkte ein­
seitige Vorstellungen von den Opfern Hitlers und vom Kampf gegen
ihn. Insofern ist in der DDR mit dem Antifaschismus auch Schindlu­
der getrieben worden.

Nur - in welcher Richtung soll jetzt dieses »einseitige und ver­
zerrte Bild vom Widerstand« korrigiert werden? Die Erfahrungen
der Diskussionen um den 50. Jahrestag des 20. Juli lassen da
Schlimmes befürchten. Immer lauter und eindringlicher wurde ver­
langt, den kommunistischen Widerstand aus dem Bild vom Wider­
stand zu streichen. Keinen der Eiferer störte, daß dies nicht nur eine
grobe Geschichtsfälschung wäre, sondern auch ein erheblicher
Rückschritt gegenüber bereits erreichten Positionen.

Nach vielen Auseinandersetzungen waren sich Historiker aus
West und Ost in den B0er Jahren darin einig geworden, daß die

3 Ebenda. S. 53.
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gesamte Breite des antifaschistischen Kampfes erfaßt werden
müsse, von den Rechtskonservativen bis zu den Kommunisten.
Auch der damalige Bundespräsident vertrat diese Auffassung. In
seiner berühmten Rede zum 8. Mai 1985 erklärte er: ,,Als Deutsche
ehren wir das Andenken der Opfer des deutschen Widerstandes;
des bürgerlichen, des militärischen, des glaubensbegründeten, des
Widerstandes in der Arbeiterschaft, ·in den Gewerkschaften, des
Widerstandes der Kommunisten.«*

Heute soll das alles nicht mehr wahr sein. Wieder soll die alte
Konzeption gelten, daß die Kommunisten eigentlich nicht dazuge­
hören. Diese eigentlich längst überholte Auffassung ist ganz ein­
deutig von parteipolitischen Interessen bestimmt und hat mit
Geschichtswissenschat t nichts zu tun. Die ökonomisch und poli­
tisch Mächtigen in Deutschland haben nicht nur einen Wiedergut­
machu ngsanspruch auf ihnen einmal gehörende Ländereien.
Immobilien oder Fabriken angekündigt, sondern gewissermaßen
auch einen Wiedergutmachungsanspruch an die Geschichte. Zu
diesem Zweck wird die konservative Geschichtsrevision vorgenom­
men. Das Ziel besteht darin, die längst veraltete und schon über­
wunden geglaubte enge westdeutsche Betrachtungsweise für
Widerstand und Antifaschismus wiederherzustellen und sie nun­
mehr den Bürgern in West und Ost aufzudrängen. Es soll in diesem
Zusammenhang nicht unerwähnt bleiben. daß es gegen diese Revi­
sion der Geschichte auch unter den Historikern der alten Länder
Widerstand und Protest gibt. Nicht alle machen diesen Erkenntnis­
rückschritt mit, wie wir auch bei den Diskussionen zum 50. Jahres­
tag des 20. Juli feststellen konnten.

Eine letzte Überlegung zum Bericht der Enquete-Kommission:
Dort heißt es zur Frage der Nachwirkungen des »verordneten« An­
tifaschismus: »Eine weitere Folge des DDR-Antifaschismus ist, daß
in den neuen Bundesländern vielfach die Vorstellung besteht, mit
dem Antifaschismus sei auch die Erinnerung an die NS-Zeit obso­
let ( .. .} Demgegenüber vertritt die Enquete-Kommission die Auffas­
sung, daß Aufarbeitung der NS-Zeit und die Würdigung ihrer Opfer
ein konstitutiver Bestandteil der demokratischen Geschichtskultur
des vereinten Deutschland ist und daher die Aufklärung über diese
Epoche eine wesentliche Aufgabe historisch-politischer Bildungsar-

4 Richard von Weizsäcker: Brücken der Verständigung. Reden. Berlin 1990. S. 33.
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beit bleiben muß. Die großen Nationalen Mahn- und Gedenk­
stätten, in der DDRgilt es umzugestalten ( ...J die Denkmalsanalyse
[muß] historisch geklärt werden.«* Wenn es wirklich in Zukunft dar­
um gehen soll. die Zeit des deutschen Faschismus wahrheitsge­
mäß aufzuarbeiten und die Opfer dieser Jahre zu würdigen. kann
man dem nur zustimmen. Eine radikale, bis an die Wurzeln reichen­
de Abrechnung mit der NS-Zeit ist tatsächlich für ganz Deutschland
unbedingt notwendig, wenn man den Rechtsextremismus zurück­
drängen will. Stattdessen war in der DDRnach der »Wende« Bilder­
stürmerei angesagt. Denkmale wurden gestürzt, Straßen willkürlich
umbenannt, die Erinnerung an Antifaschisten ausgelöscht. Und die­
ser Prozeß ist noch lange nicht abgeschlossen, wie jeder ehemalige
DDR-Bürger weiß.

Hören wir noch einmal Worte desdamaligen Bundespräsidenten
Richard von Weizsäcker. Dieser sagte in einer Rede zum Gedenken
an die Geschwister Scholl am 15. Februar 1993 in der Münchener
Universität: »Zerreißt den Mantel der Gleichgültigkeit, den Ihr um
Euer Herz gelegt habt [ ...JJede Zeit, zumal die unsere, erkennt auf
ihre Weise sich selbst als Adressaten dieser Worte ( ...] und jedes
Gewissen ist ein Akt unserer Gegenwart«.* Wenn jedes Erinnern
ein Akt unserer Gegenwart ist, dann gilt das auch für jedes sich
Nichterinnern. Die Straßen- und Kasernenumbenennungen, die Be­
seitigung bestimmter Denkmale und Gedenktafeln, die »Umgestal­
tung« von Mahn- und Gedenkstätten widerspiegeln die Richtung
einer Politik, die immer weiter nach rechts tendiert.

Im Bericht der Enquete-Kommission heißt es: »Die spezifische
Ausprägung desAntifaschismus in der DDR läßt esausgeschlossen
erscheinen, in der notwendigen Auseinandersetzung mit rechtsex­
tremen Tendenzen an den DDR-Antifaschismus anzuknüpfen. für
den eine Distanz zum demokratischen Denken - insgesamt gese­
hen - charakteristisch war.«' Diesem Urteil kann man keinesfalls
zustimmen.

Insgesamt gesehen muß man also sehr skeptisch sein, wenn die
Kommission fordert. daß die Nazizeit wahrheitsgemäß aufgearbei-

5 Enquete-Bericht. S. 53.
6 Bulletin des Presse- und Informationsamt der Bundesregierung vom 18. Fe-
bruar 1993. S.121.
7 Enquete-Bericht. S. 53.
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tet werden soll und die Opfer dieser Jahre entsprechend geehrt
werden sollen. Die Kommission selbst hat die Geschichte politisch
instrumentalisiert. also genau das getan. was sie an der DDR kriti­
siert. Das soll keine Entschuldigung für eigene Mängel und Ver­
säumnisse sein. Sicher sind alle ehemaligen DDR-Historiker gut
beraten, wenn sie ihre eigene Arbeit nach wie vor kritisch hin­
terfragen.

Entgegen den Aussagen der Enquete-Kommission sollten wir
daran festhalten, daßdie Entstehung und Entwicklung der DDReine
Folge von Faschismus und Krieg waren, daß nach der Nazi-Diktatur
das Recht bestand, für dieses Land eine neue Perspektive zu
suchen, und daß die DDR gegründet wurde, um eine Wiederholung
der furchtbaren Vergangenheit mit ihren zwei Weltkriegen zu ver­
hindern. Wahr ist leider auch, daß sie sich von den ursprünglich hu­
manistischen Zielen entfernte, in mancher Hinsicht entartete und
Rosa LuxemburgsWort von der Freiheit der Andersdenkenden miß­
achtete. Dennoch kann man sie nicht einfach als Unrechtsstaat
abqualifizieren. Ihr Scheitern hat auch etwas mit historischer Tragik
zu tun. Diese Feststellung ist kein Ausdruck von Nostalgie, sondern
Ausdruck unseresAnspruchs auf einen differenzierten Umgang mit
unseren eigenen Erfahrungen. - »Holzschnitt ist eine hehre Kunst,
aber nicht im Umgang mit der Geschichte.« (Manfred Kossok.)





Jörn Schütrumpf

Einige ungeplante und trotzdem
nicht vermeidbare Bemerkungen
zu Hans Jürgen Friederici

Zwischen Hans Jürgen Friederici und mir gibt es einen Dissens
nicht: daß der Umgang mit der Frage Antifaschismus im Kommis­
sionsbericht interessengeleitet ist. Doch damit ist der Konsens zwi­
schen uns beiden auch wirklich schon an seiner Grenze. Friederici
wird mir gewiß noch darin zustimmen, daß die Kritik am SED-offizi­
ellen Umgang mit Antifaschismus letzten Endes darauf zielt, den
während der Nazi-Zeit real gelebten Antifaschismus zu denunzieren
und so aus deutscher Erinnerung zu eliminieren. Zustimmen hinge­
gen wird er nicht - das zeigt sein Beitrag - meiner Meinung, daß
eine prinzipielle und tiefgehende Kritik am SED-offiziellen Umgang
mit Antifaschismus notwendig ist und auch die Eppelmann-Kom­
mission dazu beitragen konnte. Dieser Umgang mit dem Antifa­
schismus war in der Tat in weiten Teilen kritikwürdig, und daß die
Mehrheit der Kommission mit ihrer Kritik schamlose Apologie der
»freiheitlich-demokratischen Grundordnung« betreibt und zugleich
eine wichtige, wenn nicht gar die wichtigste Legitimation des Staa­
tes DDRauslöschen möchte, ändert nichts daran, daß sie das Recht
zur Kritik hat.

Friederici meint u. a., der nichtkommunistische Widerstand sei in
der DDR »unterbelichtet« worden. Solcherart Verniedlichung halte
ich für schwer erträglich. Indem ich das sage, interessiert mich
nicht, daß eine solche Aussage für die Zusammenarbeit mit Part­
nern anderer Facon »politisch schädlich« ist - wassie zweifellos ist.
Mir geht es hier nicht um Taktik. sondern hier geht es um die Frage,
ob wir unsere Vergangenheit aushalten und immer wieder neu be­
fragen wollen, oder ob wir uns in den mainstream deutscher Erinne­
rung fallen lassen und uns - wie große Teile der durch die Zeitläufe
emotional wie intellektuell überforderten Bevölkerung - eine schö­
ne rosige Vergangenheit zusammenträumen. Für letzteresstehe ich
nicht zur Verfügung.
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In der DDRwurde nichtkommunistischer Widerstand nicht nur »un­
terbelichtet«. Lange Zeit wurde er denunziert, bestenfalls ver­
schwiegen. So mancher Hitler-Gegner lernte auch den NKWD- und
später den Stasi-Knast kennen. Viele fühlten sich nicht zuletzt des­
halb bei Adenauer, wo es fü r viele Nazi-Gegner zweifellos auch un­
gemütlich war, sicherer als bei Ulbricht. Der Hochmut gegenüber
anderen Opfern und Gegnern des Nationalsozialismus war keines­
wegs Ergebnis überlanger Herrschaft der Kommunisten stalinisti­
scher Provenienz im Osten Deutschlands. Schon am 3. Ju li 1945
konnte man in der »Deutschen Volkszeitung« lesen: »Opfer des Fa­
schismussind Millionen Menschen und alle diejenigen, die ihr Heim,
ihre Wohnung, ihren Besitz verloren haben. Opfer des Faschismus
sind die Männer, die Soldat werden mußten und in die Bataillone
Hitlers eingesetzt wurden, sind alle, die für Hitlersverbrecherischen
Krieg ihr Leben geben mußten. Opfer des Faschismus sind die
Juden, die als Opfer des faschistischen Rassenwahnsverfolgt und
ermordet wurden, sind die Bibelforscher und die Arbeitsvertrags­
sünder. Aber soweit können wir nicht den Begriff Opfer des
Faschismus, ziehen. Sie haben alle geduldet und Schweres erlitten,
aber sie haben nicht gekämpft.«

Natürlich ließ sich diese »Linie« in einem Lande, in dem die
übergroße Mehrheit der Bevölkerung bis »Fünf nach Zwölf« wider­
standslos ihren Verderbern gefolgt war, nicht durchhalten. Zumin­
dest am Anfang brauchten die Kommunisten die anderen
Antifaschisten und Opfer als Verbündete. Doch auf ihren Sondersta­
tus verzichteten sie deshalb keineswegs. Die Hierarchie wurde le­
diglich um eine Etage aufgestockt: Über die Opfer des Faschismus
stellte man im Oktober 1945 die Kämpfer gegen den Faschismus.
Und: in der 1947 gegen die Wünsche Ulbrichts und seiner Umge­
bung gegründeten Vereinigung der Verfolgten des Naziregimeswur­
de ab 1948 die Mitgliedschaft zunehmend vom Wohlverhalten
gegenüber den neuen Zuständen, ab 1949 sogar vom aktiven Ein­
treten für diese Zustände abhängig gemacht. Den Höhepunkt er­
reichte diese Art Politik Ende 1952/Anfang 1953, als sich die
SED-Führung der antisemitischen Kampagne Stalins nicht verwei­
gerte, sondern ihrerseits begann, vor allem Funktionäre der jüdi­
schen Organisation in der DDR, die zugleich meist sehr aktiv in der
WN waren, zu verfolgen. Diese Kampagne mündete letztlich in der
Auflösung der WN im Februar 1953, mit der sich Ulbricht eine lästi-
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ge Konkurrenz vom Hals schaffte. Präziser wäre deshalb, künftig
von einem Verbot der VVN in der DDR zu sprechen und nicht weiter­
hin Ulbrichtsche Sprachregelungen zu kolportieren.

Noch ein Wort zur Aussonderung der Antifaschisten durch die
Kommunisten stalinistischer Provenienz: Es wurden nicht nur Ein­
zelpersonen ausgestoßen, sondern auch ganze Gruppen. So z. B.
die Männer des 20. Juli, die im Sommer 1944 von den nicht hinge­
meuchelten Resten der Moskauer Auslands-KP noch überschweng­
lich gefeiert worden waren. Ab 1947 wurden sie als Vertreter der
Reaktion verleumdet, erst 1959 konnte man auch wieder Positives
über sie lesen. Am übelsten jedoch erging es den Zeugen Jehovas,
die 1950, fünfeinhalb Jahre nach der Verfolgung durch die National­
sozialisten, schon wieder kriminalisiert und verboten wurden.

Am Ende dieser Selektionen blieben die Kommunisten stalinisti­
scher Provenienz als »wirkliche« Antifaschisten übrig. Erst in den
70er Jahren - vorbereitet besonders durch die Arbeiten von Klaus
Drobisch und Kurt Finker - wurden auch wieder andere Antifaschi­
sten als nur die Kommunisten in der DDR offiziell erwähnt. In den
80er Jahren gab es weitere große Fortschritte. Trotzdem blieb bis
zum Ende der DDR eine Hierarchisierung des Antifaschismus un­
übersehbar. Mit dieser Hierarchisierung wurde vom ersten bis zum
letzten Tag der Führungsanspruch der Kommunisten legitimiert und
so der gelebte Antifaschismus denunziert.

Ein zweiter Punkt: Es wurde gesagt, die Bundesrepublik habe
sich von Anfang an auf die Tradition des 20. Juli 1944 bezogen. Das
ist falsch. Die Männer des 20. Juli wurden in den ersten Nachkriegs­
jahren keineswegs als Helden gesehen. sondern weiterhin als Ver­
räter. Erst nach der Heuss-Rede anläßlich des 10. Jahrestags des
Attentats 1954 begann eine positive Bezugnahme auf dieses Ereig­
nis und seine Akteure.

Und eine letzte Bemerkung. Es wurde die. vor allem in der ehe­
maligen DDR-Provinz betriebene, Zerstörung von Denkmalen. die
an die Opfer des Faschismus gemahnen. beklagt. Zweifellos muß
das scharf kritisiert werden. Doch sollte man nicht versuchen. den
Eindruck zu erwecken. daß in der DDR eine flächendeckende
Aufarbeitung des Antifaschismus oder gar dessen umfassende
Würdigung stattgefunden hätten. Neuere Untersuchungen für
Mecklenburg-Vorpommern zeigen ganz unzweideutig, daß eine
Erinnerung an den einzelnen Antifaschisten nur in Ausnahmefällen
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erfolgte. Die meisten Toten blieben anonym. Die meisten Denkmale
erinnerten nur ganz allgemein, oft zum Zwecke staatserhaltender
Rituale, an Antifaschismus. Ganz zu schweigen von der Gestaltung
in den ehemaligen Konzentrationslagern: Dort wurde der Eindruck
erzeugt, die Mehrheit der Insassen seien deutsche Kommunisten
und sowjetische Offiziere gewesen. An rassisch Verfolgte wurde
meist zwar noch erinnert. andere Opfergruppen jedoch - wie die
Zeugen Jehovas, Homosexuelle, sogenannte Asoziale usw. - wur­
den vollständig verschwiegen. Daß während der Nazi-Zeit auch auf
dem späteren Territorium der DDR ein Jugend-Konzentrationslager
(Jugend-KZUckermark bei Ravensbrück) existierte, wurde erst nach
der »Wende« einer größeren Öffentlichkeit bekannt. Die dortigen
Häftlinge wurden weder im Westen noch in der DDRals Opfer aner­
kannt und bis heute nicht entschädigt.

Zugegeben. Hans Jürgen Friederici hat weniger von den Opfern
und mehr von Antifaschismus und Antifaschisten allgemein gespro­
chen. Wenn man das macht. sollte man jedoch nicht nur von den
Antifaschisten sprechen, die zu Opfern wurden. sondern endlich
auch von denen. die das Glück hatten. in ihrem Kampf gegen die
Nazis ihren Häschern nichts ins Netz zu gehen. Daß man diese Grup­
pe 45 Jahre lang in einem Staat verschwiegen hat. der sich zu sei­
ner Legitimation auf den Antifaschismus berief. macht nur ein
weiteres Mal die Verlogenheit des Umgangs mit diesem Stück Ver­
gangenheit deutlich. Damit sollte endlich Schluß sein.

Falls die ostdeutsche Linke meint. daß sie den Antifaschismus
für ihr heutiges politische Agieren braucht, sollte sie bald anfangen,
über ihren bisherigen Umgang mit diesem Antifaschismus nachzu­
denken, denn niemand sonst hat den Antifaschismus so diskredi­
tiert wie die SED.



Manfred Weißbecker

Nachdenken über den Antifaschismus*

Unzählige Opfer forderten der deutsche Faschismus und der von
ihm entfesselte Zweite Weltkrieg. Millionenfach sind Erschossene,
Erschlagene, Vergaste zu beklagen. Es kostete viele Menschen das
Leben, für Ideale eingetreten zu sein, die sich nicht mit denen der
braunen Täter - nationalsozialistischer Politiker, Richter, Beamter,
Generäle und ihrer Schergen - deckten.

Aller Opfer des Faschismus mit Hochachtung und ehrfurchtsvoll
zu gedenken, zählt seit über einem halben Jahrhundert unter den
Deutschen zu deren unabdingbaren moralischen Pflichten sowie zu
ihrer politischen Verantwortung. Erst recht und ganz grundsätzlich
sollte es zu den humanistischen Gesinnungsnormativen einer Ge­
sellschaft gehören, die lautstark den Anspruch erhebt, demokra­
tisch verfaßt zu sein, und die das Recht auf Widerstand verbürgt. An
offiziellen Bekenntnissen dazu mangelte es nie und mangelt esauch
heute nicht. so daß eigentlich von der Selbstverständlichkeit ihrer
Realisierung im Alltag gesprochen werden müßte. Doch weit ge­
fehlt! Die guten Absichten standen und stehen vielfach nur auf dem
Papier, politisch wurden sie indessen eher behindert und entwertet.
Auch an Feindseligkeit und offenen Attacken gegenüber einem anti­
faschistischen Gedenken litt die deutsche Nachkriegsgesellschaft
keinerlei Mangel. Auf solchem Boden machen sich keineswegs zu­
fällig in vielen Köpfen wiederkehrender Ungeist des Nazismus und
auf vielen Straßen sein unsäglicher Terrorismus breit.

*Manfred Weißbeckers Beitrag zum Kolloquium erwuchs aus dem hier - gering fü­
gig gekürzt - abgedruckten Vortrag für die Gedenkveranstaltung »Nachdenken über
Antifaschismus« des Jenaer Forums für Bildung und Wissenschaft e. V. und der
Arbeitsgemeinschaft Geschichte beim Landesvorstand Thüringen der PDS anläß­
lich der 50.Todestage von Ernst Thälmann und Rudolf Breitscheid am 20. August
1994 in Weimar. Dieser Vortrag erscheint auch als Beilage zum Heft 10/1994 der
Zeitschrift »ANTIFA«.
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Gleichermaßen aus historischer Pietät wie aus politisch-moralischer
Erfahrung gehört das mahnende Gedenken an die Opfer von Fa­
schismus und Krieg in erster Linie in den Normenkatalog derer, die
sich selbst als Antifaschisten definieren. Es gehört natürlich auch in
die Erinnerung und die Gedenkpolitik aller anderen, selbst wenn sie
für sich den Begriff des Antifaschismus ablehnen, selbst wenn man­
cher von ihnen damals wider seinen Willen und Glauben unterlag,
es verpflichtet ebenso diejenigen, die dem Faschismus - bewußt
oder unbewußt - förderlich dienten oder neue faschistische Kräfte
zu unterstützen in der Lage sind. Alle. die eine Wiederkehr der Bar­
barei - gleich in welcher Gestalt - verhindern wollen, unterliegen
dieser Verpflichtung. Diese nenne ich daher bewußt eine deutsche
und verstehe sie als eine des allgemeinsten menschlichen Anstands
und der vielfach zitierten unantastbaren Würde des Menschen.

Die Opfer des Faschismus im Gedächtnis zu bewahren. ihnen
hochachtungsvoll und nachdenklich zu begegnen heißt natürlich
auch, sich ihrer der historischen Wahrheit gemäß zu erinnern. Ge­
gen dieses Prinzip zu verstoßen. kann kein heutiger Antifaschist als
läßliche Sünde dulden. »Gläubigen Antifaschismus« nannte Erich
Fried solch unkritisches Verhalten. Und mit Recht konstatierte er,
dies sei ein »schlechter Antifaschismus«. Ebenso führt jede bloß
»gläubige« Auseinandersetzung mit der komplizierten Geschichte
des Antifaschismus am eigentlichen Ziel vorbei. Antifaschisten ha­
ben übrigens ihrem Anspruch gemäß sogar dann anders als »gläu­
big« mit der Geschichte umzugehen. wenn ihnen tagtäglich - ich
bleibe im gewählten Bild - ein haßerfüllt-gläubiger Anti-Antifaschis­
mus begegnet. Ein Handeln getreu dem Motto »right or wrong - it's
my antifacism« bewirkt allenfalls eine Beschädigung antifaschisti­
scher Politiksubstanz. Leidvolle Erfahrungen ostdeutscher Bürger
belegen. wie mit dem Verlust an Antifaschismus gleichzeitig we­
sentliche Teile eines historischen Fortschritts verloren gingen.

Gedenken und Nachdenken sind eins. Beides erfordert Zweifel,
Überprüfung, kritische Rückschau. Und gerade ein heutiger Antifa­
schismus kann wohl überhaupt nur in dem Maße bestehen, wie in
ihm alle Erfahrungen, auch die eines unzulänglichen, instrumentali­
sierten und ritualisierten Umgangs mit den Opfern des hitlerfaschi­
stischen Regimes, berücksichtigt werden. Von der tatsächlichen
Geschichte losgelöste, einseitige Jahrestagsveranstaltungen hat­
ten wir genug - auch an manchen ihrer Unzulänglichkeiten und
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egitimationsbeflissenen Borniertheiten ging der antifaschistische
Staat DDR zugrunde... Vordergründig und durchsetzt mit mancher­
lei Ausschließlichkeits-Ansprüchen wär die selektive Behandlung
der Widerstandsthematik allerdings überall - in der DDR. wo haupt­
sächlich der Widerstand von Kommunisten gewürdigt wurde, in der
BRD, wo lange Zeit außerhalb des 20. Juli 1944 kaum ein anderer
Widerstand gesehen worden ist. Die Ausgrenzung des einen oder
anderen Teils aus dem Widerstand führte hier wie dort zu Verlust an
humanistischer Politik. Ein unvernünftiger Umgang mit der Ge­
schichte behinderte die erforderliche ganzheitliche Sicht auf den
Widerstand. Die Fronten des Katten Krieges ergänzten sich - und
wie wir wissen durchaus wirkungsvoll - mit den Gräben zwischen
den Hitlergegnern hier und da.

Kritisch-selbstkritisch zurückzuschauen heißt für mich, das An­
denken der Opfer nicht einfach aufgeben oder tilgen, sondern in
neuer Weise, besser als bisher und hoffentlich auch ergebnisträch­
tiger als bislang bewahren zu wollen. Ersteres steht bekanntlich als
eine Forderung heutiger »Sieger« der Geschichte im Raum. Allzu
leicht wird von ihnen der Stab über den Antifaschismus, sein We­
sen und seine Vergangenheit gebrochen. Irreführende Argumente,
leichtfertig-verletzende Beiworte und neue Ausschließlichkeits-An­
sprüche sollen helfen, ihn als geschichtliche Fehlkonstruktion zu
diskreditieren. »Verordnet« sei er gewesen, also diktatorisch; unde­
mokratisch sei er zustandegekommen und nicht an den Kriterien
eines Rechtsstaats meßbar. sagen die einen, »unselig« seien sein
Tun und Lassen gewesen, meinen andere; als Erscheinungsform
desStalinismussei er im Grunde wie dieser selbst dem Faschismus
gleichzusetzen, sagen schließlich die erneut in Mode gekommenen
Theoretiker eines sogenannten antitotalitären Grundkonsenses; in
ihm sei nicht mehr als ein »Mythos« sanktioniert worden, entgegen
dem Andersdenken von Bevölkerungsmehrheiten. Mitunter kann
sich ein abgewickelter Antifaschist sehr an das Wort erinnert füh­
len, das E. T. A. Hoffmann in seiner Erzählung »Der Floh« dem Poli­
zeipräsidenten Kworponti in den Mund legte: »Den Täter haben wir,
die Tat werden wir auch noch finden«.

längst steht nicht mehr allein das tatsächlich Kritikwürdige am
Widerstand von Kommunisten sowie am Antifaschismus der DDR
vor diesen Richtern; sie sollen ganz generell verurteilt werden. Of­
fenkundig ist hauptsächlich beabsichtigt, den Antifaschismus als
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»störendes« Moment jeglicher Befestigungsversuche einer kon­
servativ dominierten politischen Gegenwart auszuschalten, ihn ge­
nerell für alle Zukunft zu desavouieren. Ein neues Bild von
Deutschlands Vergangenheit soll geschaffen werden. in das keine
braunen Flecken passen, weswegen auch das Bild desAntifaschis­
mus zu revidieren ist.

Man macht es sich jedoch zu leicht. in Kenntnis solcher Absich­
ten auch die berechtigten Fragen an die Geschichte des Antifa­
schismus verwerfen zu wollen. Herausragende geschichtliche
Erscheinungen und Ereignisse unterliegen nun einmal in besonde­
rem Maße ständiger Neubefragung durch nachfolgende Gene­
rationen sowie einer sich wandelnden Deutung. Nachdenkliche
Rückschau ist normal und im Grunde täglich zu erproben. Histo­
rische Sichtweisen unterliegen einer Entwicklung. Sie verändern
sich mit der Veränderung gesellschaftlicher Verhältnisse. Verwun­
derung oder Empörung sind fehl am Platze, wie überhaupt emotio­
nalisierte Verhaltensweisen das Nachdenken eher erschweren denn
befördern.

Zu fragen bleibt vor allem. welche Inhalte des Antifaschismus
der Realität nicht standhielten und welche die Zeitenwende über­
dauern. Zu fragen ist ferner, wodurch sich der Umgang der Herr­
schenden mit der Geschichte von Antifaschismus und Widerstand
bestimmt, was daran unwissenschaftlich, »unnormal« oder sogar
ungeheuerlich ist. Die letzten Monate und Wochen lieferten zahllo­
se Beispiele, unter anderem bei dem Erinnern einiger konservativer
Kreise an den 20. Juli 1944.

Da gab es bekanntlich Versuche zur Unterscheidungvon »guten«
und »bösen« Gegnern der Nazibarbarei, von »anständigen« und
»ruchwürdigen« Widerständlern sowie Angebote zur Aufspaltung
von Erinnerungsstätten in solche, die würdiger patriotischer Helden
gedenken dürfen, und in solche, die andere Hitlergegner allenfalls
noch in unumgänglichen Dokumentationszusammenhängen erwäh­
nen dürfen. Nicht die Tat gegen den Faschismus sei entscheidend
gewesen. sondern allein dasZiel böte den Maßstab für die Anerken­
nung als »Vorbild«. Einen Breitscheid würdigen, einen Thälmann
nicht einmal benennen - das zeugt von mehr als nur von schlech­
tem Stil. Versuche solcher Art führen konzeptionell in die Irre. sie
leben von neuerlichem Mißbrauch der Wissenschaft und haben
nichts, aber auch gar nichts mit der wiederum und feierlich-offiziell
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beschworenen Menschenwürde gemein. Sie wiederholen Fehler,
die hierzulande gemacht worden sind, und dies ungeachtet dessen,
daß sie seit langem als Fehler erkannt worden sind.

Wen wundert esaber, daß solches Gedenken an dasAttentat auf
Hitler vom 20. Juli 1944 von arger parteipolitischer Nutzung der
Geschichte begleitet wurde? Manche sprechen in diesem Zu­
sammenhang von einem neuerlichen »Historiker-Streit«, in Anleh­
nung an jene erregten Auseinandersetzungen, die konservative
Denker wie Ernst Nolte 1986/1987 vom Zaun gebrochen hatten.
Tatsächlich läßt die Kenntnis früherer Bemühungen um eine neue
nationalkonservative Geschichtsdeutung vermuten. daß es nur je­
ner berühmten Spitze des Eisberges gleicht. was ein Franz Ludwig
Graf von Stauffenberg, Sohn des Attentäters und CSU-Europa-Ab­
geordneter, so vehement unternimmt. um den nachweislich hohen
Anteil der Kommunisten am antifaschistischen Widerstand sowie
die Tätigkeit des Nationalkomitees »Freies Deutschland« aus offizi­
ellem Gedenken und politisch-moralischer Würdigung durch die grö­
ßer gewordenen Bundesrepublik zu entfernen.

So argumentierte beispielsweise die »Frankfurter Allgemeine
Zeitung« am 4. Juni dieses Jahres, daß alles, was der 20. Juli be­
deute, »verschwimme«, also diffus, undeutlich und unzutreffend
werde, »wenn Tresckow, Stauffenberg, Beck, Olbricht, Moltke,
Delp, Bonhoeffer, Goerdeler, Mierendorff mit den Gründern der
zweiten deutschen Diktatur zwangsverbrüdert werden«. Entsetzt
frage ich: Wie kann ein Autor vergessen, daß es der deutsche Fa­
schismus gewesen ist, der eine »Galgenfront« quer durch die ande­
ren politischen Lager errichtete und der alle existentiell bedrohte,
die sich nicht gewillt zeigten, auf seiner Linie zu marschieren? Es
war doch der Nationalsozialismus mit seinem brutalen Terror, seiner
maßlosen Expansionspolitik und seiner menschenverachtenden
Ideologie, der alle seine Gegner »verbrüderte«, gleich wo sie sich
befanden, gleich ob es diesen bewußt, willkommen oder uner­
wünscht gewesen ist. Bekanntlich nahm der deutsche Faschismus
viele als seine Feinde ins Visier: Kommunisten und Sozialdemokra­
ten - beide in seiner Terminologie zusammengefaßt als »Marxisten«
-, Gewerkschafter, Pazifisten, Christen. die Juden, die Slawen und
zahlreiche andere Völker. Jeder Nicht-Nationalsozialist mußte sich
herausgefordert fühlen. Er unterlag dem beklagten »Zwang«. Nicht
er war es, der Zwang ausübte.
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Zu fragen bleibt ebenso, worin die erzwungene »Verbrüderung«
gegen Hitler und Krieg bestand? In Unehrenhaftem gewiß nicht.
wenn auch in Unzulänglichem und Fehlerhaftem. Von vornherein
existierte der Widerstand weniger in der Form eines einheitlichen
Antifaschismus als vielmehr in der Gestalt unterschiedlichster Anti­
faschismen. Allein im »Anti« lag deren Gemeinsamkeit. Sie richte­
ten sich gegen etwas und ließen offen, welche Ziele sie ansonsten
verfolgten bzw. in einem von den Nazis befreiten Deutschland ver­
folgen würden. Antifaschismus konnte daher lediglich als Einheit
einer nichtfaschistischen Vielheit existieren. Er hatte auf einer sol­
chen Grundlage und im gegebenen Rahmen nicht allein seinen Hu­
manismus zu bewahren, sondern zugleich seine Politikfähigkeit zu
erproben. Vergessen wir nicht, welch unvorstellbar große, in der
Geschichte bis dahin unbekannte Aufgabe auf die Gegner Hitlers
zugekommen war, wie schwierig das war, was ihnen oblag, galt es
doch, für ihre unmittelbaren Zielsetzungen den kleinsten Nenner an
Gemeinsamkeit zu suchen, trotz ihrer Gegensätzlichkeiten, ihrer ei­
genen Machtansprüche und Eifersüchteleien. Antifaschismus konn­
te daher, wenn es um mehr als eine demonstrative Geste seiner
Gesinnung gehen sollte, seine politische Kraft lediglich gemeinsam
beweisen.

Bereitschaft zum Kompromiß, Verzicht auf jegliche Führungsan­
sprüche und Orientierung auf pluralistisch-demokratische Verkehrs­
formen untereinander hätten vernünftige Ausgangspositionen
markieren können. Es gehört jedoch zu den bedrückendsten ge­
schichtlichen Erfahrungen, daß die Gruppierungen desWiderstands
zumeist nicht in der Lage waren. über ihren jeweiligen Organisati­
onsschatten zu springen. Sie blieben Antifaschismen und wuchsen
nicht zu einem Antifaschismus zusammen. Trennendes stand in grö­
ßerem Maße zwischen ihnen alsdas gemeinsame Anliegen gegen­
über der Barbarei. Sie versagten einzeln und deshalb auch als
Gesamtheit. Das aber besagt: Der deutsche Faschismus konnte
1933 hauptsächlich deshalb an die Macht gelangen und triumphie­
ren, weil er unterschätzt, weil seine Kraft als geringfügig und un­
wirksam im »Lande der Dichter und Denker« angesehen, weil seine
Ideologie als zu verworren betrachtet und seine Demagogie einer
geistigen Auseinandersetzung nicht für würdig erachtet worden
waren, weil eine Einheit seiner Gegner für diese selbst als politisch
makaber galt.
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Der Kern einer solchen These betrifft nicht allein die Vergangenheit
und ebensowenig allein die heutige Auseinandersetzung mit dem
Rechtsextremismus. Sie darf, gleichsam modellartig, als allgemei­
ne Erfahrung für die Lösung ganz anderer und ähnlich strukturierter
Probleme betrachtet werden, seien es die der global-ökologischen
Zukunftsbedrohungen oder die des Ringens um den Frieden, seien
es die der Konflikte zwischen dem reichen Norden und dem armen
Süden der Erde oder die der Bevölkerungsexplosion u. a. m.-d. h.
solcher Probleme, die jeweils nicht allein die Angelegenheit der ei­
nen oder anderen Klasse. der einen oder anderen Partei. der einen
oder anderen Nation, der einen oder anderen Religionsgemeinschaft
sein können.

Der Zusammenbruch des sozialistischen Gesellschaftssystems
wandelte zwar die historisch-politischen Interessenlagen in grund­
sätzlicher Weise, trug aber keineswegs zur Lösung irgendeines je­
ner brennenden Probleme bei. vor denen die Menschheit steht.
Offensichtlich liegt gerade hierin die Brisanz des Themas Antifa­
schismus, genauer: Hierin liegt seine Gefährlichkeit für alle jene, die
aus klassen- und parteienegoistischen, aus völkisch-nationalisti­
schen oder religiös-fundamentalistischen Erwägungen heraus kei­
nerlei Veränderung bestehender Verhältnisse zulassen wollen, für
die das Vorhandene zugleich das erdenklich Beste darstellt und die
in ihrer Erstarrung jeden Gedanken an eine Weiterentwicklung der
Gesellschaft als undemokratisch und grundgesetzwidrig von sich
weisen. Und von eben dieser Unfähigkeit zeugt es, wenn neben den
legitimen neuen Fragestellungen an die Geschichte des Antifa­
schismus erneut zahlreiche Argumente auftauchen, die aus den
Hochzeiten des Katten Krieges stammen, die deren bipolaren Sche­
matismus wiederbeleben, obwohl gerade dieser längst als überholt
betrachtet werden konnte.

Eines dieser Argumente betrifft das Verhältnis von Nation und
Antifaschismus. Wer sich dem aber unvoreingenommen zuwendet,
für den steht anhand der überlieferten Quellen völlig außer Frage,
daß Nationales im Widerstand stets eine große Rolle gespielt hat.
Dies galt unbezweifelbar für den Widerstand in den mit Krieg und
faschistischen Okkupationsregimen überzogenen Ländern Europas.
Aber auch der Widerstand in Deutschland handelte national und
zwar in allen seinen Teilen. Das »andere« Deutschland sollte es
sein, eine Nation, die willens und fähig ist, friedlich mit ihren Nach-
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barn zu leben. statt sie mit räuberischem Krieg zu überziehen. In
solchem Sinne sorgte sich der Widerstand um dasAnsehen, um die
Ehre und die »Größe« Deutschlands in der Welt. Immer ging es
auch um ein gerechtes und friedliches Zusammenleben der Deut­
schen, um die Verhinderung ihres Rückfalls in zivilisationsfreie Ur­
zustände. Dabei wurden alternative, antifaschistisch-demokratische
Inhalte transportiert und keine hohlen Mythen gepredigt. Nationaler
Schwärmerei und nationalistischer Überheblichkeit standen fast alle
fremd und ablehnend gegenüber.

Um so bedenklicher stimmt mich vielesan den wachsenden Ten­
denzen einer neudeutschen Geschichtsbetrachtung. Ausgespro­
chen nationalistisch kommt beispielsweise das Argument daher,
Widerstand sei allein von »Patrioten« geleistet worden, und nur,
wer patriotische Ziele verfolgt habe, könne als Widerständler aner­
kannt werden. Übrigens glaubten noch im Jahre 1989 etwa 15 Pro­
zent der Bevölkerung der damaligen BRD und jeder Fünfte der
CDU-Wähler, Stauffenberg und die anderen am 20. Juli Beteiligten
seien keine Patrioten, sondern »Verräter« gewesen. Heute differen­
zieren konservative Historiker und Publizisten das Problem insofern,
als sie glauben machen wollen, es sei den Attentätern zwar um
einen vertretbaren »Hochverrat« gegen den Tyrannen Hitler gegan­
gen, niemals aber um einen schändlichen »Landesverrat«'. Dessen
Inhalt lassen andere Aussagen deutlich werden: Niemals habe man
zu Helfern jener werden wollen. die das Deutsche Reich »mit Waf­
fengewalt« bekämpften. Man habe sich entschieden geweigert,
»Wege der Feindbegünstigung einzuschlagen«*. An anderer Stelle
heißt esganz in diesem Sinne und bezogen auf die Kriegszeit: »Sta­
bile Fronten bedeuteten Hoffnung und Handlungsfreiheit. Nichts
durfte [...] die Kampfkraft des Heeres bedrohen.«®Dazu paßt, den
kommunistischen Widerstand als »ferngesteuert«, im Dienste einer
fremden Macht stehend zu diskreditieren.

Die allgemeine Delegitimierung eines der größten Bestandteile
des eigentlich unteilbaren Widerstandes gerät zu dessen Ent-Natio­
nalisierung. Und dieses ist zugleich begleitet von einer überborden-

1 Wolfgang Venohr: Patrioten gegen Hit ler. Der Weg zum 20. Juli 1944. Bergisch
Gladbach 1994. S. 268.
2 Ebenda.
3 Bodo Scheurig: Henning von Tresckow. Eine Biographie. Berlin [u. a.] 1980.
S. 165.
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den Re-Nationalisierung jeglichen Widerstands-Gedankens, von
einem politisch motivierten Ausschließlichkeits-Anspruch des
wieder allein auf den 20. Juli 1944 eingeengten Begriffsvom »deut­
schen Widerstand«. Gezielt wird auf eine generelle und aufwerten­
de Umdeutung der am Nationalismus gescheiterten deutschen
Vergangenheit.

Diese Argumentation setzt eine rational bekanntlich kaum zu
erfassende Einheit des Nationalen und in gewisser Hinsicht damit
auch den berüchtigten »Volksgemeinschafts«-Gedanken in strikten
Gegensatz zu den inhaltlich begründeten Gemeinsamkeiten des
Antifaschismus. Ja, sie setzt sie sogar an deren Stelle. Das erfor­
dert Diskussion und Klärung, zumal mancher, der sich selbst als
Antifaschist versteht, bereits die Frage nach der Entäußerung von
Gemeinsamkeit und Einheit des Antifaschismus für überflüssig und
die Antwort für gegeben hält: Ohne innere Einheitlichkeit kein Anti­
faschismus - ohne diesen keine Einheit. So sehr dies zutrifft, so
sehr müssen dennoch gerade zu diesem Thema zahlreiche Fragen
gestellt und kritische Antworten angenommen werden.

Es führt offensichtlich kein Weg an der Erkenntnis vorbei, daß in
dieser Hinsicht besonders folgenreich antifaschistisch-demokrati­
sche Inhalte beschädigt worden sind, als versucht wurde, antifa­
schistische und andere Einheitsorganisationen zu schaffen. Leider
wurde allzu häufig ein Primat des Organisatorischen befolgt, statt
inhaltliche Forderungen und Problemfelder in den Vordergrund des
Ringens um Gemeinsamkeit zu stellen. So mag es heute nicht allzu
erstaunlich sein, wenn uns tagtäglich eine abschätzig-pejorative Ver­
wendung des Einheits-Begriffes begegnet, wenn einige Wahl­
kampfstrategen glauben, statt rot gefärbter Fußbekleidung das
Symbol verschlungener Hände plakatieren zu sollen, um Stimmen
gewinnen zu können - so als gäbe es nichts Schlimmeres denn ein
Zusammengehen unterschiedlicher Strömungen der Arbeiterbewe­
gung, als habe es in der Geschichte nichts Gefährlicheres gegeben,
als gemeinsam gegen den Faschismus oder analoge Erscheinun­
gen vorgehen zu wollen, nichts Undemokratischeres als Bündnisse,
Koalitionen usw. gegen Rechts.

Natürlich waren die antifaschistischen Einheitsbemühungen
nicht problemlos. Im Gegenteil: Ihre Geschichte ist die ihrer Schwie­
rigkeiten und Belastungen. Ehrliche Intentionen wurden miß­
braucht, reglementiert und hochmütig jeweiligen Einzelinteressen
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untergeordnet. So war das Scheitern des »Pariser Ausschusseszur
Vorbereitung einer deutschen Volksfront« Mitte der 30er Jahre pro­
grammiert, da manche in ihm mehr anordnen als überzeugen, mehr
»führen« alsdebattieren und die notwendige Gemeinsamkeit mehr
dekretieren als erringen wollten. Folgerichtig brach der Ausschuß
auseinander, folgerichtig wurde später zur Unzeit das Nationalkomi­
tee »Freies Deutschland« aufgelöst, folgerichtig der Block
antifaschistisch-demokratischer Parteien zum Anhängsel einer
»führenden« Partei degradiert.

Dennoch: Die Richtigkeit der These, daß gegen das unmensch­
liche Regime der Faschisten einzig und allein ein gemeinsamesVor­
gehen ihrer Gegner aus allen Richtungen zum gewünschten
Ergebnis führt, konnte und kann auch durch solche Fehler und Irr­
wege nicht aufgehoben werden.

Gemeinsamkeit gehörte von Anfang an wie die Vielfalt zum
Wesen des Antifaschismus. Dieser war zunächst- selbst in sprach­
licher Hinsicht - nichts anderes als ein allgemeiner Ausdruck des
Reagierens unterschiedlichster Kräfte auf die Herausforderungen,
die sich mit dem Faschismus nach dem Ersten Weltkrieg entfalte­
ten. Antifaschismus galt seit Mussolinis »Marsch auf Rom« als
gängiges Synonym für die Ablehnung jener neuartigen militant­
terroristischen Gewaltbereitschaft, die aus dem Ersten Weltkrieg in
das zivile Leben der Gesellschaft transformiert wurde, ferner für die
Ablehnung aller Bemühungen um eine Revision sowohl der Ergeb­
nisse des Krieges zugunsten alter neuer expansiver Ziele, als auch
der Ergebnisse des revolutionären Umschwungsvon 1918/1919. Er
galt als Zurückweisung des faschistischen Antiliberalismus und An­
tiparlamentarismus, der chauvinistischen Ideologie wie auch als ein
Verwerfen des pseudosozialistischen Angebots, das die Faschisten
den als »entnationalisiert« und »marxistisch verseucht« betrachte­
ten Arbeitern machten.

Viele Feinde hatte der Faschismus in seinem von kriegerisch­
gewalttätiger und völkisch-rassistischer Feindseligkeit geprägten
Visier. Reagieren mußten daher viele, ja eigentlich alle, die irgend­
wie in ihrer Existenz vom Faschismus bedroht waren. Daher be­
standen die beiden wichtigsten Merkmale des Antifaschismus von
Anfang an erstens in seinem Charakter als »Anti«-Strömung sowie
zweitens in dem, was ich die Existenz von Antifaschismen oder
seine »Bindestrich«-Erscheinungsform nennen möchte. Zu spre-
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chen wäre in diesem Sinne jeweils von einem kommunistischen
Antifaschismus, von einem sozialdemokratischen, gewerkschaftli­
chen, christlichen, liberalen. antirassistischen oder auch vom Anti­
faschismus überfallener und bedrohter Völker.

Ich wähle damit ganz bewußt einen breiten Ausgangspunkt, ohne
irgendeinem realitätsfernen geschichtswissenschaftlichen Kon­
struktivismus verfallen zu wollen. Der Wunsch nach Gemeinsam­
keit und einheitlichem Handeln gegen den Faschismuswar Realität
und ist wissenschaftlich vielfach belegt. Alle Quellen zeigen, wie
stark sich auch Sozialdemokraten, Gewerkschafter und andere in
den 20er und 30er Jahren selbst als Antifaschisten verstanden. Es
geht an der Realität vorbei, nur einen »klassischen« Antifaschismus,
den kommunistischen, sehen zu wollen.* Es stimmt nicht mit den
Tatsachen überein, allein diesen aus seinen Zusammenhängen her­
ausgelösten Teil des Antifaschismus pauschal einer Geschichte der
»Niederlagen, Denkblockaden und Selbstentmündigungen«®zuzu­
ordnen. In der kritischen Rückschau sollte selbstverständlich in je­
dem Falle gesagt werden, von welchem der Antifaschismen man
spricht. und zugleich Obacht gegeben werden, das Kind - bildlich
gesprochen - nicht mit dem Bade auszuschütten: Wer heute den
Antifaschismusvon Kommunisten kritisch beurteilt - mit Recht. ich
wiederhole das-, sollte dennoch nicht übersehen, daß manchen die
Kritik allein dazu dient. den Antifaschismus in seiner Gesamtheit
und damit als solchen auf- und preiszugeben.

Die Einheitsbemühungen wurden von zahlreichen Faktoren be­
einflußt und erschwert. Viele Antifaschisten waren sich durchaus
der Schwierigkeiten bewußt. Dennoch fiel. als man sich befreit sah,
die Entscheidung zugunsten einer bloßen machtpolitischen Um­
kehrung der Verhältnisse. Da dominierte aus den historischen Bezü­
gen heraussowohl bei Kommunisten alsauch bei Sozialdemokraten
der Gedanke einer Einheitspartei um jeden Preis, da lag der Gedan­
ke an ein neues, nur dürftig drapiertes Einparteiensystem nahe. Da
wurden die Einheitsbemühungen belastet durch Rigorosität und
Repression jenen gegenüber, die sich die Geschichte der Arbei­
terbewegung und der Demokratie überhaupt nur in der Form von­
einander strikt getrennter Organisationen vorstellen konnten und

4 Siehe Antonia Grunenberg: Antifaschismus-ein deutscher Mythos. Reinbek bei
Hamburg 1993. S. 86.
5 Ebenda. S. 75.
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demzufolge allein aus diesem Grunde als »Zwang« ausgaben, was
1946 KPD und SPD zusammenführte und was in den Block antifa­
schistisch-demokratischer Parteien mündete.

Belastungen führten und führen für jeden Einheitsgedanken aber
vor allem diejenigen herbei, die unter Einheit nicht mehr als den
andauernden, sich verheerend austobenden Rausch des Siegesder
einen Seite über die andere sehen können oder sehen wollen. Doch
das hängt bereits mit einem weiteren Argument neudeutscher Ge­
schichtsbetrachter zusammen, mit dem Problem von Legitimität
und Legalität des Antifaschismus, das mir von großer aktueller Be­
deutung zu sein scheint. Lautstark wird von Anti-Antifaschisten be­
hauptet, Kommunisten seien nicht alsWiderständige zu würdigen,
da sie sich gegen die Weimarer Demokratie gewandt und in ihren
Zukunftsvisionen keinen demokratischen Rechtsstaat bundesdeut­
schen Zuschnitts angestrebt hätten. Das soll zunächst sicher ver­
gessen machen, daß diese es waren, die energischer als andere
gegen Hitler und seinen Krieg kämpften. früher und aufopferungs­
voller alsviele andere. Schamvoll wird zugedeckt und wider besse­
res Wissen übersehen, was es in einzelnen programmatischen
Dokumenten der sich spät formierenden und heute zur alleinigen
Traditionslinie erhobenen konservativen Opposition an elitären Zu­
kunftsvorstellungen gegeben hat. Esdürfte schwer fallen, dasalles
unter dem landläufigen Begriff von Rechtsstaatlichkeit zu subsu­
mieren. In den Plänen der Goerdeler-Gruppe war von Demokratie
keine Rede, und nirgendwo war für die Nachkriegsordnung ein euro­
päisches Deutschland ins Auge gefaßt.

Legitim waren Widerstand und Antifaschismus in ihrer ganzen
Breite. Jeder Hitlergegner kämpfte mit Recht und mit dem willkür­
lich beseitigten Recht gegen ein rechtloses Herrschaftssystem. Im
Vordergrund der Ziele stand eine andere politische Herrschaftsform,
erst in zweiter Linie ging es um ein anderes Gesellschaftssystem.
Der Zusammenhang beider Zielsetzungen ergab sich aus den ge­
sellschaftlichen Wurzeln des Faschismus. Und diese wurden kei­
neswegsallein von den Kommunisten gesehen. Ich erinnere an das
Ahlener Programm der CDU, das diese so gern vergessen machen
möchte, weil sie darin für den Sozialismus eintrat. Erinnert sei auch
an Kurt Schumacher, der den Sozialismus sogar zur Tagesaufgabe
erhob. So läßt sich wohl kaum die These aufrecht erhalten, der An­
tifaschismusder Kommunisten sei abzulehnen, weil er im Kapitalis-
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mus die entscheidende Wurzel des Faschismus gesehen und des­
halb nicht nur gegen den Faschismus gekämpft habe. Bekannt ist
doch auch, in welch hohem Maße gerade die SPD der 20er und 30er
Jahre die NSDAP als ein Instrument des Großkapitals ansah. Die
sozialdemokratische Historikerin Helga Grebing stellte dazu einmal
fest, daß in dieser Hinsicht zwischen SPD und KPD nur die Frage
nach dem Ausmaß der Beziehungen zwischen dem Kapital und dem
Nationalsozialismus strittig gewesen sei.°

Es geht tatsächlich weder an, den gesellschaftsbedingten Hin­
tergrund des Faschismus außer Betracht zu lassen, noch den Anti­
kapitalismus für illegitim zu erklären, nur weil er sich gegen eine
politische Herrschaftsform richtete. Dies unterstellt zugleich, es sei
dem Antifaschismus grundsätzlich nicht um mehr Demokratie im
Weimarer Parteienstaat, sondern um deren Abschaffung gegangen.
Der Antifaschismus erscheint so als eine Alternative schlechthin zu
Demokratie und bürgerlichem Parlamentarismus. Die in der Tat
unbefriedigenden Verhältnisse von Weimar werden damit faktisch
als Norm gesetzt, Kritik daran als Verstoß gegen diese. Bei aller
Unzulänglichkeit und allen bitteren Irrtümern, die es in der Verteidi­
gung der Weimarer Republik durch die KPD gegeben hat- nicht die
Antifaschisten sind die eigentlich Schuldigen an der Zerschlagung
dieses Staates!

Zur Elle wird allein ein heutigesMacht- und Demokratie-Verständ­
nis gewählt; damalige Politiknotwendigkeiten bleiben außen vor.
Dazu paßt übrigens, mit welch großer Selbstverständlichkeit den
Akteuren des 20. Juli zugestanden wird, ihre frühere Begeisterung
für den Nationalsozialismus überwunden und sich gewandelt zu
haben. Dem Prozeß des Gesinnungswandelswird jedoch im einzel­
nen kaum nachgespürt. Politisch-moralische Fragestellungen, wie
sie für viele in den neuen Bundesländern naheliegen, werden damit
nicht verknüpft. Sind es möglicherweise auch aktuelle Probleme,
die das verhindern? Immerhin war es mit Wilhelm Pieck ein Kom­
munist, der in seiner ersten Stellungnahme zu den Ereignissen vom
20. Juli 1944 erklärt hatte: »Es wäre unverzeihlich, wenn ein Antifa­
schist aus Mißtrauen gegen Generäle passiv beiseite stände ( ... )

6 Helga Grebing: Sozialdemokratische Arbeiterbewegung und Nationalsozialis­
mus. In: Helga Grebing und Klaus Kinner (Hrsg.): Arbeiterbewegung und Faschis­
mus. Faschismus-Interpretationen in der europäischen Arbeiterbewegung. Essen
1990. s. 239.
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Beurteilen wir die Menschen nach ihren heutigen Taten gegen Hit­
ler. Solidarität aller Hitlergegner ist das oberste Gebot des Han­
delns.«' Gilt ein Recht auf Umkehr nur für Nationalkonservative,
fragte völlig zutreffend Manfred Asendorf in »Blätter für deutsche
und internationale Politik« .* Einseitiges Politikinteresse läßt gerade
viele derjenigen, die mit Recht das engherzige Antifaschismus-Ver­
ständnis der ehemaligen DDR-Führung kritisieren, heute nichts an­
deres praktizieren, als selbst selektiv vorzugehen - ohne zu
beobachten, daß mit bloßer Umkehrung der Vorzeichen keine
bessere Politik zu erreichen ist.

Das Ergebnis nationalistisch-legitimatorisch begründeter Att ak­
ken gegen den Antifaschismus beklagen ernstzunehmende Histori­
ker als unzulässige Verengung desWiderstandsbegriffs. Was in der
beschriebenen Art und Weise zum Thema Widerstand geäußert
wird, bricht tatsächlich den Stab allein über bestimmte Teile von
Opposition und Widerstand gegen die Hitlerbarbarei. Insofern ist
der Begriff der Einengung zutreffend. Reicht er aber aus. alle Inten­
tionen des konservativen Umgangs mit der Geschichte des Antifa­
schismus zu erfassen? Ich meine, daß selektierende Bewertungen
Widerstand und Antifaschismus in ihrer Gesamtheit treffen sollen.
Ließ nicht der letzte Verteidigungsminister der DDR, das CDU-Mit­
glied Rainer Eppelmann, zwei Kasernen der NVA umbenennen, die
vorher die Namen Rudolf Breitscheids und Wilhelm Leuschners tru­
gen? Selektiver Umgang mit der Geschichte des Widerstandes
hängt darüber hinaus auch eng mit der immer positiveren Bewer­
tung des Nationalsozialismus und seiner »Modernität« zusammen,
nicht zuletzt auch mit der auffälligen Rechtfertigung aller konserva­
tiven Fürsprecher und Wegbereiter. aller deutschnationalen Voraus­
setzungen des Faschismus.

Auch insofern darf in der neuen Bundesrepublik Deutschland das
Thema Antifaschismus keinesfalls abgehakt werden und als erle­
digt gelten. Wie alle anderen Erscheinungen der Vergangenheit ist
es geschichtswissenschaftlich, mit abgesicherten Methoden und
möglichst frei von politisch-instrumentalisierenden Absichten zu un­
tersuchen. Dies heißt, seine Genesis und Entwicklung, seine Wech-

7 Zit iert nach Kurt Finker: Der 20. Juli 1944. Mil it ärputsch oder Revolut ion? Berlin
1994. S. 285.
8 Siehe Manf red Asendorf : »Vom Andern Deutschland«. Str eit um den 20. Juli . In:
Blätt er fü r deutsche und internat ionale Pol it ik (1994)7. S. 787.
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selbeziehung zum Faschismus konkret zu erfassen und die Ursa­
chen seiner Begrenztheit komplex zu analysieren.

Mit wachsender Empörung verfolge ich, wie in der bundesdeut­
schen Historiker-Zunft mit unterschiedlichen Methoden und Kri­
terien vorgegangen wird, wenn einerseits die Geschichte des
Nationalsozialismus und andererseitsdie desAntifaschismusunter­
sucht werden. Faschismus und Antifaschismus waren unmittelbar
aufeinander bezogen; es kann daher keine Untersuchungsmetho­
den geben, die auf den einen Gegenstand angewendet werden, auf
den anderen jedoch nicht. Tatsächlich weist die NS-Forschung der
letzten Jahrzehnte erhebliche Fortschritte auf. Sie ist breiter, tief­
gründiger, detaillierter und differenzierter geworden. Sorgfältiges
Arbeiten verwies auch manche Behauptung antifaschistischen Pro­
pagandaeifers in den Bereich der Legenden. Möglich war diesdurch
intensive Forschung, durch die Integration anderer Wissenschafts­
disziplinen, ebenso durch die Entfaltung neuer Arbeitsgebiete wie
der Sozialgeschichtsschreibung, der Alltags- und Mentalitätsge­
schichte, der Geschichte des privaten Lebens usw. Vieles gründete
sich dabei auf das bekannte Stichwort von einer notwendigen »Hi­
storisierung« der Faschismusforschung.

Unabhängig davon, daß dieses für manche nur eine Worthülse
darstellt, die tarnend für tatsächliche Relativierungen des National­
sozialismus benutzt wird, gilt es aus meiner Sicht, mit Nachdruck
das Methodengeflecht der »Historisierung« auch für die noch zu
erarbeitende Geschichte des Antifaschismus in Anspruch zu neh­
men und anzuwenden. Wenn es um die Geschichte desWiderstan­
des im Dritten Reich und des Antifaschismus der Nachkriegszeit
geht, läßt die heute vorherrschende Rückschau kaum eine gediege­
ne Kenntnis alles dessen erkennen, was diesen vorausging und in
welchem Kontext sie wirkten.

In der »historisierenden« Faschismusforschung wird selbstver­
ständlich die Forderungakzeptiert, monokausale Erklärungen zuver­
meiden und komplexe Faktorenbündel zu berücksichtigen. Kein
ernsthafter Historiker würde beispielsweise die gegen den Versail­
ler Frieden von 1919 gerichtete Stimmung in Deutschland od er die
Wirksamkeit der internationalen Anerkennung für Hitlerdeutschland
außer Betracht lassen. Wie aber ist es zu erklären, daß so häufig,
wenn es um die DDR-Geschichte und um den ihr zugrunde liegen­
den Antifaschismus geht, der Kalte Krieg völlig ausgeklammert
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bleibt, die deutsch-deutsche Geschichte nicht in ihren weltge­
schichtlichen Bezugsebenen erscheint. langfristige Modernisie­
rungsprozesse lediglich als Erscheinung in westlichen Gefilden
auftauchen, soziale Bewegungen keine Rolle spielen usw. usf.?

Für die »historisierende« NS-Forschung gilt ganz selbstverständ­
lich der methodische Grundsatz. alle Faktoren in ihrer inneren
Zusammengehörigkeit und Wechselwirkung zu sehen. In der Dar­
stellung desAntifaschismus gelten allein die böse Absicht, die Ideo­
logie sowjetischer und deutscher Kommunisten. Wesentliche
Wurzeln und Rahmenbedingungen des Antifaschismus werden
kaum berücksichtigt, die Folgen von Faschismus und Krieg ohne
ihre Ursachen gesehen, antifaschistische Aktionen nicht als ein
herausgefordertes Reagieren verstanden. Kein Blick wird beispiels­
weise verwandt auf die komplizierten Prozesse einer Aufgabener­
weiterung und Funktionsspezifizierung, die der Antifaschismus im
Wandel der Welt von 1945 zu bewältigen hatte, kein Blick auf das,
was ihm dabei tatsächlich gelang. Unbenannt bleiben die Funktio­
nen einer unmittelbaren Situationsbewältigung, der Sicherung des
Lebens. ja der Überlebensfähigkeit eines militärisch total geschla­
genen und von den Nazis an den Rand des Abgrund geführten Lan­
des. Dazu gehörte auch die Funktion. die Verhältnisse gegen
tatsächliche, untergetauchte und vermutete Kräfte des Faschismus
zu sichern. Von geschichtlichem Rang sondergleichen war die Auf­
gabe, angesichts der zahlenmäßig minimalen Kraft desAntifaschis­
mus dessen Basis überhaupt erst einmal zu verbreitern.

Unberücksichtigt bleiben auch alle jene Ansätze, die es in der
DDR gegeben hat. um der kritisch beobachteten Verengung des
Antifaschismus entgegenzuwirken. Bechers »Erziehung zur Frei­
heit«, Christa Wolfs Roman »Kindheitsmuster« und seine Bestsel­
ler-Rolle hierzulande, Konrad Wolfs glanzvolle Akademie-Rede von
1979 und vieles andere mehr tauchen im neu »verordneten« Ge­
schichtsbild nicht auf. Was aber ist eine bundesdeutsche »Wissen­
schaft« wert, wenn sie so vieles einfach nicht zur Kenntnis nimmt,
wenn sie nicht den elementaren. spontanen, unverordneten Antifa­
schismus unter der Mehrheit der Bevölkerung untersucht, ohne den
die DDR keine 41 Jahre hätte existieren können, wenn sie ver­
schweigt, daß die »Wende« eigentlich ein Eintreten für eine bes­
sere DDR, für einen neuen Antifaschismus gewesen ist?
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Selbst bei dem hierzulande zweifellos vernachlässigten Problem
des Wirkens historischer Persönlichkeiten werden Unterschiede
gemacht. Wie stark Hitler und andere Naziführer in der BRD als ge­
schichtswirksame Faktoren behandelt wurden, ist bekannt. Wie dar­
auf aufbauend ganze soziale Schichten von ihrer Mitverantwortung
für den Faschismus freigesprochen worden sind, weiß ebenfalls je­
der. Natürlich fiel die Frage nach den Strukturen nicht völlig unter
den Tisch, aber gerade manche unter denen, die im Falle des
Faschismus von einer dominierenden Rolle des »Führers« ausge­
hen, sind zu Analogem hinsichtlich der DDR-Geschichte nicht be­
reit. Nirgendwo ist eine generelle Untersuchung des Verhältnisses
von Individuum und Gesellschaft in Sicht. Auch steht als Problem
gar nicht an. aus welchen Gründen bei führenden Antifaschisten
und DDR-Politikern ein schlichtes »Umkehrungs«-Denken zu einer
verabsolutierenden Sicht auf die Machtfrage führte, ja welche sub­
jektiven Unfähigkeiten oder auch schlichte Dummheiten wirksam
gewesen sind. Wie sollte denn auch Wissenschaft betrieben wer­
den können, wenn vorrangig politische Ziele verfolgt werden, denen
zufolge alles als »systemnah« abzuwickeln und auszugrenzen ist,
was sich nur irgendwie abwickeln und ausgrenzen läßt?

Die »historisierende« NS-Forschung erhebt schließlich auch den
Vorwurf, bisher sei die Forschung zu stark oder sogar ausschließlich
von einer sogenannten antifaschistischen »Volkspädagogik« ge­
prägt gewesen, was meint, in ihr habe eine politisch-erzieherische
Aufgabenstellung dominiert. Wo lassen diese Historiker ihren Vor­
wurf gegen anti-antifaschistische Volkspädagogik hören? Und wer
will angesichts des Produkts einer parlamentarischen Enquete­
Kommission bezweifeln, daß den neuen Anti-Antifaschisten nichts
anderes als gerade eine neue »Volkspädagogik« am Herzen liegt!
Wer will übersehen, daß diese eine geistige Grundlage verfassungs­
widriger Ungleichbehandlung von Millionen ostdeutscher Bürger
und von anpassungsforderndem »Gesinnungslifting« darstellt?

Die wirkliche Geschichte des Widerstandes und des Antifaschis­
mus der DDR ist bis heute noch nicht geschrieben worden. Um so
mehr verknüpfen sich das Gedenken an die Opfer des Faschismus
und das Nachdenken über den bisherigen Umgang mit ihnen not­
wendigerweise zu einem dringlichen Appell, sich für Besseres, für
Zukunftsträchtigeres zu engagieren. Sich der Ermordeten zu erin­
neren und aller Opfer zu gedenken, verlangt ein Plädoyer für gründ-
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licheres Wissen, für wissenschaft liche Sorgfalt und methodische
So-lidität im Umgang mit den Quellen, für mehr Verständnisund Ge­
rechtigkeit des Urteils, für größere Lernbereitschaft und für plurali­
stische Toleranz. Gefordert ist eine Haltung, die den Antifaschismus
als unumgänglichen Prüfstein eines jeden Demokratie-Verständnis­
ses zu akzeptieren bereit ist.



Ernst Wurl

Die »SED-Diktatur«
Überlegungen im Kontext einer Kritik des Begriffs
aus dem Bericht der Enquete-Kommission
des Deutschen Bundestages

Die Begrifflichkeit »SED-Diktatur« ist durch den Auftrag des Bun­
destages an die Enquete-Kommission gesetzt und folglich Dachthe­
se, Ausgangspunkt und Resultat ihres Berichts. Da wir vor einem
politischen Dokument' und nicht einem der Wissenschaft stehen,
politische Zwecksetzungverfolgt und Erkenntnisgewinn bestenfalls
utilitaristisch betrieben nebenher abfällt, bliebe in strenger Sicht
nichts anderes übrig, denn den Enquete-Bericht als Akt politischen
Handelns zu analysieren.2 Doch, freundlich nach Max Weber formu­
liert, allein die »Zweckrationalität« der Aussage »SED-Diktatur« zur
Debatte zu stellen, hieße, nicht nach dem potentiellen Erkenntnis­
gewinn und denkbaren Anstößen daraus zu fragen. Über die Funk­
tionalität der These in den politischen Strategien der sie tragenden
politischen Kräfte erteilt das Hauptvotum selbst überdeutlich Aus­
kunft. Daher sei nur angemerkt, daß vornehmlich eine im alltägli­
chen Sprachgebrauch als inkriminierend empfundene Diktatur-The-.
se politisch sich in einzigartiger Weise dazu eignen kann, die
politisch-grundgesetzliche Integration und Stabilität der Bundesre­
publik durch Ausmerzen jeder positiven Erinnerung an den auf deut­
schem Boden besiegten staatlichen Sozialismus zu fördern.° Denn

1 »Der Bericht ist als Zwischenbilanz mit politischer Akzentsetzung zu verstehen«,
heißt es, »nicht aber als eine wissenschaftliche Gesamtanalyse«. (Deutscher Bun­
destag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai 1994. Bericht der Enquete­
Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in
Deutschland« gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 12. März 1992
und vom 20. Mai 1992 - Drucksachen 12/2330, 12/2597. $. 12. - Im folgenden
zitiert als Enquete-Bericht.}
2 Siehe die umfassende Beurteilung bei Jochen Cerny: Erkunden oder aufarbei­
ten? Un/Arten des Umgangs mit deutscher Zeitgeschichte. In: Utopie kreativ. Ber­
lin (1994)47-48. S. 13ff.
3 Der Bericht selbst läßt daran ungeachtet der verschwommenen Sprache keinen
Zweifel. - Siehe Enquete-Bericht. S. 5 und 10.
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der Begriff »Diktatur«, ohnehin in emotionaler Aufladung in breiten
Kreisen verrufen, ist durch den Hitler-Faschismus historisch hoch­
gradig belastet. Andererseits provoziert er eine Gegenreaktion:
Spontan verschließen sich vor allem frühere Funktionsträger und
Gesellschaftswissenschaftler aus der DDR gegen eine Selbstprü­
fung des eigenen historischen Umfeldes und politischen Lebens­
weges, der eigenen Erkenntnisinstrumentarien und Wertungsmu­
ster; sie erblickten in der von der SED unbestritten etablierten
»Diktatur des Proletariats« ein notwendiges historisches Durch­
gangsstadium zur Realisierung hoher Ideale, in dem ihnen Bewah­
renswertes Platz fand. Nicht wenige Bürger können ihre Primärer­
fahrung in der DDR keineswegs ausschließlich auf repressive
Einschränkungen durch das politische System reduzieren und be­
kommen zugleich die sozialen Verwerfungen einer anderen politi­
schen Ordnung zu spüren. Die selbstgewisse und anmaßende
Arroganz in der Tonlage des Urteils über die DDR-Geschichte kann
letzten Endes ebenfalls verletzen.

Eine aus solchen Quellen gespeiste Abwehrhaltung, vorwis­
senschaftlichem Fühlen und Denken entsprossen und außerwis­
senschaftlich urteilend, steht der wissenschaftlichen Analyse der
unwiderbringlich verlorenen DDR, einem rationalen Erkenntnis­
bemühen und -gewinn auf dem Boden des Staates, in dem wir exi­
stieren, wie eine eherne Barrikade entgegen. Selbstgerechtigkeit
gegenüber der Vergangenheit und gegenwärtig erlebte Ungerech­
tigkeit können sich spontan verbünden, ohne zu einem neuen Ufer
zu führen. Man denke an Jacob Burkhardts Warnung vor solch sub­
jektiver Befangenheit für die historische Erkenntnis: »Vor allem
müssen wir das Verhältnis der beiden Pole Erkenntnis und Absich­
ten bedenken. Schon in der geschichtlichen Aufzeichnung begeg­
net unser Verlangen nach Erkenntnis oft einer dichten Hecke von
Absichten, welche sich im Gewand von Überlieferungen zu geben
versuchen. Außerdem können wir uns von den Absichten unserer
eigenen Zeit und Persönlichkeit nie ganz losmachen.« Die Irrungen
der Erkenntnis kämen vor allem »durch unser Wünschen, Hoffen
und Fürchten« zustande. Daher gelte: »Was einst Jubel und Jam­
mer war, muß nun Erkenntnis werden...«* Thomas Nipperdey

4 Jacob Burkhardt: Weltgeschichtliche Betrachtungen. Historische Fragmente.
[postum 1905) Leipzig 1985. S. 25, 28 und 24.- Hervorhebungen im Text vom Veri .
-E.W.
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nannte dies 1972 mit einem treffenden Wort »die Aufklärung der
Erinnerung«.*

In diesem Sinne plädiere ich für einen kritischen Umgang mit
dem Enquete-Bericht, der sich auf der wissenschaftlichen Ebene
von einem strikt rationalen, vom »Lob der Distanz«* getragenen Um­
gang mit der Geschichte der DDR leiten läßt. Mit einem im »Histo­
rikerstreit« der 80er Jahre in der BRD in Verruf geratenen Begriff
könnte man, produktiv gewendet, einer entschlossenen Historisie­
rung der DDR das Wort reden. Darunter verstehe ich eine Erschlie­
ßung der Quellen, die nicht von subjektiver, individueller Erfahrung
der DDR, Emotionen und politisch vorgefaßten Urteilen geleitet
wird, sondern sich ihnen methodisch präzis und objektiv mit den
Instrumentarien und auf dem modernen Level der Sozial- und Gei­
steswissenschaften nähert. Max Weber beschrieb eine solche Auf­
gabe in zeitloser Eindringlichkeit 1904: »Nirgends ist das Interesse
der Wissenschaft auf die Dauer schlechter aufgehoben als da, wo
man unbequeme Tatsachen und die Realitäten des Lebens in ihrer
Härte nicht sehen will. [...] Die Fähigkeit der Unterscheidung zwi­
schen Erkennen und Beurteilen und die Erfüllung sowohl der wis­
senschaftlichen Pflicht, die Wahrheit der Tatsachen zu sehen, als
der praktischen, für die eigenen Ideale einzutreten, ist das, woran
wir uns wieder stärken gewöhnen wollen.«' Ähnlich forderte Jür­
gen Habermas in der Berliner Anhörung der Enquete-Kommission
am 4. Mai die »Bereitschaft zur Distanzierung von eigenen politi­
schen Vormeinungen«® ein; das kann freilich nur eintreten, wenn
sich alle Beteiligten eines Diskurses betroffen fühlen. Im übrigen
werden anders alsdurch methodisch gesicherte rationale und seriö­
se Studien eine Teilhabe am Diskurs der scientific community nahe-

5 Thomas Nipperdey: Über Relevanz. In : Aus Theorie und Praxis der Geschichts­
wissenschaft. Festschrift für Hans Herzfeld zum 80. Geburt stag. Hrsg. von Diet­
rich Kurze. Berlin, New York 1972. $. 8.
6 So der Titel eines nachdenklichen Essays des Anglisten Rolf Breuer: Lob der
Distanz. Ein wissenschaftspolitischer Essay. In: Merkur. Stuttgart 48(1994)3.
$. 199-210.
7 Max Weber: Die »Objektivität« sozialwissenschaftlicher und sozialpolitischer Er­
kenntnis. [1904] In: Max Weber: Rationalisierung und entzauberte Welt. Schriften
zu Geschichte und Soziologie. Leipzig 1989. $. 57. - Hervorhebung im Zitat vom
Verf. - E. W.
8 Siehe die Ausführungen von Jürgen Habermas in: Deutschland Archiv. Köln
27(1994)7. S. 774.
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zu unmöglich, sektenhafte Enge gefördert und ein Grundübel der
Gesellschaftswissenschaften in der DDR, die »parteiliche« Ab­
schließung von der internationalen Wissenschaftsentwicklung, über
das Ende dieses Staates hinweg kultiviert.®

Unter all diesen Erwägungen will ich versuchen, tunlichst unbe­
fangen auch mit zum tagespolitischen Kampfbegriff gewordenen
Termini umgehend, einige Problemlagen skizzenhaft zu diskutieren:
den Begriff der Diktatur, seine Verbindung mit dem Totalitarismus­
Konzept und die Legitimität des politischen Systems der DDR.

Alle Implikationen des Themas finden sich keimhaft in dem An­
spruch des Enquete-Berichts, eine »möglichst gemeinsame Sicht
von der Geschichte«'° zu gewinnen. Eine solche Gemeinsamkeit
setzt eine übereinstimmende Werteskala, einen normativen Kon­
sensvoraus, wie er aus unterschiedlichen Interessen und Erfahrun­
gen nur in begrenzter Form möglich erscheint.!! Er könnte sich auf
allgemeine Menschen- und Bürgerrechte, den Grad ihrer Verwirkli­
chung und institutionellen Absicherung im jeweiligen Staatswesen
eingeschlossen, erstrecken, würde jedoch stets außerhalb des kon­
kreten historischen Prozesses und die in diesen eingebundene
Wertung aus den Interessenlagen der handelnden politischen Kräf­
te stehen. Was als SED-Diktatur Realität wurde, entsprang einer

9 Michael Nelkens Anwurf (Utopie kreativ. Berlin (1992)21-22. $. 29), wer vorgebe,
sich »objektiv« der Geschichte zuzuwenden, täusche das Publikum, denn Ge­
schichtsschreibung greife so oder so in die Politik ein, ist durch die zitierte Auffas­
sung Max Webers längst ein ausgetretener Pfad. Es würde ein tieferes Nach­
denken darüber fördern, wenn man die Resultate der Diskussion über Objektivität
und Parteilichkeit in der BRD-Geschichtswissenschaft in den 70er Jahren aufgrei­
fen würde. Hier ist, was als »Parteilichkeit« von den DDR-Historikern in grober
Simplifizierung gefordert wurde, sehr differenziert debattiert worden. - Siehe bei­
spielsweise Detlef Junkers: Über die Legitimität von Werturteilen in den Sozialwis­
senschaften und der Geschichtswissenschaft. In: Historische Zeitschrift. Mün­
chen. Bd. 211(1970)1. S. 1ff. - Reinhart Koselleck/Wolfgang J. Mommsen/Jörn
Rüsen (Hrsg.): Objektivität und Parteilichkeit. München 1977 (Theorie der Ge­
schichte. Beiträge zur Historik 1). - Thomas Nipperday: Kann Geschichte objektiv
sein? In: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht. Stuttgart 30(1979)6. S. 329Mf.
10 Enquete-Bericht. S. 10.
11 Auf dieses Problem machte auch Jürgen Habermas aufmerksam, indem er sich
gegen einen »fraglosen Hintergrundkonsens« wendet. (Jürgen Habermas: Aufar­
beitung der Geschichte und Bestand der Demokratie. In: Deutschland Archiv. Köln
27(1994)7. S. 773.}
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revolutionären Auffassung von Macht, Herrschaft und Legitimität,
die mit der tradierten brechen wollte, wie immer diese begründet
war. Sie lehnte den letztlich entstandenen Maßstab, den liberalen
bzw. demokratischen Verfassungsstaat mit pluralistischem Parla­
mentarismus und Rechtsstaatlichkeit als Klassenherrschaft der
Bourgeoisie ab und setzte die »Diktatur des Proletariats« als eine
Herrschaftsform eigener, originärer Qualität »wirklicher Demokra­
tie« auf anderer sozialökonomischer Basis dagegen. Der Grundbe­
griff »Diktatur« gilt andererseits in der nichtmarxistischen Politik­
wissenschaft als allgemeines Gegenmodell zum demokratischen
(liberalen) Verfassungsstaat. So prallen zwei unvereinbare Intentio­
nen frontal aufeinander. Der Enquete-Kommission bedeutet infolge­
dessen der Verfassungsstaat - in der konkreten Gestalt der Alt­
Bundesrepublik - die Meßlatte für das politische System der DDR.
Eine solches Herangehen ist ahistorisch und politisch-parteiisch, da
es Entstehungsbedingungen, die weltanschaulichen und politisch­
sozialen Prämissen und die Intentionen der kommunistischen Be­
wegung mißachtet. So moralisch verwerflich nach den Maßstäben
unserer Zeit und unserer europäischen Tradition menschenvernich­
tendes und -verachtendes Geschehen in einem Umwälzungspro­
zeß ist-ebenso war es historisch nie vollkommen vermeidbar, auch
nicht in Entstehen, Verlauf und gegenwärtiger Wirklichkeit der Ge­
stalten politischer Machtausübung. In Revolutionen, politischen Kri­
sen- und existentiellen Entscheidungssituationen haben die macht·
verfügenden Akteure beliebiger Couleur noch nie Menschen- und
Verfassungsrechten den Vortritt gewährt, wenn Erhaltung oder Ge­
winn der Macht bzw. eine neuzuschaffende Legitimität anstanden.
So ist der Maßstab für die SED-Diktatur im Enquete-Bericht nicht
nur heteronom und geschichtsfremd, er ist auch disparitär.

Die Sichtweise des »Siegers der Geschichte«, nun in den Rang
universeller Wahrheit erhoben, wirft die Frage nach dem Diktatur­
typ der SED-Herrschaft auf - und nach Folgerungen daraus für ein
Nachdenken über Formen alternativer Herrschaft und darauf ausge­
richtete Strategien.

Der Mehrheitsbericht gelangt zu dem Schluß, es hätte sich in
Durchsetzung des monopolistischen Machtanspruchs der SED ein
»diktatorisches Gewalt- und Unrechtssystem« herausgebildet, das
durch »Elemente totalitärer Herrschaft« gekennzeichnet wurde; in
der gepflegten Sprache Rainer Eppelmanns war dies der »lebens-
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längliche Knast« der DDR-Bürger.'* Das Sondervotum der PDSund
die stützenden Studien relativieren diese Aussagen.'® Sie rekurrie­
ren dazu vor allem auf die Pauschalierung des Urteils, indem es
dazu eingesetzt werde, die DDR in allen ihren Aspekten mit dem
Att ribut »Diktatur« zu verunglimpfen; sie räumen die Berechtigung
eines Vergleichs mit dem NS-Regime ein, halten aber die Unter­
schiede für so gravierend, daß von einer totalitären Diktatur nicht
gesprochen werden könne.

Zunächst folgt daraus jedenfalls, daß man sich einer Bestimmung
von Diktatur. wie sie im großen und ganzen in der Politikwissen­
schaft üblich ist, anschließt. Das bedeutet, Diktatur zu verstehen als
»Herrschaft einer Person. Gruppe, Partei oder Klasse. die die Macht
im Staat monopolisiert hat und sie unbeschränkt (oder ohne große
Einschränkungen) ausübt«'* . Als allgemein akzeptierte Kriterien
»moderner Diktaturen« gelten die Monopolisierung der politischen
Herrschaft, die Abschaffung der Opposition, die Aufhebung oder
erhebliche Einschränkung des politischen Pluralismus und die Er­
setzung des Rechtsstaates durch den II Polizeistaat«. Vergleicht
man diese abstrakten Merkmale mit denen im Enquete-Bericht.
wird man sie im wesentlichen in den »Elementen totalitärer Herr­
schaft«!®wiederentdecken.

Ein Zwischenergebnis mit Blick auf die DDR: Im Kern geht es
also, wenn von Diktatur die Rede ist, zunächst nicht um »die« DDR
in der Komplexität von politischem System, Gesellschaft und »Le­
benswelt«, vielmehr stehen Typ und Strukturelemente der politi­
schen Herrschaft auf dem Prüfstand. Historisch wie methodisch
kann man eine politische Diktatur nicht gegen Elemente anderer

12 Enquete-Bericht. S. 10f. - Siehe ferner Sondervotum der PDS/Linke Liste und
die Rede Dietmar Kellers vor dem Bundestag am 17. Juni 1994. (Ebenda: $. 25Mt.
- Deutscher Bundestag. Stenographischer Bericht. 234. Sitzung. Bonn, Freitag, den
17. Juni 1994. $.20439 (Rainer Eppelmann), 20448 (Dietmar Keller). - Im folgenden
zitiert als Stenographischer Bericht.)
13 Enquete-Bericht. $. 251f. 259-262, 264 und 266. - Siehe ferner insbesondere
die Studien von Rolf Badstübner, Gerhard Lozek und Stefan Doernberg in: Dietmar
Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf (Hrsg.): Ansichten zur Geschichte der DDR.
Bd. 4. Bonn, Berlin 1994. S. 87Mf.
14 Rainer-Olaf Schulze: Diktatur. In: Dieter Nohlen (Hrsg.): Wörterbuch Staat und
Politik. Bonn 1991. S. 95.
16 Enquete-Bericht. S. 21.
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Bereiche aufrechnen - z. B. das Machtmonopol einer Partei gegen
niedrige Mieten - es handelt sich um verschiedene Sphären, die in
Wechselwirkung, nicht in Identität stehen. Auch heißt, von Diktatur
zu reden, weder, ein historisches Werturteil vorwegzunehmen und
sie per se zu verwerfen, noch ihr eo ipso Legitimität abzusprechen.
Als Form politischer Herrschaft besitzt sie unterschiedliche Träger
und Funktionen: Sie kann der inneren Machtsicherung von Perso­
nen, Gruppen oder Klassen dienen, sie kann in Fällen äußerer Be­
drohung die Konzentration und Stabilität der politischen Führung ei­
nes Staates gewährleisten - also »Beharrungsdiktatur« sein - , sie
kann auch als »Entwicklungsdiktatur« fungieren, um die angestreb­
ten sozialen und ökonomischen Strukturveränderungen eines Lan­
des in Gang zu setzen und zügig durchzuführen; beides mag sich
vermengen. Eine Diktatur läßt überdies verschiedene Optionen für
die anderen Bereiche der Gesellschaft vorerst offen. Als »Normali­
tät« politischer Herrschaft, die optimale Gestalt, um Menschen- und
Bürgerrechte auf Dauer zu gewährleisten, kann sie gewiß nicht
gelten; sie stellt in meinen Augen alsunerklärter politischer Ausnah­
mezustand einen Wertverlust gegenüber dem liberalen Verfas­
sungsstaat dar. Eine Alternative zu ihm hinsichtlich der Möglichkei­
ten politischer Willensbildung und politischen Handelns ist
gegenwärtig nicht auszumachen. Eben die Fähigkeit zum Handeln
und sich dazu für Ziele zusammenzuschließen, macht den Men­
schen zum politischen Wesen.1

Der hier ins Feld geführte Begriff der »Diktatur« ist offenkundig
nicht deckungsgleich mit dem, der in der marxistischen bzw. marxi­
stisch-leninistischen Tradition als »Diktatur des Proletariats« um­
ging. Ihn prägte die Spannung zwischen Auslegung als Klassen­
herrschaft im allgemeinen, als Charakteristik des Inhalts, der
Klassenausrichtung des Staates einerseits, der undefinierten Aus­
maße und Formen der Herrschaft andererseits.1?

Die Auseinandersetzung zwischen W. I. Lenin und Kar! Kautsky
1918/1919 sowie Rosa Luxemburgs Notizen zur russischen Revolu-

16 Hannah Arendt: Macht und Gewalt. München, Zürich 1970. $. 81.
17 Da ich dem im einzelnen nicht nachgehen kann, verweise ich auf die immer
noch aufschlußreiche Monographie Uwe-Jens Heuers (Herbst 1989): Marxismus
und Demokratie. Berlin 1989. - Siehe auch Johannes Busch-Weßlau: Der Marxis­
mus und die Legitimation politischer Macht. Frankfurt am Main, New York 1990.
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tion kündigten bereits das dann in der Geschichte des staatlichen
Sozialismus in der Praxis nie gelöste Problem an: Wie kann die poli­
tische Macht im Namen der Mehrheit des Volkes »unumschränkt«
ausgeübt werden. ohne im Angesicht einer wechselnden Bedro­
hung von außen sich bürokratisierend zu verselbständigen und ohne
die politische Freiheit der Bürger aufzuheben. Luxemburgs Unter­
scheidung zwischen sozialem Kern und politischer Form der bürger­
lichen Demokratie. ihre Forderung, nicht jede Demokratie in der
Form zu verwerfen. fand kein Gehör: Sicherung einer öffentlichen
Meinung und pluralistischer Wahlmöglichkeit als entscheidender
Instanzen der Kontrolle, um die Partizipationsmöglichkeiten derer
zu sichern, in deren Namen Macht ausgeübt wurde. Ihre Prophezei­
ung von der Diktatur einer »Handvoll Politiker« und einem »verwil­
derten öffentlichen Leben« erfüllte sich.'• Weitblickend warnte
Kautsky 1919 in der Auseinandersetzung mit Lenin davor, daß der
voraussehbare Mißerfolg des bolschewistischen »Kasernensozia­
lismus« als einer bestimmten Methode des Sozialismus »nicht zur
Katastrophe des Sozialismus überhaupt wird«'°,

Ein totaler Machtanspruch und der Allmachtglaube der Führungs­
ebenen an sich selbst auf jeder Stufe (in der Regel oberhalb der
Basis) der politischen Hierarchie in der DDR?° drückten den politi­
schen Verhältnissen in diesem Staate ihren unabwischbaren Stem­
pel auf. Denn der diktatorische Charakter des politischen Systems.
wie es sich über verschiedene Stufen herausbildete, war in der Ver­
fassung mit der Suprematie der SED (Siegfried Mampel) verbun­
den, ohne daß dies dort im einzelnen geregelt war. Das Parteistatut
erlangte infolge der Bindung des Staates als Hauptinstrument der
Partei faktisch normative Geltung und wurde zum Strukturelement
des Staates selbst.21 Die Partei besaß das Monopol der Macht und

18 Siehe Rosa Luxemburg: Zur russischen Revolution. In: Gesammelte Werke.
8d. 4. Berlin 1974. $. 358ff.
19 Karl Kautsky: Terrorismus und Kommunismus. [1919) In: Kar! Kautsky.: Die Dik­
tatur des Proletariates./W. I. Lenin: Die proletarische Revolution und der Renegat
Kautsky./ Karl Kautsky: Terrorismus und Kommunismus. Berlin 1990. S. 329.
20 Siehe dazu die konzentrierte Wertung bei Sigrid Meuschel: Legitimation und
Parteiherrschaft. Zum Paradox von Stabilität und Revolution in der DDR 1945-1989.
Frankfurt am Main 1992. S. 10.
21 Siehe dazu Siegfried Mampel: Die sozialistische Verfassung der Deutschen
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strukturierte institutionell, personell und prozessual polit ische Herr­
schaft in diesem Geiste??

Die Beschreibung der SED-Herrschaft im Enquete-Bericht mün­
det in die Formel ein, es habe sich um ein diktatorisches »Gewalt­
regime« gehandelt, für das der Totalitarismus-Begriff »durchaus
brauchbar« sei, als »erkenntnistheoretisches Instrument« ebenso
wie als »kritischer Maßstab gegenüber totalitären Versuchun­
gen«?®, In seiner Bundestagsrede steigerte Eppelmann sich zur
Tatsachenfeststellung eines totalitären Regimes.?* Daraus wird die
Vergleichbarkeit von NS-Diktatur und SED-Herrschaft abgeleitet.
Schon der »Gewalt«-Begriff bleibt unklar; da hätte man sich bei
Hannah Arendt belesen (lassen) können; denn Gewalt, ihrem We­
sen nach instrumentell, bedarf »immer eines Zwecks, der sie diri­
giert und ihren Gebrauch rechtfertigt«?', Was wäre ihr Zweck wohl
gewesen? Mehr noch wird ein diffuses Feld damit eröffnet, daß
Arendt und Carl Joachim Friedrich als die Traditionsfiguren desTota­
litarismus-Urteils zu Hilfe geholt werden.

In dieser Problematik waren die diskutierenden Wissenschaft ler
durchaus nicht, wie es der Bericht suggerieren möchte, eines Sin­
nes. Sie konnten sich unschwer verständigen über die einzelnen
Elemente des Begriffes, die hier aufgelistet werden - aber was ist
damit gewonnen außer Schauder? Ergibt dies Hinweise auf die po­
litische Substanz und eine vergleichbare Qualität der Herrschaftssy­
steme? Bietet der Totalitarismus-Begriff in all seiner politisch­
instrumentalen Vorbelastung aus den Zeiten des Kalten Krieges
wissenschaftlich ein rationales Instrumentarium zu solchen Ablei­
tungen? Entsprach die DDR einem solchen Muster?

Alle beteiligten politischen Gruppierungen versichern, man habe
einen »antitotalitären Konsens« in der Bewertung der »SED­
Diktatur« gefunden, ein Begriff, den Habermasam 4. Mai 1994 wie-

Demokratischen Republik. Kommentar. 2., neubearb . Aufl. Frankfurt em Main 1982.
S. 106Mf.
22 Siehe Andreas Malycha: Was war die SED? In: Dietmar Keller/Hans Modrow/
Herbert Wolf (Hrsg.): Ansichten zur Geschichte der DDR. Bd. 4. Bonn, Berlin 1994.
S. 201ff.
23 Enquete-Bericht. $. 282.
24 Stenographischer Bericht. S. 20440.
25 Siehe dazu Hannah Arendt: Macht und Gewalt. München, Zürich 1970. S. 52f.
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derbelebte.?® Gewiß, konsensfähig ist in meinen Augen durchaus,
das wissenschaftliche Gespür zu schärfen für die auch in Politik­
und Geschichtswissenschaft weitgehend übereinstimmend als to­
talitär akzeptierten Elemente und sie auch in der eigenen politisch­
praktischen Veränderungssuche generell als Unwerte zu verwerfen.
Die methodische Brauchbarkeit zur rein strukturellen Analyse politi­
scher Herrschaftssysteme. also unbesehen ihrer Herkunft. der
Intention der machtausübenden Kräfte, der ökonomischen und so­
zialen Grundlagen der Gesellschaft. liegt nahe, da auf dieser Ab­
straktionsebene ein aus der geschichtlichen Realität gewonnenes
Klassifikationsschema einer eigenen Qualität diktatorischer Macht­
ausübung geboten wird, für das ein anderer brauchbarer Ansatz bis­
her nicht vorgelegt wurde - die glatte Ablehnung einesStrukturver­
gleichs inhaltlich verschiedener/gegensätzlicher Systeme ist wohl
eher ein Akt vorrangig politisch ausgelöster Hilflosigkeit. Auf dieser
Ebene des Strukturvergleichs politischer Herrschaft finden sich
nicht nur »Ähnlichkeiten« zwischen den Diktaturen auf deutschem
Boden in diesem Jahrhundert, wie es im Sondervotum der PDS/
Linke Liste heißt, sondern die gleichen Elemente. selbstredend mit
unterschiedlicher Ausformung in der Realität; da ergaben sich im
einzelnen erhebliche Abweichungen wegen der politischen Essenz
der Regime. Die Implikationen setzen ein, wenn »Totalitarismus«
über die Strukturen hinaus die politische und soziale Natur und die
Zielsetzungen einer Diktatur normativ am Maßstab des liberalen
Verfassungsstaates messen soll. Der Begriff ist seiner Genesis
nach auf eine solche Funktion zunächst nicht ausgelegt, sondern
auf den Vergleich von Formen der Diktatur; der Vergleich zum libera­
len Verfassungsstaat. von Beginn an vorhanden, gewann erst die
Oberhand, als die normative Instrumentalisierung im Zeichen des
Kalten Krieges außerwissenschaftliche Priorität gewann; daran be­
stand seit eh und je für niemanden ein Zweifel.

Doch zieht man die Konzepte der im Enquete-Bericht apostro­
phierten Autoritäten Hannah Arendt und Carl J. Friedrich heran, wird

26 Ebenda. S. 774. - Nebenher: Es entbehrt nicht einer gewi ssen Pikanterie, daß
damit eine Wendung Kari-Dietrich Brachers aufgegriffen wird, der in den 80er Jah­
ren als namhaftester Historiker für die »Aktualität des Totalitarismus-Begriffes«
warb. - Siehe exemplarisch Karl Dieter Bracher: Die Aktualität des Totalitaris­
musbegriffes. In: Konrad Löw (Hrsg.): Totalitarismus. Berlin 1988. S. 23.
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die Fragilität der klassischen Ansätze für die Gegenwart evident.27

Hannah Arendt (1955)28 liefert eine theoretisch durchdrungene und
gedankenreiche, oft anregende historisch-sozialwissenschaftliche
Analyse des Heraufkommens und der Merkmale totaler Herrschaft
als einer neuartigen Qualität der Diktatur gegenüber allen vorange­
gangenen. Sie begrenzt die Zuordnung jedoch auf den deutschen
Nationalsozialismus und den Stalinismus. schon den italienischen
Faschismus schließt sie aus. Dies hat wesentlich mit ihrem ent­
scheidenden Kriterium zu schaffen: dem unterschiedslos gegen
Feind und Freund geübten physischen Massenterror. »[... I die Kon­
zentrationslager [sind] die konsequenteste Institution totaler Herr­
schaft«, sie »sind die eigentliche zentrale Institution«, der »Terror
ist]) das eigentliche Wesen der totalitären Herrschaft«?° lesen wir
bei ihr. Es ist augenscheinlich, daß dieser Kernpunkt auf die poststa­
linistischen Staaten und Gesellschaften zunehmend weniger und
letztlich gar nicht mehr zutraf. Carl J. Friedrich und Zbigniew Brze­
zinski formulierten 1956 ein gewissermaßen »idealtypisches« Mo­
dell des Totalitarismus. in der modifizierten zweiten Fassung von
1965 ein 6-Punkte-Schema, das zum Raster in den Lehrbüchern und
Richtlinie des Schulunterrichts in der BRD wurde und so das Wort
»totalitär« in den allgemeinen Sprachgebrauch einschleuste. Diese
Merkmale?°, Pate im Bericht der Enquete-Kommission, sollten in
ihrer Gesamtheit. zwar graduell wechselnd gewichtet. aber ohne
Ausnahme, laut Friedrich den Totalitarismus ausmachen; sah er an­
fangs Terror als das entscheidende Mittel der Herrschaftssicherung
an, modifizierte er dies später als physischen und psychischen Ter­
ror variabler Intensität und bezog eine umfassende soziale Kontrolle
ein. Die »grundsätzliche«, also nicht »ganze« Gleichartigkeit totali­
tärer Systeme bezog sich ausdrücklich auf »Struktur, Institutionen

27 Auf dieses Problem machte Sigrid Meuschel in der »Gegenkritik« der Att acken
auf die DDR-Forschung der Alt-BRD aufmerksam. - Sigrid Meuschel: Auf der Su­
che nach der versäumten Tat. Kommentar zu Klaus Schröders und Jochen Staadts
Kritik an der bundesdeutschen DDR-Forschung. In: Leviathan. Opladen 21(1993)3.
S. 407ff.
28 Siehe dazu Hannah Arendt: Elemente und Ursprünge totaler Herrschaft. Mün­
chen, Zürich 1991 (insbesondere Teil Ill »Totale Herrschaft«. S. 471ff.).
29 Ebenda. $. 676f. und 710.
30 Siehe Cari Joachim Friedrich/Zbigniew Brzezinski: Die allgemeinen Merkmale
der totalitären Diktatur. [1965] In: Bruno Seidel/Siegfried Jenkner (Hrsg.): Wege der
Totalitarismusforschung. [1968) 2. Aufl. Darmstadt 1974. S. 610.
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und Herrschaftsprozesse«, nicht auf ihre historischen Voraussetzun­
gen und Ziele. Friedrich mahnte, die Anwendbarkeit des Schemas
jeweils genau am Objekt zu prüfen.' Das fruchtete augenscheinlich
wenig. Die Enquete-Kommission gebraucht die Namen Arendt und
Friedrich für eine einseitig generalisierende und selektiv »idealtypi­
sierende« Ausweitung struktureller Herrschaftsmerkmale und zur
Klassifizierung des Inhalts der Herrschaft, wie sie sich in der Renais­
sance des Totalitarismus-Konzepts in den 80er Jahren in der Bun­
desrepublik unter dem Stern einer eskalierenden konservativen
Werteorientierung verfestigt hatte. Andere frühere Ansätze einer
Deutung bzw. Präzisierung des Totalitarismus-Begriffs, beispiels­
weise von Otto Stammer®?, Mart in Drath®°, Mart in Greiffenhagen®*,
Mart in Jänicke®* und Peter Graf Kielmannsegg** , blieben unberück­
sichtigt. In der DDR-Forschung der Alt-BRD31 versuchte namentlich
die »Berliner Schule« um Peter Christian Ludz und Hartmut Zimmer­
mann seit 1961, das Totalitarismus-Modell abzulösen und es durch
das Prinzip der systemimmanenten Kritik zu ersetzen, weil es den
sozialistischen Ländern als Gebilden sui generis nicht gerecht wer­
den und somit der Forschung nicht hinlänglich dienen könne.®° Die
von ihnen repräsentierte Richtung fungiert heute - nicht selten au-

31 Ebenda. S. 607ff. - Siehe auch Darstellung und Dokumentation bei Gerd Mey­
er: Sozialistische Systeme. Theorie- und Strukturanalyse. Ein Studienbuch. Opl a­
den 1979. S. 178ft.
32 Otto Stammer: Aspekte der Totalitarismusforschung. [1961) In: Bruno Seidel/
Siegfried Jenkner (Hrsg.): Wege der Totalitarismusforschung. [1968) 2. Aufl. Darm­
stadt 1974. S. 414ff.
33 Martin Drath: Totalitarismus in der Volksdemokratie. [1963 ) In: Bruno Seidel/
Siegfried Jenkner (Hrsg.): Wege der Totalitarismusforschung. S. 310Mf.
34 Martin Greiffenhagen: Der Totalitarismusbegriff in der Regimenlehre. In: Mart in
Greiffenhagen/Reinhard Kühnl/Johann Baptist Müller: Totalitarismus. Zur Proble­
matik eines politischen Begriffs. München 1972. S. 23ff.
35 Martin Jänicke: Totalitarismus. Anatomie eines politischen Begriffes. Ber­
lin 1971.
36 Peter Graf Kielmannsegg: Krise der Totalitarismustheorie? In: Zeitschrift für Po­
litik. Köln, Berlin, Bonn, München 21(1974)4. S. 311ff.
37 Siehe zur Entwicklung der DDR-Forschung in der BRD Heinz Peter Hamacher:
DDR-Forschung und Politikberatung. 1949-1990. Ein Wissenschaftszweig zwi­
schen Selbstbehauptung und Anpassungszwang. Köln 1991. $. 29ff.
38 Peter Christian Ludz: Totalitarismus oder Totalität? (Zur Erforschung bolschewi­
stischer Gesellschafts- und Herrschaftssysteme). In: Soziale Welt. Göttingen
12(1961)2. S. 129ff. - Hartmut Zimmermann: Probleme dar Analyse bolschewisti-
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ßerhalb des Anstandswissenschaftlichen Diskurses- als Zielschei­
be exzessiver Rechthaberei und Selbstpreisung.°

Den Tenor für den Hintergrund. sich an einem politisch-normativ
klassifizierenden Totalitarismus-Konzept festzuklammern, nannte
Georg Brunner, heutzutage einer der Gutachter der Enquete­
Kommission. bereits 1980: »Es ist kein Grund einzusehen. vom
Totalitarismuskonzept abzugehen, essei denn, es gehe um den Auf­
wertungseffekt für das politische System der DDR.«*° Anders ge­
sagt: Die Funktion desstrukturellen Konzepts als extremes pejorati­
ves Kontrastmodell zum parlamentarischen Verfassungsstaat
besitzt in dieser Sichtweise fremdbestimmte politische Präferenz .

Die außerwissenschaftliche Instrumentalisierung und die ideolo­
gische Aufheizung des Totalitarismus-Konzepts. deshalb früh um­
stritten, lassen den wissenschaftlichen Gebrauch bis heute suspekt
erscheinen. Nur: Esohne Prüfungzu ignorieren hieße ebenfalls. sich
diesen wissenschaftsabartigen Sitten zu unterwerfen. Und zudem,
wie bereits angedeutet. können in struktureller Praxis die Elemente
desTotalitären wissenschaftlich orientierend sein. Aus dem Gegen­
stand heraus. und speziell bei deutlichen strukturelle Gleichartigkei­
ten in der Herrschaftsausübung, stellt sich ein Diktaturenvergleich
zwischen der faschistischen Herrschaft und dem Regime der SED
als gerechtfertigt dar. ja erscheint zwingend, um Mechanismen des
Machtmonopols einer Partei aufzudecken. Aus der vergleichenden
Politikwissenschaft ist er ohnedies nicht fortzudenken.* Erst die

scher Gesellschaftssysteme. Ein Diskussionsbeitrag zur Frage der Anwe ndbarkeit
des Totalitarismusbegriffs. In: Gewerksc ha ft liche Mo natshefte. Köln 12(1961)4.
S. 193H.
39 Man vergleiche zum Problem exemplarisch Peter Eisenmann/Gerhard Hirscher
(Hrsg.): Dem Zeitgeist geopfert. Die DDR in Wissenschaft, Publizistik und po­
litischer Bildung. Mainz: 1992. - Jens Hacker: Deutsche Irrtümer 1949-1989.
Schönfärber und Helfershelfer der SED-Diktatur im Westen. Berlin 1992. - Klaus
Schroeder /Jochen Staadt: Der diskrete Charme des Status quo: DDR-Forschung in
der Ära der Entspannungspolitik. In: Leviathan. Opladen 21(1993)1. S. 24ff. - Kri­
tisch dazu Sigrid Meuschel: Auf der Suche nach der versäumten Tat. Kommentar zu
Klaus Schröders und Jochen Staadts Kritik an der bundesdeutschen DDR-For­
schung. In: Leviathan. Opladen 21(1993)3. $. 407Mt.
40 Georg Brunner: Das politische System der DDR. In: Göttinger Arbe itskreis für
Ost-West-Fragen (Hrsg.): Politische Systeme in Deutschland. Berlin (West) 1980.
S. 145.
41 Siehe u. a. Hiltrud Naßmacher: Vergleichende Politikforschung. Eine Einführung
in Probleme und Methoden. Opladen 1991. - Klaus von Beyme: Die vergleichende
Politikwissenschaft und der Paradigmenwechsel in der politischen Theorie. In: Poli-
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Strapazierung eines Regelwerks des Totalitären, wie es der Ge­
schichtsuntersuchungsausschuß des Parlaments unternahm, struk­
turellen Defekten und nicht einer umfassenden differenzierenden
Abwägung und sachgerechter Gewichtung der qualitativen Merk­
male den Vorzug zu geben. beschwört die Einwände herauf.

Die Diskussionen und Erkenntnisse in der Annäherung an einen
Diktaturenvergleich können an dieser Stelle nicht im einzelnen erör­
tert werden.* Eine sehr systematische Darstellung, mit der ich in
wesentlichen Aspekten übereinstimme, bietet Gerhard Lozek*®,
wennschon ich im einzelnen anders nuancieren würde.** Akzentuie­
rend sei allein zweierlei angeführt:

Erstens: Gerade die im Totalitarismus-Konzept fundamentale
Rolle der Ideologie für die Legitimierung und Wirkungsweise sol­
cher Systeme offenbart in Herkunft und Gehalten des Sozialismus
aus Aufklärung, Humanismus und Rationalismus, der Orientierung
auf die Emanzipation des Individuums, die Kluft zwischen National­
sozialismus und SED-Herrschaft.* Trotz der Strangulierungen für In-

tische Vierteljahresschrift. Köln 31(1990)3. $. 455ff.; Der Zusammenbruch des So­
zialismus und die Folgen für die sozialwissenschaftliche Theoriebildung. In: WZB­
Mitteilungen. Berlin (1994)63. S. 911.
42 Siehe u. a. Ludger Kühnhardt (Hrsg.): Die doppelte deutsche Diktaturerfahrung.
Drittes Reich und DDR - ein historisch-politikwissenschaftlicher Vergleich. Frank­
furt am Main, Bern, New York, Paris 1994. - Sigrid Meuschel: Vom unterschiedli­
chen Ausmaß der Zerstörung von Moral und Gesellschaft. In: Klaus Sühl: (Hrsg.):
Vergangenheitsbewältigung 1945 und 1989 - ein unmöglicher Vergleich? Eine Dis­
kussion. Berlin 1994. $. 92; Überlegungen zu einer Herrschafts- und Gesellschafts­
geschichte der DDR. In: Geschichte und Gesellschaft. Göttingen 19(1993)1. S. 5ff.
43 Gerhard Lozek: Zum Diktaturvergleich von NS-Regime und SED-Staat. Zum We­
sen der DDR im Spannungsfeld von autoritären und totalitären. aber auch demokra­
tischen Strukturen und Praktiken. In: Dietmar Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf
(Hrsg.): Ansichten zur Geschichte der DDR. Bd. 4. Bonn, Berlin 1994. S. 109ff. und
das dazu nahezu identische Sondervotum der PDS/Linke Liste (Enquete-Bericht.
S. 265).
44 Man siehe dazu auch Sigrid Meuschel: Nationalsozialismus und SED-Diktatur in
vergleichender Perspektive [Vortrag in der öffentlichen Anhörung der Enquete­
Kommission am 4./5. Mai 1994 in Berlin]. In: Deutschland Archiv 27(1994)9.
S. 1001-1003.- Hans Mommsen: Nationalsozialismus und Stalinismus. Diktaturen
im Vergleich. In: Klaus Sühl: (Hrsg.): Vergangenheitsbewältigung 1945 und 1989
- ein unmöglicher Vergleich? Eine Diskussion. Berlin 1994. $. 109ff.
45 Siehe Christoph Kleßmann: Zweierlei Vergangenheit - Über den Umgang der
Deutschen mit ihrer jüngsten Geschichte nach 1945 und nach 1989. in: Deutsche
Studien. Lüneburg 29(1992)1 16. S. 390ff.
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dividualität und der Minimierung der Mitgestaltungschancen auf den
staatsentscheidenden Ebenen drangen die Triebe aussolchen Wur­
zeln unter der umfassenden Diktatur der SED an die Oberfläche; sie
schlugen sich politisch in der Sozialpolitik wie in der Entwicklung
des gesellschaftlichen Milieus. der sozialen Beziehungen innerhalb
der Gesellschaft und nicht zuletzt im Selbstverständnisvieler Kom­
munisten nieder.

Zweitens: Der SED-Staat war keine Menschenvernichtungsma­
schinerie. Sigrid Meuschel wies in ihrem eindrucksvollen Vortrag
über das »Unterschiedliche Ausmaß der Zerstörung von Moral und
Gesellschaft« in Hitlerdeutschland und den sozialistischen Ländern
darauf hin, daß aus der Rassenideologie der Nazis eine »Unentrinn­
barkeit des Verfolgtseins« resultierte, die jenseits jeder subjektiv
anrechenbaren Schuld stand und so eine Ausweglosigkeit schuf.
wie sie nicht einmal für die als Kulaken Verfolgten galt. Eine Gleich­
setzung von NS- und SED-Terror beziehe sich auf unvergleichbare
Ausmaße. Ihre Schlußfolgerung: »[ ... ) Bündelungen strukturanalo­
ger Merkmale totalitärer Herrschaft. werden sie zu einem invarian­
ten Kanon verdichtet. taugen kaum dazu, politisch-historische Diffe­
renzen wahrzunehmen«.* Auf den Enquete-Bericht gewendet,
meine ich: Die dort geübten »Bündelungen« von Strukturanalogien
in normativer Entscheidung werden über die geschichts- und politik­
wissenschaftliche, methodisch quantifizierende und qualifizierende
Gewichtung von Gemeinsamkeiten und Unterschieden gestellt.

Für den Historiker stehen ohnehin die Fragen an den konkreten
historischen Prozeß im Vordergrund, nicht ein abstrakter Abwer­
tungskatalog, der alsGegenbild zum eigenen Gesellschafts-, Staats­
und Politikkonzept ausgelegt ist. Auch wenn man darin überein­
stimmt. daß der Realprozeß immer reicher an Facetten sein wird,
alsder Begriff seiner Natur es besagen kann, verbleibt die Aufgabe,
ihn darauf zu bringen.

Der entsprechende Versuch des Sondervotums der PDS/Linke
Liste, eine »durchmischte« Beschreibung des politischen Systems
an die Stelle desTotalitarismus-Begriffs zusetzen. hinterläßt bei mir

46 Sigrid Meuschel: Vom unterschiedlichen Ausmaß der Zerstörung von Moral und
Gesell schaf t. In: Klaus Suhl: {Hrsg.): Vergangenheitsbewält igung 1945 und 1989
- ein unmögli cher Vergleich? Eine Diskussion. Berlin 1994. S. 93f . - Hervorhebun­
gen im Zit at vom Veri . - E. W.
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einen zwiespältigen Eindruck.*" Unbestreitbar, mehrere Komponen­
ten existierten nebeneinander: diktatorische, autoritäre (?) und de­
mokratische, ständig, nicht im zeitlichen Ablauf, wie dort gesagt.
Man fragt sich jedoch, ob in diesem politischen Dokument aus au­
ßerwissenschaftlichen Gründen - z. B. der Abwehr einer Gleichset­
zung und diffamierenden Assoziierung mit dem Faschismus - auf
die spezifische Aussage der (strukturellen) »totalitären Elemente«
verzichtet wird, obschon man sie an anderer Stelle beschreibt und
sich - jedenfalls Dietmar Keller*® - zu einem »antitotalitären Kon­
sens« bekennt? Einem solchen Erkenntnis-/Absichtskonflikt kann
man nicht durch Ausweichen auf die Formulierung »stalinistischen
Einflüssen unterliegende Diktatur...«« lösen, weil dann Stalinismus
in Abhebung von Totalitarismus definiert werden müßte.* Ohnehin
erscheint mir, bei aller gebotenen Differenzierung in der Darstellung
des konkreten Geschichtsverlaufs, die prägende Wirkungeiner sta­
linistischen Auslegung der »Diktatur des Proletariats« bis in die End­
zeit als »variable Konstante« nicht hinreichend beachtet.

Hinzu tritt, daß die Ersatzformulierung »autoritär« erklärungs­
bedürftig ist. Sie steht neben »diktatorisch« und kann so nur einem
beliebigen Alltagsverständnis gerecht werden, das simpel subjekti­
ven Glauben an eine Person oder Institution als Basis der Macht­
ausübung meint. Auch können Strukturen in einem Verfassungs­
staat - wie noch erkennbar sein wird - durchaus als autoritär
klassifiziert werden, das unterscheidende Moment für den Herr­
schaftstyp selbst also fortfiele. Daher wird politikwissenschaftlich
Autoritarismus typologisch eingeordnet: Entweder dient er als Sam­
melbegriff für alle Nicht-Verfassungsstaaten - damit wäre er noch
Oberbegriff für Totalitarismus - oder als Diktaturtypus sui generis,
der sich vom Totalitarismus unterscheidet durch: Bewahrung tradi­
tioneller Geisteshaltungen anstatt einer exklusiven Ideologie, einen

47 Siehe Sondervotum der PDS/Linke Liste (Enquete-Bericht. S. 266).
48 Stenographischer Bericht. S. 20448.
49 Gerhard Lozek stellt einen Bezug zwischen »einigen« stalinistischen »Elemen­
ten« und dem Totalitarismus her. - Gerhard Lozek: Zum Diktaturvergleich von NS­
Regime und SED-Staat. Zum Wesen der DDR im Spannungsfeld von autoritären
und totalitären, aber auch demokratischen Strukturen und Praktiken. In: Dietmar
Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf (Hrsg.): Ansichten zur Geschichte der DDR.
8d. 4. Bonn, Berlin 1994. S. 113.
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begrenzten Pluralismus, keine Massenmobilisierung. Juan J. Linz
(1975), von dem dieser letzte und weitverbreitete Ansatz stammt.
zählt dazu neben Militärdiktaturen und nachkolonialen Regimen u. a.
unvollständig totalitäre und prätotalitäre sowie poststalinistische
Diktaturen.*° Peter Christian Ludz (1968) versuchte, den Totalitaris­
mus-Begriff ablösend, das politische System der DDR als »konsul­
tativen Autoritatismus« zu bestimmen.*' An dessen Stelle dominier­
te in dieser Strömung der DDR-Forschung der BRD in den 70er
Jahren zunehmend das aus den USA übernommene Modell »büro­
kratischer Herrschaft«, das auf die zweckrationale autonome Büro­
kratisierung mit Zurücktreten der Ideologie auch in der DDRsetzte.*

Diese Andeutungen müssen genügen. um die Komplikationen
mit dem Begriff desAutoritären in der wissenschaftlichen Typologi­
sierung von Herrschaft der SED zu veranschaulichen. Er ist dafür
unbefriedigend, allenfalls könnte er auf konkrete Entscheidungs­
bzw. Handlungssituationen anwendbar sein. Weniger diffizil er­
scheint mir der Hinweis des Sondervotums auf die demokratischen
Komponenten »vor allem im gesellschaftlichen Mittelbau [was ist
das? - E. W.] sowie auf betrieblicher und örtlicher Ebene« und auf
das Leben der Bürger in der DDR.' Es wäre der Mühe wert , ihren
vielfältigen Erscheinungen unter der Frage nachzugehen, in wel­
chen Formen und Graden sich zivilgesellschaftliche Elemente in der
DDR entwickelten. Dabei käme man nicht umhin, die zeitgenössi­
sche Diskussion über die civil society (wie beispielsweise von Cor­
nelius Castoriadis, Claude Lefort, Claus Offe, Ulrich Roedel u. a.)

50 Siehe Eckhardt Jesse: Typologie politischer Systeme der Gegenwart. In: Grund­
wissen Politik. Hrsg. [von der] Bundeszentrale für Politische Bildung. Bonn 1991.
S. 172-175 und 192.
51 Peter Christian Ludz: Parteielite im Wandel. Funktionsaufbau, Sozialstruktur und
Ideologie der SED-Führung. 3. durchgesehene Aufl. Opladen 1970. $. 35f.
52 Siehe Siegfried Jenkner: Entwicklung und Stand der Totalitarismusforschung.
In: Aus Politik und Zeitgeschichte. Beilage zur Wochenzeitung »Das Parlament«.
Bonn (1984)31. S. 22ff. - Er schreibt zusammenfassend: »Einheit von politischer
Führung und parteigebundener Verwaltung, Primat der politisch-administrativen
Steuerung in allen wichtigen Bereichen, fortbestehende Zentralisierung der Verfü­
gungsgewalt sowie Verselbständigung der politisch-administrativen Führungsgrup­
pe gegenüber der Gesellschaft.«
53 Sondervotum der PDS/Linke Liste (Enquete-Bericht. S. 266).
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über Antonio Gramsci hinauseinzubeziehen.** Auch wenn dies eben
nicht die Ebene des politischen Systems. sondern die der Gesell­
schaft wäre, beeinflußten Befunde darüber die Beurteilung der Wir­
kungsweise und Komplementierung der diktatorischen Mechanis­
men. Man erinnere an die von Jürgen Habermas aufgeworfene
Dichothomie von politischem System und Lebenswelt, seine These
von der »Kolonialisierung der Lebenswelt« durch wachsende poli­
tisch-bürokratische Regelungen von Seiten des politischen Sy­
stems.

55
Wenn man davon ausgeht, daß »die Ausschließlichkeit des

Herrschaftsanspruchs und die Unbegrenztheit des Herrschaftsbe­
reichs« (Hans-Joachim Lieber 1993)*° konstitutive Elemente der
SED-Herrschaft waren, dann vollzog sich dieser Prozeß der Durch­
dringung und Unterordnung aller Sphären der Gesellschaft ebenfalls
mit innerer Notwendigkeit in der DDR. Die These Klaus von Bey­
mes, der Staat habe sich in der DDR propagandistisch selbst als
Lebenswelt dargestellt und so als Gegenreaktion die »Nischenge­
sellschaft« provoziert*', widerlegt nicht die Annahme autonomer
Elemente der Lebenswelt, die Nische selbst ist ein solches. Der
Enquete-Bericht nimmt die individuellen Möglichkeiten in »privaten
Bereichen« durchaus zur Kenntnis, wenn auch in der »nur«-Form.
Die im Unterschied zur Nazidiktatur lange Existenz der DDRbrachte
alles in allem eine gewisse »Normalität« der Lebenswelt, in der vie­
le nicht spezifisch neusozialistische, sondern traditionelle Gepflo­
genheiten lebendig waren; der Alltag wurde nicht ständig als
Repression, als Eppelmannscher »Knast« empfunden.® In der
Essenz gilt hier jedoch gleichfalls: Nicht der Alltag der Bürger kann

54 Sigrid Meuschel: Zeitgemäße Betrachtungen zum Konzept der civil society. Ha­
bilvortrag am Fachbereich Politikwissenschaft der Freien Universität Berlin. Juni
1991 [Manuskript]. - Siehe Klaus Naumann: Mythos »Zivilgesellschaft«. Litera­
turbericht zu einer unübersichtlichen Kontroverse. In: Vorgänge. Opladen
30(1991)6(114). S. 57ff.
55 Jürgen Habermas: Einleitung. In: Stichworte zur geistigen Situation der Zelt.
Bd. 1: Nation und Republik. 4. Aufl. Frankfurt am Main 1982. $. 28.
56 Hans-Joachim Lieber: Zur Theorie totalitärer Herrschaft. In: Politische Theorien
von der Antike bis zur Gegenwart. 2., durchgesehene Aufl. Bonn 1993. $. 884.
57 Siehe Klaus von Beyme/Otto-Ernst Czempiel [u. a.] (Hrsg.): Politikwissenschaft.
Eine Grundlegung. Bd. 1. Stuttgart 1987. $. 75.
58 Siehe u. a. Jürgen Kocka: Eine durchherrschte Gesellschaft. In: Hartmut Kaelble
lu. a.] (Hrsg.): Sozialgeschichte der DDR. Stuttgart 1994. S. 548ff. u. a. Studien in
diesem Sammelband.
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Kriterium des Charakters einer politischen Ordnung und ihrer Ge­
schichte sein, er wäre das Feld der Sozial- oder Alltagsgeschichte.
die sich in einer Gesamtsicht mit den anderen »Geschichten« ver­
binden müßte.

Der Enquete-Bericht stellt in diesem Kontext heraus, die Diktatur
der SED habe sich zu keiner Zeit auf den Willen der Mehrheit der
Bürger stützen können, die DDRsei daher ein Staat ohne demokra­
tische Legitimation gewesen, sie hätte nur zeitweise »gesellschaft­
liche Akzeptanz« erlangt - durch die Wohlfahrtspolitik und durch
»Angsterzeugung«; Angst als Motiv der politischen Annahme eines
Systems? Speziell bestreitet sie eine gleiche Legitimität der zwei
deutschen Staaten.*° Die PDS/Linke Liste beruft sich auf die mora­
isch-politische Berechtigung der DDR als antifaschistische Ord­
nung, die versuchte Abkehr vom »deutschen Sonderweg«, die völ­
kerrechtlichen Grundlagen (alliierte Beschlüsse), den reaktiven
Charakter ihrer Gründung u. a.*°, ihr nahestehende Historiker wollen
Effektivität und Qualität von Gesellschaft und Staat, Krisenanfällig­
keit und Machtmißbrauch als Kriterien der Legitimität angewendet
wissen.6' Beide Fraktionen verzichten ohne Begründung darauf, die
in der Politikwissenschaft und im Staatsrecht vieldiskutierten Krite­
rien der Legitimität zu Rate zu ziehen,2

Um die Problemlage in diesem für ein Herrschaftsverständnis
und -bewußtsein elementaren Feld ein wenig zu ordnen: In originä­
rer Bedeutung bezieht sich Legitimität nicht auf die Existenzberech­
tigung eines Staates als solchen, sondern auf die Rechtfertigung
politischer Herrschaft; beides ist nicht identisch, wenngleich essich
dann in praxi überschneidet. Die Enquete-Kommission jedenfalls
vermengt DDRund Staat sowie Anerkennung politischer Herrschaft
durch eine Mehrheit mit den historischen Existenzbedingungen ei-

59 Enqu ete-Bericht. S. 55 und 280.
60 Sondervotum der PDS/Linke Liste (Enquete-Bericht. $. 251f. und 255f.).
61 Siehe beispielsweise Stefan Doernberg: Zur Legitimität der beiden deutschen
Wege nach 1945. In: Dietmar Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf (Hrsg.): Ansichten
zur Geschichte der DDR. Bd. 4. Bonn, Berlin 1994. S. 123ff. - Rolf Badstübner:
DDR - zeitgeschichtlich erforschen oder »aufarbeiten«? In: Ebenda. S. 87ff.
62 Eine Ausnahme unter den Historikern bildet Heinz Niemann, der diese ohne
näheren Beleg aufgreift. - Heinz Niemann: Meinungsforschung in der DDR. Die
geheimen Berichte des Instituts für Meinungsforschung an das Politbüro der SED.
Köln: Bund 1993. S. 61ff. - Der Quellenwert der veröffentlichten Berichte wäre
einer eingehenden, tiefer differenzierenden Diskussion wert.
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nes aus bestimmten Faktorenkombinationen entstandenen Staats­
wesens und der Legitimierungsaufgabe. Normative und empirische
Befunde werden verknotet. Ich lasse den (empirischen) Wahrheits­
gehalt der Enquete-Aussage zur absenten Anerkennungsbreite bei­
seite, denn er ist bestenfalls mehr oder weniger wahrscheinlich; ein
schlüssiger Beweis steht aus.®Vor allem wird Legitimität auf Legi­
timitätsglauben unbestimmter Substanz eingeschränkt. Zudem hat
sich in den Sozialwissenschaften insbesondere in den Kontrover­
sen um Max Webers Ansatz®* ein Geflecht von Legitimitätskriterien
herausgebildet.* Verkürzt gesagt: Legitimität wird im westlich­
europäischen politischen Verständnis an eine Kombination von
Grundnormen (in der Regel in Verfassungen fixiert) und Verfahren
gebunden; beide verhalten sich komplementär zueinander und kön­
nen nicht gegeneinander aufgerechnet werden (z. B. Frieden alsVer­
fassungsgebot gegen freie Wahlen). Da Pluralismus in den moder­
nen westlichen Demokratien notwendig auch Wertrelativität
bedeutet. hat inzwischen die formale Legitimation durch Verfahren
auf der Basis allgemeinster Werte sowie die »Legalität« durch Wah­
rung der Verfassung und Gesetze obersten Rang gewonnen.

63 Neben Heinz Niemann siehe dazu die aufschlußreichen Erhebungen unter Lei­
tung Walter Friedrichs: Walter Friedrich: Mentalitätswandlungen der Jugend in der
DDR. In: Aus Politik und Zeitgeschichte. Beilage zur Wochenzeitung »Das Par­
lament«. Bonn (1990)16-17. S. 25-37. - Walter Friedrich/Peter Förster: Ostdeut­
sche Jugend 1990. In: Deutschland Archiv. Köln 24(199114. $. 349ff. und 5. $. 701ff.
- Diese Quellen zeugen auf den ersten Blick sher von einer zeitw eise übe rwi egen­
den Akzeptanz.
64 Max Weber: Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriß der verstehenden Soziolo­
gie. 5., revidierte Aufl. Tübingen 1985. S. 19f. und 122ff. passim.
65 Siehe dazu für das Folgende insbesondere die Diskussion in der BRD in den
70er Jahren. Repräsentativ für sie sind u. a. der von Peter Graf Kielmannsegg her­
ausgegebene Sammelband über den Kongreß der Deutschen Vereinigung für poli­
tische Wissenschaft: Legitimationsprobleme politischer Systeme. Politische
Vierteljahresschrift. Köln 17(1976)Sonderheft 7 (darin insbesondere die Vorträge
von Wilhelm Hennis und Jürgen Habermas); ferner Peter Graf Kielmannsegg/Ulrich
Matz (Hrsg.): Die Rechtfertigung politischer Herrschaft. Doktrinen und Verfahren in
Ost und West. Freiburg, München 1978.
66 Siehe die konzentrierte Zusammenfassung bei Hella Mahnt: Legitimität. In:
Dieter Nohlen (Hrsg.): Wörterbuch Staat und Politik. Bonn 1991. S. 338ff. - Hinwei­
sen möchte ich auf den von Jürgen Habermas in die Debatte eingeführten umstrit­
tenen Prüfstein: Legitimation durch »Anerkennungswürdigkeit« der politischen
Herrschaft. Dadurch erhalten die Geltungsgründe Vorrang vor den Prozeduren einer
Vereinbarung und wird der von Max Weber favorisierte Legitimitätsglaube nachge-
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Habermas hat in der Legitimitätsdebatte der 70er Jahre zu Recht
festgestellt: »Jede allgemeine Theorie der Rechtfertigung bleibt ge­
genüber den historischen Ausprägungen legitimer Herrschaft eigen­
tümlich abstrakt.« Sie sei »historisch ungerecht««.®7 In dieser Ein­
schränkung zählt, daß Legitimität sich primär nicht als ein gesetzter
Zustand, sondern als Prozeß des Erwerbs von Anerkennung bzw.
der Einbuße bestätigt. Von daher erweist sich für jede Erwägung
über die »Legitimierungspraxis«, d. h. die faktische Anerkennung,
die von Paul Kevenhörster 1978 erarbeitete Systematik unverändert
als anregend (auch wenn sie sich zu jenem Zeitpunkt auf die west­
lichen Demokratien bezog). Er unterscheidet vier Gruppen von Fak­
toren: die Einstellung der Bürger zu den Institutionen des Staates,
die Haltung zu den Verfahren des Herrschaftserwerbs. die Beurtei­
lung der Leistungen des politischen Systems und die allgemeinen
und politischen Wertorientierungen. Seine Untersuchungen erga­
ben als primäres »Kriterium für die Zuweisung von Legitimität ( ...J
die Effektivität ökonomischer Sicherheit« s

Im Legitimationsverständnisder SED nahmen diese Aspekte kei­
nen wegweisenden Platz ein bzw. waren nachgeordnet: Anerken­
nung wurde zwar erstrebt, galt aber nicht als Voraussetzung von
Legitimität, die Prozeduren dann ohnehin nicht. Bekanntermaßen
vertrat sie eine heteronome normative Legitimationsdoktrin, in der
die Partei aus der (vermeintlichen) Kenntnis der Gesetzmäßigkeiten
der Geschichte und ihrer Ziele die Berechtigung ihres Führungsan­
spruchs sowie die »Diktatur des Proletariats« ableitete. Diese Spiel­
art metaphysischer Selbstlegitimation hätte zur realen Legitimation
durch die Akzeptanz des politischen Systems mittelsseiner Leistun­
gen werden müssen.®° Angesichts ihrer konstitutionellen Einbußen

ordnet, da er unter verzerrenden Umständen zustande gekommen sein kann. - Sie­
he Jürgen Habermas: Legitimationsprobleme im modernen Staat. In: Peter Graf
Kielmannsegg (Hrsg.): Legitimationsprobleme politischer Systeme. Politische
Vierteljahresschrift. Köln 17(1976)Sonderheft 7. S. 40ff.
67 Ebenda. S. 59.
68 Paul Kevenhörster: Legitimitätsdoktrinen und Legitimierungsverfahren in
westlichen Demokratien. Zu Bestimmungsfaktoren und Defiziten der Systemlegiti­
mierung. In: Peter Graf Kielmannsegg/Ulrich Matz (Hrsg.): Die Rechtfertigung poli­
tischer Herrschaft. Doktrinen und Verfahren in Ost und West. Freiburg, München
1978. S. 59-104.
69 Ich verweise dazu auf Johannes Busch·Weßlau: Der Marxismus und die Legiti­
mation politischer Macht. Frankfurt am Main, New York 1990. - Georg Brunner:
Legitimitätsdoktrinen und Legitimierungsverfahren in östlichen Systemen. In: Pe-



120 Ernst Wurl

ist in einer Diktatur der reale Legitimitätsgewinn die auf Dauer
schwer zu beantwortende Lebensfrage. Aber dies wäre die in der
modernen Geschichte normale Legitimation einer Revolution post
festum gewesen. Mit der ökonomischen und sozialen Stabilität und
der Gewährung der formal zugesicherten individuellen Rechte und
Freiheiten hätten selbst Prozeduren der Legitimierung im Rahmen
der historischen Bedingungen eine sekundäre Rolle spielen können.
Genau dies ist nur einseitig und verzerrt, wenn überhaupt, in seinen
Konsequenzen begriffen worden. Aufschlußreich ist, daß die vor­
geblich historisch gegebene Legitimation in der Verfassung zusätz­
dich dadurch abgestützt wurde, daß »das Volk« als Verfassungsge­
ber und Subjekt desSelbstbestimmungsrechtes ausgewiesen wird,
also eine autonome Legitimation. Ein Konflikt zwischen letzterer
und der heteronomen Legitimation wurde dadurch gelöst, daß sie in
den historischen Prozeß eingebettet wurde. Im Grunde schlug die
Auffassung Karl Polaks durch: Es gehe gar nicht »um den empiri­
schen Willen und die empirische Praxis«, sondern nur um den »ge­
schichtlich notwendigen, 'aus der Erkenntnis der Gesetzmäßigkei­
ten gewonnenen Willen und um die aus dieser Erkenntnis sich
entwickelnde Praxis«"®. Der fatalen potentiellen Konsequenzen und
der schlimmen Analogien war er sich anscheinend nicht bewußt.

Begründung und Praxis einessolches Konzepts genügen den Kri­
terien desvariierten Totalitarismus-Begriffes für die in der DDReta­
blierte politische Diktatur. Dies schließt in der Konsequenz ein, der
Frage nach »Kontinuitäten« von Diktaturgeschichte nicht aus dem
Weg zu gehen - trotz des politischen Bruchs 1945.71 Zur struktural-

ter Graf Kielmannsegg/Ulrich Matz (Hrsg.): Die Rechtfertigung politischer Herr­
schaft. Doktrinen und Verfahren in Ost und West. Freiburg, München 1978.
s. 155ff.
70 Karl Polak: Zur Dialektik der Staatslehre. 3. Aufl. Berlin 1963 (Zitiert nach Sieg­
fried Mampel: Die sozialistische Verfassung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik. Kommentar. 2., neubearb. Aufl. Frankfurt am Main 1982. S. 37f. - Hervorhe­
bungen vom Verf. - E. W.
71 Die ablehnende Argumentation Gerhard Lozeks geht an dem strukturellen Tat­
bestand und seinen unvermeidbaren Folgen auf Leben und Psyche der Bürger vor­
bei. - Gerhard Lozek: Zum Diktaturvergleich von NS-Regime und SED-Staat. Zum
Wesen der DDR im Spannungsfeld von autoritären und totalitären, aber auch de­
mokratischen Strukturen und Praktiken. In: Dietmar Keller/Hans Modrow/Herbert
Wolf (Hrsg.}: Ansichten zur Geschichte der DDR. Bd. 4. Bonn, Berlin 1994. S. 110.
- Siehe auch Sigrid Meuschel: Nationalsozialismus und SED-Diktatur in verglei­
chender Perspektive. In: Deutschland Archiv 27(1994)9. S. 1001-1003.
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len Analyse politischer Systeme nach Art einer Parteidiktatur wie in
der DDR, mit einer solchen Verformung ihrer ursprünglichen ideolo­
gischen und politischen Intentionen in der politischen Realität, der
Kluft zwischen Ideal und Wirklichkeit und einem auf Totalität und die
Monopolherrschaft einer Partei gerichteten politischen System, bie­
tet sich bisher kein Ersatz. Am Ende bleibt offen, ob man für die
gravierenden Unterschiede zur Nazidiktatur und anderen Faschis­
men einen neuen theoretischen Ansatz und Begriff erarbeiten will
und kann. Dabei wäre der geschichtliche Prozeß seit der Jahrhun­
dertwende bzw. dem Ersten Weltkrieg in eine neue Perspektive zu
stellen, in der die politische und soziale Qualität struktureller Ge­
meinsamkeiten politischer Herrschaft den Rang einer bestimmen­
den Unterschiedlichkeit erhält. Oder ob man sich mit der theoriear­
men formalstrukturellen Sichtweise auf politische Ordnungen als
übergreifender Klassifikation begnügt. Letztgenannte haben es an­
genehmer, denn sie besitzen die Akten der Objekte und die Gunst
der politischen Sieger. Den Verlierern ist Nachdenklichkeit und die
ultima ratio entschlossener empirischer und theoretischer Offen­
heit zu raten. Ein Gedanke Reinhard Kosellecks, seit über drei Jahr­
zehnten ein einfühlsamer Analytiker des Geschichtsdenkens, mag
ermutigen.

Er schrieb 1988: »Daß die Geschichte kurzfristigvon den Siegern
gemacht. mittelfristig vielleicht durchgehalten, langfristig niemals
beherrscht wird, das ist ein Erfahrungssatz, der sich allemal einlö­
sen läßt. (. ..} die historischen Erkenntnisgewinne stammen - lang­
fristig - von den Besiegten.« Denn: Sie»geraten, wenn sie über­
haupt methodisch reflektieren, in eine größere Beweisnot, um zu
erklären, warum etwas anders und nicht so gekommen ist wie ge­
dacht. Dadurch mag eine Suche nach mittel- oder längerfristigen
Gründen in Gang gesetzt werden, die den Zufall der einmaligen
Überraschung einfaßt und vielleicht erklärt. (. .. so daß] »gerade aus
ihren einmaligen, ihnen aufgenötigten Erfahrungsgewinnen Einsich­
ten entspringen, die von längerwährender Dauer und damit große­
rer Erklärungskraft zeugen.«??

72 Reinhart Kosell eck: Erf ahrungswandel und Met hodenwechsel. Eine histori sch­
anthropologische Skizze. In: Christ ian Meier/ Jörn Rüsen: Historische Met hode.
München 1988. S. 52f . (Theorie der Geschichte. Beit räge zur Historik 5).





Walter Friedrich

Regierte die SED ständig gegen
die Mehrheit des Volkes?

Ein zentraler Bestandteil der Abwertungs- und Diffamierungsstrate­
gie ist die Behauptung, in der DDR sei von Anfang bis Ende gegen
den Mehrheitswillen desVolkes regiert worden. Es wird suggeriert:
Die DDR-Bevölkerung sei in den 40 Jahren stets überwiegend ge­
gen den Staat. gegen dassozialistische System. gegen die SED und
die von ihr dominierten Herrschaftsstrukturen gewesen.

Als Erklärungsschema wird unterstellt: Die Menschen seien ja
von klein auf (in Kindergarten und Schule, durch Medien, Institutio­
nen und Apparate) von einer totalitären Erziehungsdiktatur indoktri­
niert, unterdrückt, zu überangepaßten Konformisten geformt
worden, die unterwürfig, eingeschüchtert, psychisch deformiert g®­
wesen seien und im Grunde eben höchst widerwillig den DDR­
Staat. die DDR-Verhältnisse ertragen haben. Das Ende der DDR, der
Volksaufstand vom Herbst 89 habe das ja hinlänglich bewiesen.

Hinter dieser Argumentation stehen die bekannten Interessen
und Ziele der Siegerseite. Es soll damit die demokratische Illegitimi­
tät des DDR-Staates, seiner Institutionen. Entscheidungen und
Aktionen festgestellt werden. Die Stigmatisierung des »Unrechts­
staats DDR«, der totalitären Diktatur, verlangt geradezu nach solch
einer Bewertungsschablone.

Doch sie entbehrt einer wissenschaftlich begründeten empi­
rischen Beweisführung! Diese Argumentation wird den differen­
zierten Entwicklungsprozessen der politischen Einstellungen, des
Bewußtseins. des Denkens und Fühlens der verschiedenen Bevöl­
kerungsschichten in den vier Jahrzehnten DDR nicht gerecht. Auch
der Hinweis auf die Massenaktionen im Jahre 1989, die zum Sturz
des Systems führten, kann nicht als Beweis für eine latent schon
immer vorhandene gleiche politische Stimmungslage in den voran­
gegangenen Jahrzehnten gewertet werden.
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Doch wie war die Stimmungs- und Urteilslage in der Bevölkerung
wirklich? Wo sind die zuverlässigen Informationsquellen? Gut
bekannt ist, daß eine genaue Diagnose, eine verläßliche Rekonstruk­
tion des Massenbewußtseins für die DDR besonders schwierig ist.
Sie stößt auf enge Grenzen, die von der SED willkürlich, mit erkenrt.
nisf eindlicher Absicht gesetzt worden sind. Wissenschaftliche
Informationen über die wirkliche Bewußtseinslage der Bevölkerung
waren nicht gefragt oder wurden selbstherrlich vor der Öffentlich­
keit verheimlicht.

Daher wird heute mit Vorliebe auf Zeitzeugen zurückgegriffen.
Doch wird deren Auskunftswert oft stark überschätzt. Einerseits
gibt es ausreichend Zeitzeugen, jeder Ostdeutsche zählt faktisch
dazu. Aber deren Urteile stammen eben nur aus ihren privaten Um­
gangserfahrungen. Sie geben die verschiedensten Einschätzungen
zu Protokoll, je nach ihrer politisch- ideologischen Position, ihr ob­
jektiver Aussagewert, die Übereinstimmung mit der früheren DDR­
Wirklichkeit. ist jedoch nur sehr beschränkt. Eine repräsentative
Geltung kommt ihnen nicht zu, obwohl sie von vielen Gewährsper­
sonen gern behauptet wird.

Dabei fällt besonders ins Gewicht, daß ein bedeutender Teil der
Ostdeutschen seine früheren Erfahrungen, einschließlich der eige­
nen politischen Einstellungen und Handlungen, inzwischen massiv
uminterpretiert, verdrängt hat oder gegenwärt ig noch bewußt ver­
leugnet. Solche Zeitzeugen werden meist sehr affektiv, damit sub­
jektiv, unausgewogen urteilen. Ihre subjektive Befangenheit ist
unbestreitbar.

Andererseits gibt es aus DDR-Zeiten nur spärlich wissenschaft­
lich- fundierte, repräsentative Daten, die stichhaltige Antworten auf
unsere Fragestellung geben. Ich rede schon gar nicht von Wahl­
ergebnissen, die selbstverständlich keine exakte Widerspiege­
lungsfunktion für die wirkliche politisch-geistige Lage hatten. Auch
repräsentative Meinungsumfragen mit direkten politischen Frage­
stellungen, etwa zum fiktiven Wahlverhalten (Sonntagsfrage), zur
Parteienpräferenz etc. vor 1989 sind nicht bekannt. So bleiben als
wissenschaftlich zu qualifizierende Daten aus dieser Zeit nur:

! Ergebnisse des ZK-Meinungsforschungsinstituts, das von
1964 bis 1979 existierte. Sie sind jedoch leider größtenteils nicht
mehr auffindbar. Nur wenige sind in allgemeiner Berichtsform. ohne
Datenspeicher und nur zu recht speziellen Themengebieten erhal-



Regierte die SED ständig gegen die Mehrheit desVolkes? 125

ten geblieben und konnten unlängst erst in mühevoller Sucharbeit
zutage gefördert werden.'

m Forschungsergebnisse der soziologischen Institute der Akade­
mie der Wissenschaften, der Akademie für Gesellschaftswissen­
schatten und kleinerer Gruppen von Sozialwissenschaftlern an
Universitäten. Diese beruhen vor allem auf schriftlichen Befragun­
gen von Arbeitern und Angestellten in Großbetrieben zu sozialen
und wirtschaftlichen Themenbereichen. Ausnahmen sind interes­
sante Studien Ende der 60er und Ende der 80er Jahre zu vorwie­
gend politischen Themen.?

a Ergebnisse der Jugendforschung von 1966 bis 1990. Hier
handelt es sich um Daten aus etwa 150-200 Studien bei Schülern,
Lehrlingen, jungen Arbeitern, Studenten sowie bei Hoch- und Fach­
schulabsolventen zwischen 14 und 30, die sich auf Themen des
politisch-weltanschaulichen Bewußtseins konzentrierten. Sie wur­
den durch anonyme schriftliche Befragungen gewonnen. Vielfach
wurden Tests und Standard-Indikatoren über lange Zeiträume einge­
setzt. darunter auch in mehreren Längsschnittstudien über 5 bis 15
Jahre hinweg, mit identischen Jugendpopulationen, wodurch eine
hohe Vergleichsfähigkeit gewährleistet ist. Die Daten aller Studien
sind komplett erhalten, auf Datenträgern gespeichert und heute öf­
fentlich zugängig, damit exakt nachprüfbar.

Repräsentanz kann für die Teilpopulationen der Schüler, Lehrlin­
ge, Studenten, jungen Arbeiter alsweitgehend gesichert gelten. Im
Folgenden stütze ich mich hauptsächlich auf die Ergebnisse dieser
Jugendstudien, die seit Mine der 60er Jahre eine unvergleichbare
und solide Datenbasis darstellen. Die vorangegangenen Jahre müs­
sen mangelsgesicherter empirischer Ergebnisse leider außer Be­
tracht bleiben.

Extrapopulationen auf ältere Altersgruppen sind nach meinem
Überblick über die Untersuchungen der Soziologen, der Meinungs­
forscher und die eigenen Vergleiche mit Erwachsenenpopulationen,
insbesondere in den neun repräsentativen Meinungsumfragen in
den Jahren 1989 und 1990, gut möglich, wenn man die großen
Trends im Auge hat.

1 Siehe Heinz Niemann: Meinungsforschung in der DDR. Köln 1993.
2 Siehe Helmut Meier: Identifikation mit der DDR durch ihre Bürger. In: Dietmar
Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf (Hrsg.): Ansichten zur Geschichte der DDR.
Bd. 4. Bonn, Berlin 1994. S. 269-288.
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Aus unseren Vergleichsanalysen kann unbestreitbar eine ganz klare,
in bestimmten Zeiträumen auch sehr massive Trendentwicklung der
politischen Einstellungen, Wertorientierungen und Identifikationen
bei der DDR-Jugend in den 70er und 80er Jahren registriert werden.
Diese zeithistorischen Trends zeigen sich prinzipiell bei allen Ju­
gendschichten, wobei allerdings die Niveaustufen der Zustimmung
teilweise erhebliche und charakteristische Unterschiede aufweisen.
Das betrifft die Identifikation mit der DDR, mit dem sozialistischen
Charakter der Gesellschaft. mit den sozialistischen Idealen, mit der
SED, der FDJ, wie auch die Akzeptanz der verschiedenen Gestal­
tungsbereiche der DDR-Politik.

Dieser Trend läßt sich etwa so beschreiben: Die politischen Iden­
tifikationen, die Systemakzeptanz insgesamt, sind bei der DDR­
Jugend seit Mitte der 60er Jahre ständig angewachsen, bezogen
auf die Zahl der positiv Eingestellten, wie auf den Grad der vorbehalt­
losen Zustimmung sowie auf den Grad des inneren Zusammen­
hangs, der Konsistenz der Einstellungen und Motive. Die positive
Zustimmung, die Systemloyalität. erreichte Mitte der 70er Jahre ih­
ren Höhepunkt. Danach traten in unseren Untersuchungen Stagna­
tionserscheinungen und bereits leichte Erosionsprozesse im
politischen Bewußtsein zutage: eine zunehmende Indifferenz
gegenüber politischen Werten. eine Abschwächung des politischen
Engagements unter den Jugendlichen. Nochmals stellte sich etwa
von 1983 bis 1986 ein Zwischenhoch ein, offenbar als Folge der
damals grassierenden Ängste vor einem Atomkrieg (Raketensta­
tionierung) und dann der starken Hoffnung auf Gorbatschows Re­
formkurs.

Ab 1987 reflektieren unsere Untersuchungen sehr deutlich die
sich immer schneller ausbreitenden Prozesse der Abschwächung
bisheriger Wertorientierungen, sozialistischer Positionen und Bin­
dungen, der wachsenden Distanzierung/i lloyalität, der Kritik und des
Spotts an der SED-Politik, schließlich der nachdrücklichen Opposi­
ton, was dann ab Sommer 1989 zum rasanten, von Monat zu Monat
sich beschleunigenden Verfall der früheren Einstellungsstrukturen
(Bindungen, Werte, Anschauungen) führte. Proteste, Demonstratio­
nen, Massenflucht brachten das öffentlich zum Ausdruck. Das
zeichnete sich bei jungen Arbeitern, Lehrlingen und Schülern früher
und eindeutiger ab als bei Studenten.3

3 Siehe die Tabellen 1-4 und 7 auf den Seiten 135-137 und 138.
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Bei näherer Analyse der Forschungsergebnisse fällt auf, daß mehr
rational begründete Einstellungen, wie z. B. die Einstellung zum
Marxismus-Leninismus. sich bedeutend eher abschwächten bzw.
verfielen als mehr emotional begründete, wie etwa die durch eige­
ne biographische Erlebnisse. durch die reale Lebenspraxis fundierte
ldentif ikation mit der DDR, die erst in der Wendezeit, als sich die
Hoffnung auf einen reformierten, besseren Sozialismus als Illusion
heraustellte, schwer erschüttert wurde.

Auf die gesellschaftlichen Ursachen dieser hier gekennzeichne­
ten Bewußtseinstrends will ich nicht näher eingehen. Dazu gibt es
genügend gründliche Darstellungen zur innen-wie außenpolitischen
Lage der DDR und ihrer Veränderung. Unsere Ergebnisse korrespon­
dieren deutlich mit markanten Einschnitten der volkswirtschaft­
lichen, außenpolitischen. kulturellen Entwicklung in der DDR. mit
bedeutenden politischen Ereignissen oder Erschütterungen des
gesellschaftlichen Systems.

Als Fazit unserer Forschungsergebnisse möchte ich folgende
konkretere Aussagen formulieren: Die große Mehrheit der jungen
Leute hatte von Mitte der 60er Jahre bis 1988 ein positives, loyales,
durch die eigenen Lebenserfahrungen emotional gestütztes. also
ein zustimmendes Verhältnis zum DDR-Staat. Von etwa 70 bis 80%
der 14- bis 30jährigen kann die politische Haltung durchaus so
charakterisiert werden. Das kann durch unsere Jugendstudien als
empirisch evident gelten.* Bei einzelnen Schichten, vor allem bei
den höheren Bildungsschichten, und in bestimmten Zeitetappen
sind diese Prozentsätze sogar noch etwas höher zu veranschlagen,
sie gingen also über die 80%-Marke hinaus.

Wie mehrere Längsschnittstudien unseres Instituts nachgewie­
sen haben. waren diese Einstellungsstrukturen und Identifikationen
über viele Lebensjahre hinweg relativ stabil - solange sich die
gesellschaftlichen Bedingungen nicht grundlegend wandelten. Erst
als Ende der 80er Jahre der Systemverfall einsetzte, änderte sich
auch die politische Mentalität der Jugendlichen radikal. Als Motive
ihrer positiven Bewertung der DDR und des Sozialismus gaben die
Jugendlichen über die Jahre hinweg regelmäßig an:

! die Sicherheit des Arbeitsplatzes und der eigenen persönli­
chen Entwicklung. Eine gesellschaftlich bedingte Gefährdung der

4 Siehe die Tabellen 1, 3, 4, 6, 7, 12 und 13 auf den Seiten 135-138 und 142-143.



128 Walter Friedrich

eigenen Lebensperspektive wurde nur von kleinen Minderheiten be­
fürchtet.

die Friedenspolitik der DDR. Friedenserhaltung, friedliche
Koexistenz waren damals tief empfundene Ziele und Werte. Sie
spielten für die Identifizierung mit der DDR-Politik eine außerordent­
liche Rolle.

Die Möglichkeiten der Bildung und Qualifizierung;
die Möglichkeiten einer vielseitigen kulturellen Betätigung;
die gelebte Biographie: dasSichwohlfühlen in der Familie, im

Bekanntenkreis, die erlebte Solidarität in den verschiedenen Be­
zugsgruppen und sozialen Milieus (in Betrieb, Schule, Sport).

Es werden also kaum politische Phrasen zur Begründung ange­
führt, sondern solche Faktoren genannt, die für soziale Sicherheit
und gute persönliche Entwicklung stehen, die auf eigene Erfahrun­
gen zurückgehen. Die politische Haltung der Jugend zur DDR und
zum sozialistischen System war primär durch Faktoren der Lebens­
welt, durch eigene Lebenserfahrungen bestimmt, weniger durch
Deklarationen und Propagandareden der Herrschenden oder durch
redundante Politinformationen der Medien. Darauf beruht die relativ
tiefe emotionale Fundierung der politischen Einstellungen bei den
Jugendlichen. Nur so lassen sich die aus heutiger Sicht (!) erstaun­
lich positiven Einstellungen bis 1988, aber auch das Fortbestehen
positiver Bewertungen und Identifizierungen mit dem Leben in der
DDR bei einem großen Teil der Ostdeutschen nach der Wende und
Vereinigung bis in die Gegenwart erklären. Nur konkrete Lebenser­
fahrungen vermögen Mentalitäten derart auf Dauer zu prägen, sta­
bile Bewußtseinsdispositionen entstehen zu lassen.

Weit kritischer wurden dagegen beurteilt:
der Abstand zum wirtschaftlichen Wohlstand der BRD;
mangelnde Reisemöglichkeiten;
unbefriedigende politische Information und zu geringer Ein­

fluß bei der demokratischen Mitgestaltung in der DDR.5
ldentif ikation, emotionale Verbundenheit, positivesVerhältniszur

DDR oder zur SED dürfen nicht als einfache Schwarz-Weiß-Al­
ternativen der politischen Haltung verstanden werden. Dahinter ver­
bergen sich sehr komplex-strukturierte Bewußtseins- und Verhal­
tensdispositionen mit großer interindividueller Variationsbreite.
immer auch mit einer sehr persönlichen »Note«.

5 Siehe die Tabellen 9-11 auf den Seiten 139-141.
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Das konnte damals einerseits bis zur totalen Zustimmung, zur dog­
matischen Gläubigkeit gegenüber der Politik und den gesellschaft­
lichen Verhältnissen gehen, schloß jedoch bei den meisten
Jugendlichen auch Kritik, Widerspruch, Ablehnung sowie Hoffnung
und Streben nach Systemveränderung ein.

Politische Identifikationen waren auch zu DDR-Zeiten sehr diffe­
renzierte und teilweise widerspruchsvolle Bewußtseinserscheinun­
gen, bestehend aus Zu- und Widerspruch - was ja auch heute
durchaus nicht anders ist. Daß die Jugendlichen aber nicht ober­
flächliche Lippenbekenntnisse abgegeben haben, zeigen die Ergeb­
nisse auf jene Fragen, die eindeutige persönliche Konsequenzen
beinhalten, z. B. Eintritt in die SED, Verteidigung der DDRunter Ein­
satz des eigenen Lebens.*

Ich bin sicher, daß man die Akzeptanz des DDR-Staates bei den
älteren Bürgern. vor allem bei den 30- bis 60jährigen, als ähnlich
hoch bewerten kann wie bei den Jugendlichen. Darauf verweisen
die Ergebnisse der mir bekannten Untersuchungen bei Erwachse­
nen', und das bestätigen besonders die Meinungsumfragen des
Leipziger Jugendforschungsinstituts unmittelbar nach der »Wen­
de«. Die erste dieser für die gesamte DDR-Bevölkerung repräsenta­
tiven Umfragen erbrachte Ende November 1989 (ähnlich wie eine
EMNID-Umfrage zur gleichen Zeit) - trotz der Maueröffnung, des
starken Autoritätsverlustes der SED, der Turbulenzen des System­
zerfalls in diesen Wochen - noch folgende Ergebnisse: SED: 31 %,
LDPD: 23 %, CDU: 10%, Neues Forum u. a. Oppositionsbewegun­
gen ca. 30%. Daß zwei Monate danach in der zweiten Umfrage,
Ende Januar 1990, die PDSnur noch 12%, die CDU 13%, die LDPD
gar nur 3%, die neuaufgetretene SPD aber 53%der Stimmen erziel­
te und daß sich wiederum sechsWochen darauf, bei den Volkskam­
merwahlen am 18. März, die Lage nochmals total veränderte, ist gut
in Erinnerung. Diese geradezu chaotischen Verschiebungen der po­
litischen Präferenzen der potentiellen Wähler zeigen nicht nur die
extreme Orientierungslosigkeit und Stimmungslabilität der Men­
schen in diesen Monaten an, sondern sprechen eben auch dafür,

6 Siehe die Tabellen 5 und 7-9 auf den Seiten 137 und 138-139.
7 Siehe Heinz Niemann: Meinungsforschung in der DDR. Köln 1993. - Helmut
Meier: Identifikation mit der DDR durch ihre Bürger. In: Dietmar Keller/Hans
Modrow/Herbert Wolf (Hrsg.): Ansichten zur Geschichte der DDR. Bd. 4. Bonn,
Berlin 1994 . S. 269-288.
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daß vor der »\ ende« keine klaren und seit längerer Zeit stabilen
Alternativen zur DDR, zur SED und den damaligen Blockparteien bei
der Bevölkerung massenhaft vorhanden waren. Erst gewann die
LDPD Manfred Gerlachs, dann die SPD Willy Brandts kurzfristig an
Popularität. Schließlich das überraschende Wahlergebnis am
18. März, das noch zwei Monate vorher niemand so voraussehen
konnte.8 Eine solche Meinungsumfrage ein bis zwei Jahre früher
durchgeführt, hätte m. E. wohl mit Sicherheit ein etwa 80%-Ergeb­
nis für die SED und die Blockparteien, also für die »Kandidaten der
Nationalen Front« erbracht, wasvermutlich auch in einer freien und
geheimen Wahl, hätte es sie gegeben, bestätigt worden wäre. Dar­
an können selbst Zeitzeugen nur dann zweifeln, wenn sie sich aus­
schließlich auf ihre privaten Erfahrungen in ihren speziellen
Bekanntenzirkeln und Milieus von damals berufen sollten.

Eine differenzierte Analyse fördert ganz charakteristische Unter­
schiede im politischen Bewußtsein der Jugendlichen (wie auch der
älteren) DDR-Bevölkerung zutage. Ich möchte hier, ausgehend von
den Ergebnissen unserer Jugendstudien, folgende typische Unter­
schiede hervorheben:

Erstens Unterschiede zwischen den Geschlechtergruppen:
Weibliche Jugendliche haben sich durchschnitt lich mit den Werten
und Leistungen, mit den Institutionen und Personen der DDR stär­
ker identifiziert als männliche. Diese Differenzen in der politischen
Identifikation und dem aktiven Engagement haben im laufe der 80er
Jahre noch weiter zugenommen. Auch nach der Wende spricht viel
dafür, daß solche Unterschiede im Denken, Werten und Verhalten
der beiden Geschlechtergruppen fortbestehen.

Zweitens Unterschiede zwischen den Bildungsschichten: Die
Ausprägung der politischen Einstellungen und Identifikationen, die
Akzeptanz der DDR und des sozialistischen Systems standen zu
allen Zeiten im engen Zusammenhang mit dem Bildungsgrad, etwa
mit den erworbenen Bildungsabschlüssen der Jugendlichen bzw.
deren Eltern. Höhere Bildungsschichten hatten wesentlich positive­
re Einstellungen zur DDR, zum sozialistischen System als solche
mit niedrigeren Abschlüssen. Kinder aus Intelligenzfamilien waren
viel positiver eingestellt alsdie aus Arbeiterfamilien, was die Ideolo­
gie und den großen Einfluß des Elternhauses widerspiegelt. Der

8 Siehe Tabelle15 auf Seite 145.
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Arbeiter-und-Bauern-Staat wurde also von den angeblich tragenden
Schichten, den Arbeitern und Bauern, unterdurchschnittlich akzep­
tiert. Natürlich auch von Handwerkern und anderen Selbständigen.

Studenten hatten in jeder Beziehung ein deutlich positiveres Ver­
hältnis zur DDR und zum Sozialismus als junge Arbeiter/Lehrlinge.
Diese Unterschiede haben sich in den 80er Jahren ebenfalls noch
vergrößert.

Drittens Unterschiede nach der Parteienzugehörigkeit: Erwar­
tungsgemäß bestanden zwischen SED-Mitgliedern (18-30jährige
bzw. den Eltern der jüngeren Jahrgänge) und Parteilosen immer
sehr große Unterschiede in der politischen Identifikation und
Systemakzeptanz. Interessant ist jedoch, daß die Mitglieder von
Blockparteien (Jugendliche bzw. deren Eltern) zwar nicht die Werte
der SED-Mitglieder erreichten, aber doch ein wesentlich positiveres
Verhältnis zur DDR und zur sozialistischen Ordnung zeigten als Par­
teilose. Das wird heute oft bestritten, stattdessen wird der angebli­
che Widerstand hervorgekehrt.

Viertens Unterschiede zwischen weltanschaulichen Positionen:
Atheisten/Konfessionslose - in der DDR schon seit Mitte der 60er
Jahre über 60%aller jungen Menschen - identifizierten sich bedeu­
tend häufiger mit der DDR und den sozialistischen Zielen, Werten,
Institutionen als Anhänger religiöser Auffassungen (etwa 15-20%).
Weltanschaulich Unentschiedene lagen dazwischen. Auch hier ist
bemerkenswert: Religiös gebundene Jugendliche, in der DDR zu
etwa 95 % Protestanten, waren damals bei weitem nicht so
systemablehnend eingestellt wie das heute oft hingestellt wird. Sie
äußerten in erstaunlich hohem Grade positive Einstellungen und
Identifikationen gegenüber der sozialistischen Gesellschaft.9

Fünftens Regionale Unterschiede: Regionale Unterschiede im
politischen Denken und Werten, in der Systemakzeptanz traten
auch in unseren Untersuchungen hervor, jedoch in weniger starken
Differenzen als man das heute etwa in Wahlstatistiken liest. Stärke­
re Vorbehalte und Distanz zum sozialistischen System waren in den
Regionen zur Westgrenze, um Westberlin sowie im erzgebirgischen
und ostsächsischen Raum vorhanden. dort oft mit tiefer Heimat­
und Kirchenverbundenheit verknüpft.

Die heute typischen, nicht selten enormen Unterschiede in der
politischen Mentalität und Parteienpräferenz (z. B. gegenüber der

9 Siehe die Tabellen 6, 7, 14 und 18 auf den Seiten 138, 144 und 147.
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PDS) wie sie zwischen Großstädten und Landkreisen zu beobach­
ten sind, haben früher keinen entsprechenden Ausdruck gefunden.
Offensichtlich waren die regionalen Unterschiede damals weniger
stark ausgeprägt, das politische Bewußtsein erschien regional ziem­
lich nivelliert. Das änderte sich allerdingsschon in der Vorwendezeit.

Sechstens Unterschiede zwischen den Altersgruppen: Vor pau­
schalen, »zeitlos gültigen« Aussagen über Unterschiede zwischen
Jung und Alt sollte man sich hüten, da man die jeweiligen Alters­
gruppen/Generationen immer nur im Kontext ihrer zeithistorischen
Situation. also ihrer speziellen Lebenserfahrungen/Generations­
prägungen, sehen muß. Die 50-70jährigen Ende der 80er Jahre hat­
ten im Durchschnitt ein ganz anderes Verhältnis zu diesem Staat,
zum Sozialismus, in dem sie 40 Jahre gelebt haben. als etwa ihre
Vätergeneration in den 50er Jahren.

Oder ein anderes Beispiel: Lehrlinge und junge Erwerbstätige
unterschieden sich stets in ihren politischen Orientierungen und
ihrem Engagement von den älteren Jahrgängen. den Erwachsenen.
Die Richtung jedoch änderte sich in Abhängigkeit von der histori­
schen Situation. In den 70er Jahren waren die Jugendlichen deut­
lich positiver gegenüber dem Sozialismus eingestellt, akzeptierten
die DDR-Politik mehr als die Erwachsenen.

Mindestens seit Mitte der 80er Jahre war dies jedoch genau
umgekehrt. Das Kritikpotential trat jetzt bei den jungen Leuten deut­
lich stärker hervor als bei den Erwachsenen. Bei ihnen hatte sich
schneller als bei den Erwachsenen auch ein allgemeiner Mentali­
tätswandel/Wertewandel in Richtung eines betonten Autonomie­
strebens, einer hedonistischen Lebensauffassung, einer Anpassung
an westliche lebenswerte und Lebensstile vollzogen. Das führte
bei ihnen zu einer nachdrücklichen Betonung ihrer persönlichen
Ansprüche, ihrer Selbständigkeit und Unabhängigkeit, damit auch
zu verstärkter Kritik an der Gesellschaft, an Autoritäten.

Insgesamt kann man davon ausgehen, daß die Ergebnisse der
Jugendforschung auch in bezug auf die zeithistorischen Trends und
auf die Unterschiede zwischen den hier genannten sozialen Grup­
pen weitgehend für die Erwachsenengeneration. besonders für die
30- bis 60jährigen gelten, auch für sie typisch sind. Die politischen
Grundorientierungen von Jugendlichen und ihrer Elterngeneration
gehen im allgemeinen - relativ ruhige Zeiten vorausgesetzt - nicht
so weit auseinander wie häufig angenommen wird. In Zeiten ge-
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sellschaftlicher Umbrüche, schwerer Krisen und Konflikte werden
die Divergenzen allerdingsgrößer. Auch das zeigen die letzten Jahre
im Osten.

Zusammenfassend kann festgestellt werden: Die These von der
demokratischen Illegitimität der autoritären Herrschaftsform in den
vier Jahrzehnten DDR kann durch sozialwissenschaftliche For­
schungsergebnisse nicht belegt werden. Diese zeigen im Gegenteil,
daß sich große Mehrheiten der verschiedenen Bevölkerungsschich­
ten mit den Werten, Zielen und Institutionen des sozialistischen
Systemsweitgehend identifiziert haben. Dasänderte sich allerdings
stark Ende der 80er Jahre, in der Endzeit des Systems.

Die Einschätzung im Sondervotum zum Bericht der Enquete­
Kommission'®wird am Beispiel der Jugend klar bestätigt. Konkrete,
empirische Aussagen auswissenschaftlichen Untersuchungen sind
besonders wichtig, weil die Empirieferne der neuralgische Punkt in
den meisten Diskussionen ist und weil diese vor allem von der Sie­
gerseite her auch gewollt wird.

Wenn aber die Auseinandersetzung auf der Ebene konträrer sub­
jektiver Meinungen stehen bleibt. wird wohl nur selten eine Annä­
herung an die historische Realität, an die »konkrete historische
Wahrheit« erreicht werden. Meinung steht dann gegen Meinung,
und ein überzeugender Konsens dürfte unter solchen Voraussetzun­
gen nur selten zustande kommen. Allerdings wird derjenige im Vor­
teil sein, der sich im Bunde mit den politisch Mächtigen weiß und im
Strom der vorgestanzten Urteilsklischees argumentiert. Noch dazu.
wenn wissenschaftlich begründete, »objektive« Daten nicht be­
kannt bzw. nicht erwünscht sind. Oft will sie die Siegerseite gar
nicht erst zur Kenntnis nehmen. oder sie werden von ihr mit alther­
gebrachten methodischen Verdächtigungen bzw. einfach mit dem
Hinweis auf die angeblich unglaubhafte, unseriöse DDR-For­
schungspraxis bzw. DDR-Forscher denunziert, damit a priori entwer­
tet, diskreditiert.

Die hier dargestellten Forschungsergebnisse sind gar nicht so
unbekannt. Sie sind meist schon seit 1990/1991 in anerkannten po-

10 Deutscher Bundestag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai 1994.
Bericht der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der
SED-Diktatur in Deutschland« gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom
12. März 1992 und vom 20. Mai 1992 - Drucksachen 12/2330, 12/2597.

S. 266/267.
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litischen Zeitschriften publiziert worden. Doch die politische Diskus­
sion nimmt davon kaum Notiz. Solche Daten stören nur die
Konstruktion und die Glaubwürdigkeit des ideologisch prädetermi­
nierten DDR-Bildes. All das ist typisch für die Etablierung politischer
Stereotype, die heute dazu dienen sollen, eine schnelle Geschichts­
bereinigung zu besorgen. Rezipiert wird das, was in die Denkscha­
blonen paßt, negiert oder diffamiert wird das, was ihnen nicht
entspricht. Die Vorverurteilung der DDR läuft so nach uralten, gera­
dezu archaischen Mustern ab. Befremdlich bleibt nur, daß eine
solche Stereotypisierung Ende des 20. Jahrhunderts in der vielge­
priesenen Demokratie Deutschland wieder in klassischer Weise
reproduziert wird und dadurch Glaubensklischees, Vorurteile eine
realistische Geschichtsdarstellung ersetzen und verhindern sollen.



Ausgewählte Tabellen aus
empirischen Studien der Jugendfor­
schung (ehemaliges Zentralinstitut
für Jugendforschung Leipzig)

Tabelle 1: Identifikation mit der DDR
(Angaben in Prozent)

stark/ mit Ein- kaum/ (Walter Friedrich:
sehr stark schrankung überhaupt Mentalitätswand-nicht

Lehrl inge lungen der Jugend
1970 41 50 9 in der DDR. In: Aus
1975 57 38 5 Politik und Zeitge-
1979 40 50 10 schichte. Beilage

' 1983 46 45 9
) 1985 51 43 6 zur Wochenschrift
I 1986 48 46 6 »Das Parlament«.
; Mai 1988 28 61 11 Bonn (1990)16-17.
Okt ober 1988 18 54 28 S. 30.
Junge Arbeiter :
1970 37 53 10 - Dieser Trendver-

! 1975 53 42 5 gleich stützt sich
1979 38 52 10 auf zwei verschie-
1983 55 38 7 dene Fragetexte:
1985 57 39 4
1986 46 49 5 »Ich bin stolz, ein
Mai 1988 32 61 7 Bürger unseres so-

I Oktober 1988 19 58 23 zialistischen Staates
] Studenten zu sein« (bis 1979)
41970 43 47 10

1975 66 32 2 und »ich fühle mich

1979 51 44 5 mit der DDR eng
1983 70 29 1 verbunden« (ab

1

' 1985 70 28 2 1983). - Die metho-
1986 68 30 2
Mai 1988 52 45 3 dischen Probleme
Februar 1989 34 51 15 sind zu beachten.)
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stark mit Ein- kaum/
schrenkunq nicht

Lehrlinge
1975 48 40 14
1979 33 49 18
1981 28 50 22
1985 14 40 46
1986 13 46 41
Mai 1988 9 35 56
Okt ober 1988 6 32 62
Studenten
1975 61 34 5
1979 57 35 8
Mai 1989 35 46 19

»Der Sozialismus wird sich in der
ganzen Welt durchsetzen.

Des ist meine Meinung...«
voll- mit Ein- kaum/

kommen schränkuna nicht
Lehrlinge
1970 46 36 18
1975 63 28 9
1979 50 35 15
1983 47 45 8
1984 50 42 8
Mai 1988 10 32 58
Okt ober 1989 3 27 70
Junge Arbeiter
1970 35 41 24
1975 56 35 9
1979 39 43 18
1983 45 47 8
1984 44 46 10
Okt ober 1988 6 30 64
Studenten
1970 65 27 8
1975 78 20 2
1979 66 28 2
1983 68 31 1
Mai 1989 15 39 46

Tabelle 2:
Identifikation mit
dem Marxismus­
Leninismus (An­
gaben in Prozent)

(Walter Friedrich:
Mentalitätswand­
lungen. S. 27.)

Tabelle 3:
Historische
Perspektive des
Sozialismus
(Angaben
in Prozent)

{Walter Friedrich:
Mentalitätswand­
lungen. S. 29.)
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Tabelle 4:
Identifikation mit

der SED (Angaben
in Prozent)

(Walter Friedrich:
Mentalitätswand­

lungen. S. 29.)

Tabelle 5:
Bereitschaft der

Lehrlinge zur Mit ­
gliedschaft in der

SED (Angaben
in Prozent)

stark mit Ein- \ kaum/
schränkuna nicht

Lehrlinge 11970 24 53

1
23

1986 26 53 21
Apr i l / Mai 1989 10 37 53
Junge Arbeiter
1970 23 52 : 25
1986 26 52 22
Apr i l / Mai 1989 21 35 i 44
Studenten
1970 32 48 20
1986 45 48 7
Apri l / Mai 1989 24 40 38
SED-Mitglieder

1
1970 1 87 13 011986 81 19 0

] _Apr i l / Mai 1989 48 44 B

1

' Nichtmitglieder
1970 20 55 25
1986 22 58 20
Apr i l / Mai 1989 8 37 55

1 •Halten Sie es für möglich, ein-
mal Mitglied der SED zu werden?«

i ja, ja,j bestimmt das wäre nein
denkbar

, 1970 1 14 39 47
1986 1 6 1 29 66
Mai 1989

1 5
1

23 72
! Okt ober 1989 i 1 ' 12 87

(Walter Friedrich/Hartmut Griese (Hrsg.): Jugend und Jugend­
forschung in der DDR. Gesellschaftspolitische Situationen, Sozia­

lisation und Mentalitätsentwicklung. Opladen 1991. S. 146.)



138 Walter Friedrich

Tabelle 6:
Identifikation
von Studen­
ten 1979
(Studenten­
studie 1979,
N=5870,
Angaben
In Prozent)

(Peter Förster: Einstellungen junger Menschen in der DDR
zur nationalen Frage. (Forschungsbericht) 1993. S. 42.)

Tabelle 7:
Identifikation mit
der DDR 1985
(Jugendstudie 1985,
N=1488, Angaben
In Prozent)

(Peter Förster: Einstellungen junger Menschen in der DDR. S. 43.)

»Damit fühle ich mich verbunden.«
1(sehr stark) bis 6(überhaupt nicht)

i 2 3 4 5 6
DDR 51 37 9 2 1 0
FDJ 21 43 23 8 3 2
sozialistische
Staatengemeinschaft 15 43 29 9 3 1
SED 22 32 27 11 5 3
Sowjetunion 15 35 29 13 5 3
BRD 0 4 14 18 27 37

Verbundenheit mit der BRD
1(sehr stark) bis 6(überhaupt nicht)

I 2 3 4 5 6
männlich 1 5 17 19 27 31
weiblich 0 3 12 17 27 41
Religiöse 1 11 32 22 21 13
Atheisten 0 3 10 16 29 42
Vergleich Studenten
1989 (N=3800) 1 9 23 23 25 19

»Ich fühle mich mit der DDR eng
verbunden.«- Das trifft zu:

1 vollkommen, 2 mit gewissen
Einschränkungen, 3 kaum,

4 überhaupt nicht
1 2 3, 4

Arbeiter 57 39 4
Lehrlinge 51 43 6
Studenten 70 28 2
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Tabelle 8:
Identifikation
mit DDR, SED,
BRD (Jugend­
studie 1988,

N=2024, Anga­
ben in Prozent)

(Peter Förster: Einstellungen junger Menschen in der DDR. S. 44.)

»Wie verbunden fühlen Sie sich
mit nachfolgend genannten
Bereichen/Organisationen?«

1(sehr stark) bis 6l'überhaupt nicht), 2 3 4 5 N
DDR 21 44 26 7 2 2024
SED 7 16 23 23 31
BRD 5 15 27 27 26
BRD/nur Religiöse 7 34 26 18 15 205

Tabelle 9:
Gründe für

das Vertrauen
In die SED­

Politik (Stu­
dentenstudie
1979, N=5800,

Angaben
in Prozent)

»Wie stark bestimmen die folgenden
Bereiche Ihr Vertrauen zur SED?«

1(sehr stark) bis 6(überhaupt nicht)

' 2 3 4 5 6
Friedenspolitik 69 23 5 2 1 0
Sozialpolitik 66 28 5 1 0 0
Familienpolitik 67 26 5 1 { 0
Bildungspolitik 60 29 8 2 1 0
Jugendpolitik 40 40 15 3 1 j

Wissenschaftspoli ti k 34 44 17 3 1 1
Sportpolitik 38 31 16 7 4 4
Politik gegenüber

1der Sowjetunion 32 35 19 8 4 2
Politik gegenüber
der BRD 29 38 22 6 3 2
Kulturpolitik 25 44 22 6 2 ,
Landwirtschaftspolitik 25 43 22 5 3 2
Innenpolitik (sozialisti-
sche Demokratie) 25 39 23 8 3 2

(Peter Förster: Einstellungen junger Menschen in der DDR. S. 26.)
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{ *Denken Sie bitte an die letzten fünf
Jahre. Für wie bedeutsam halten Sie
die Leistungen des Staates auf den
folgenden Gebieten?« - Das halte ich
für bedeutsam: 1 in sehr starkem

Maße, 2 in starkem Maße, 3 in mitt­
lerem Maße, 4 in schwachem Maße,

5 in sehr schwachem Maße/über­
haupt nicht.

12 3 4.5
-Die Sicherung des
Arbeitsplatzes

-Die konsequente
Friedenspolitik

Gesamtgröße
männlich
weiblich

-Die Möglichkeit für je­
den Bürger, sich hohe
Bildung anzueignen:

-Die Verbesserung der j
Wohnverhältnisse für
viele Bürger

-Die Unterstützung jun­
ger Eheleute

-Die stabilen Einzel­
handelspreise für Ws­
ren des Grundbedarfs

-Die \ erbesserung der
finanziellen Situation
der Rentner

-Die demokratische
Mitwirkung aller Bür­
ger an der Leitung der
Gesellschaft

72

71
68
75

53

53

50

49

37

28

22

22
24
19

35

30

35

29

38

36

1 5

6
6
5

11

12

12

14

17

25

1

1
2,

5

3

B

8

11

Tabelle 10:
Bewertung
der Leistun­
gen des DDR­
Staates
(Jugendstu­
die 1985,
N=1488,
Angaben
in Prozent)

(Peter Förster: Einstellungen junger Menschen in der DDR.
S. A 64.)
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[GebenSie bi• eben 5ie bitte an, inwieweit.i
1

1
die folgenden Merkmale

a) für die DDR ud»

' b) für die BRD zutreffen.

1 1 (vollkommen) bis
( 5 (überhaupt nicht)

' 2 3 4 5
·Sicherheit des DDR! 82 15 2 1 0
Arbeitsplatzes BRD] 2 4 16 38 40 1
-Beseitigung der ge-

oonl
1
1

selischaftlichon Wur- 78 17 1 3 1 1 !
zeln des Faschismus BRD 5 9 l 28 33 25 1
·soziale DDR 69 27 3 1 1 0 'Sicherheit BRD 2 6 1 37 33 ! 22
·Beseitigung der ge- : 1

1
'seilschaftlichen Wur- DDR; 68 23 6 2 1 1zeln von Kriegen BRD 7 13 32 28 20 1

• gleiche Bildungschan- DDR 57 31 9 2 1 !cen für alle BRD 5 11 35 29 20
-Achtung der Würde DDR 41 41 14 2 2
des Menschen BRD 6 20 40 23 11 !

-Nutzung von Wissen- :
schaft und Tochnik
zum Wohle des DDR 41 38 16 4 1
Menschen BRD 13 24 34 22 7
·reale Möglichkeiten
aller Bürger zur demo-
kratischen Mitbe- DDR 28 35 24 10 3
stimm ung BRD 9 27 36 20 8

-Wahrung persönlicher DDR 24 35 29 9 3
Rechte und Freiheiten BRD 9 22 44 19 6

-hoher DDR 15 42 33 8 2
Lebensstandard BRD 41 38 15 5 1

-Schutz und Erhaltung 1

der natürlichen DDR 15 18 35 28 4
Umwelt BRD 22 37 30 9 2

-umfassende Informa-
tion über gesellschaft-
liche Ereignisse und DDR 13 36 35 12 4
Prozesse BRD 20 34 34 10 2

Tabelle 11:
Vergleich

ausgewählter
Merkmale
der Gesell­

schaftssyste­
me der DDR

und der BRD
1988 (Ju­

gendstudie
1988,N=1016,
Angaben in

Prozent)

(Peter Förster: Einstellungen junger Menschen in der DDR. S. 28.)
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»Ich bin bereit, die DDR
auch unter Einsatz meines

Lebens zu verteidigen.«
- Das trifft zu: 1 vollkom-
-men, 2 mit gewissen Ein-
schränkungen, 3 kaum,

4 überhaupt nicht
1 2 3 4 N

Lehrlinge 1975 49 36 10 5 3940
1979 34 51 10 5 2550
1988 A 27 43 20 10 448
1988 E 21 42 25 12 820
1989 16 41 26 17 404

Arbeiter 1975 52 34 9 5 2161
1979 36 47 13 4 3243
1988 A 32 43 14 11 150
1988 E 20 44 23 13 1236
1989 26 37 23 14 272

1

Studenten 1976 46 8 8 4 2331
1979 38 46 13 3 5624
1988 37 37 17 9 534
1989 24 41 j 20 15 372

Intelligenz 1975 47 41 l 6 6 343
1979 30 sl 15 5 1308
1988 25 19 9 355

Schüler 1978 39 48{ 10 3 1476
(9. und 10. 1988 18 39 25 18 405
Klasse) 1989 51$ 24 27 353

Tabelle 12:
Bereitschaft
zur Verteidi­
gung der DDR
unter Lebens­
einsatz -
Trend 1975
bis 1989
(Angaben In
Prozent)

(Peter Förster: Einstellungen junger Menschen in der DDR. S. 3.
1988A=April/ Mai 1988, 1988E=November 1988, 1989=April/ Mai
1989.)
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Tabelle 13:
Bereitschaft
zur Verteidi­

gung der DDR
unter Lebens­

einsatz -
Trend nach

FDJ- und SED­
Mi t gl i ed­

schaft diff e
renziert

( Angaben i n
Prozent )

»Ich bin bereit, die DDR
auch unter Einsatz meines

Lebens zu verteidigen.«
- Das trifft zu: 1 vollkom-

-men, 2 mit gewissen Ein-
schränkungen, 3 kaum,

4 überhaupt nicht
7 2 3 4

FDJ-Funktionäre 1975 56 36 6 2
1979 41 46 10 3
1988A 32 45 16 7
1988E 24 46 22 8
1989 26 46 19 9

FDJ-Mitglieder 1975 48 38 10 4
1979 32 50 14 4
1988A 27 39 21 13
1988E 20 42 25 13
1989 20 38 26 16

Nicht- 1975 35 36 16 13
FDJ-Mitglieder 1979 22 46 19 13

1988A 23 30 19 28
1988E 7 33 29 31
1989 6 30 28 36

SED-Mitglieder 1975 70 26 3 1
1979 56 38 5 1
1988A 55 36 8 1
1988E 34 49 15 2
1989 40 42 12 6

Nicht- 1975 47 38 10 5
SED-Mitglieder 1979 27 51 16 6

1988A 24 44 20 12
1988E 18 43 25 14
1989 18 40 24 18

(Peter Förster: Wehrerziehung in der DDR. (Forschungsbericht)
1993. S. A 8 - 1988A=April/Mai 1988, 1988E=November 1988,

1989=April/Mai 1989.)
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) »Angenommen, die DDR
wird militärisch angegriffen.
Wären Sie dann bereit, die
DDR selbst unter Einsatz

Ihres Lebens zu schützen?«
1 ja, 2 nein, 3 darüber bin ich

mir noch nicht im klaren
j 2 3 N

1983 {Frieden 83)
Gesamtgruppe 61 3 36 3143
Berufstätige 66 4 30 832
Lehrlinge 53 5 42 1236
Stud enten

1
64 1 35 934

1985 (1985 A)
Gesamtgruppe 62 8 30 1353
Berufstätige 57 8 35 429

. Lehrlinge 51 10 39 478
, Studenten 67 8 25 252

1983 (Frieden 83) cdif-
ferenziert betrachtet
-Gesamtgruppe 61 3 36 3143
-männlich 67 5 28 1589
-weiblich 55 2 43 1519
-DDR-Verbundenheit
vollkommen 76 1 23 1793
mit Einschränkungen 43 5 52 1174
kaum/nicht 20 22 58 162

-Konfession
ohne (Atheist) 1 67 2 31 2261
andere Auffassungen 1 48 12 40 99
unentschieden 46 4 50 501
Religiöse 38 12 50 242

Tabelle 14:
Bereitschaft zur
Verteidigung der
DDR unter Lebens­
einsatz -1983 und
1989 (Angaben in
Prozent)

(Peter Förster: Wehrerziehung in der DDR. (Forschungsbericht]
1993. S. 5.)
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Nov. Febr. März April Juni Aug. Sept. Dez.
89 90 90 90 90 90 90 90

CDU G 10 13 22 32 35 37 38 41
J 11 13 14 25 30 25 28 35

SPD G 6 53 34 26 26 25 27 25
J ! 53 43 1 23 26 27 25 19

PDS? G 31 12 17 18 14 12 10 10
J 25 11 17 19 12 11 11 5

Bündnis 90/ G 17 6 5 8 11 12 13 10
Grüne? J 25 12 8 18 17 24 21 18
FDP» G 23 3 4 6 5 7 5 10

J 23 1 4 5 4 2 2 10
DSU G - 2 7 4 3 2 2 2

J - 2 7 8 5 4 2 5
Republikaner G - ( 1) - - - - 1 1

J - ( 3 ) - - - - 3 4

eine andere G 13 11 11 6 6 5 4 1
J 16 8 7 2 6 7 8 4

G= Gesamtbevölkerung ( 18 bis 75 Jahre}
J=junge Wähler ( 18 bis 24 Jahre)

(1) Für 18 bis 24 Jahre keine Werte berechnet.
( 2 ) Im Dozember PDS/Linke Liste.
( 3 ) Es wurden mehrere Parteiergebnisse zusammengezählt: Liberale Parteien

zwischen November 1989 und Juni 1990 {z.B. LPD, NDPD, Bund Freier
Demokraten), Bürgerbewegungen zwischen November 1989 und
September 1990 (2.8. Neues Forum, Grüne Partei, Demokratie Jetzt).

(4) Ergebnisse einer gesondert zu den Republikanern gestellten Frage.
i

Tabelle 15: Parteipräferenzen im Trend zwischen November
1989 und Dezember 1990 (nur Befragte, die bei der Vorfrage an­

gaben, daß sie sich an einer Wahl beteiligen würden).

(Walter Friedrich/Peter Förster: Ostdeutsche Jugend 1990. In:
Deutschland Archiv (1991)7. S. 703.)
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»Wie stehen Sie zu einer Ver-
einigung von DDR und BRD?«

Ich bin: 1 sehr dafür, 2 mehr dafür
als dagegen, 3 mehr dagegen als

dafür,4 sehr daqeqen
1 2 (1+2) 3 4 N

Gesamtgruppe 16 32 (48) 29 23 1402
darunter:
15-24 Jahr e 14 30 (44) 28 28 271
25-34 Jahre 8 30 (38) 33 29 243
35-44 Jahre 16 30 (46) 29 25 308
45-54 Jahre 18 32 (50) 29 21 180
55-64 Jahre 15 29 (44) 26 30 163
65 Jahre und älter 21 32 (53) 24 23 254

Tabelle 16: Einstellung zur Vereinigung von DDR und BRD
Ende November 1989(Meinungsumfrage M1 des ZIJ;
repräsentativ für Gesamtbevölkerung der DDR
15 bis 75 Jahre, N=1402, Angaben in Prozent).

(Peter Förster: Einstellungen junger Menschen in der DDR. S.35.)

»Wie stehen Sie zu einer Ver-
einigung von DDR und BRD?«

Ich bin: 1 sehr dafür, 2 mehr dafür
als dagegen, 3 mehr dagegen als

dafür, 4 sehr dagegen
Zeitpunkt 1 2 (1+2} 3 4
November 1989 14 31 (45) 28 27
Februar 1990 39 39 (78) 16 6
März 1990 38 41 (79) 14 7
April 1990 43 35 (78) 17 5
Juni 1990 43 38 (81) 17 2
August 1990 42 40 (82) 16 2
September 1990 39 43 (82) 14 4

Tabelle 17:
Haltung der
15-24jährigen
Ostdeutschen
zur Vereini­
gung von DDR
und BRD.

(Walter Friedrich/Peter Förster: Ostdeutsche Jugend 1990. In:
Deutschland Archiv (1991)4. $. 352.)
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Verbundenheit ist:
sehr mit gewis- ka um/
stark/ sen Ein- überhaupt N
stark schrän- nicht

kunaen

1975 Gesamtgruppe 56 38 4 11900.
Religiöse 35 53 12 1148

1

1
1983 Gesamtgruppe 57 37 6 31144

1 Religiöse 38 48 16 345

1988 Gesamtgruppe 23 56 21 3526
Religiöse 10 55 35 502

Tabelle 18: Verbundenheit mit der DDR, differenziert nach
religiös Eingestellten (aus Jugendstudien 1975, 1983

und 1988, Angaben in Prozent)
(Peter Förster: Einstellungen junger Menschen in der

DDR. S. A 63.)





Volkmar Schöneburg

Rechtsstaat versus Unrechtsstaat?
Vier Argumente gegen eine Schwarz-Weiß-Klassif ikat ion

Es gibt unendlich mehr Richter in
Deutschland, die Unrecht tun, indem
sie die Gesetze ausführen, als solche,
die Unrecht tun, indem sie sie verletzen.
(Bertoit Brecht 1928)'

»Revolutionen werden heute nicht mehr herbeigeführt, indem man
Telegraphenämter und Bahnhöfe besetzt, sondern indem man
Begriffe besetzt.« Der CDU-Politiker Heiner Geißler, aus dessen
Mund dieser Satz stammt, weiß, welche Bedeutung Worte und Be­
griffe für die Stabilität von Herrschaftsordnungen besitzen. Denn
wer über die öffentliche Sprache bestimmt, hat sich »Legitima­
tionsvorteile für Realitätsdefinitionen verschafft. und er hat leichtes
Spiel, den Menschen autoritäre Vorgaben für trennscharfe Unter­
schiede zu machen: Zwischen Freund und Feind, Zwischen Realis­
mus und Utopie, Zwischen Tugenden der Ordnung und dem Protest
und Widerstand.«?

Der zentrale politische Topos, der bereits am Anfang der Arbeit
der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Fol­
gen der SED-Diktatur in Deutschlandcc des Deutschen Bundestages
- quasi als vorweggenommenes Ergebnis - zur Charakterisierung
der DDR feststand, war der des »Unrechtsstaates«. Der Vorsitzen­
de jener Kommission, der ehemalige Pfarrer und letzte Verteidi­
gungsminister der DDR Rainer Eppelmann, brachte dieses Resultat
bei der Vorlage des Abschlußberichtes in den ihm eigenen einfa­
chen Bildern vor dem Bandestag noch einmal auf den Punkt: Die

1 Bertolt Brecht: Werke. Große kommentierte Berliner und Frankfurter Ausgabe.
Bd. 21: Schriften I. Berlin, Weimar, Frankfurt am Main 1992. $. 261.
2 Oskar Negt/Alexander Kluge: Maßverhältnisse des Politischen. Frankfurt am
Main 1992. $. 61.
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DDR sei nichts anderes als 40 Jahre Knast gewesen. Demzufolge
war während der Tätigkeit der Kommission ein zentrales Feld der
Auseinandersetzung um die Geschichte der DDR, insbesondere ihre
Rechtsgeschichte, der mitunter abgeschwächte oder zugespitzte
(»im Kern Unrechtsstaat«, »Verbrecherstaat«) Begriff vom »Un­
rechtsstaat« .3 Nachfolgend soll daher diese Kategorie noch einmal
unter verschiedensten Aspekten analysiert werden.

1.
Zunächst ist der Frage nachzuspüren, ob der »Unrechtsstaat« denn
wirklich der Antipode zum Rechtsstaatsbegriff ist, wie manche
Autoren heute suggerieren möchten. Ist die Formel vom »SED­
Unrechtsregime« rechtsphilosophisch haltbar, oder ist dieser Termi­
nus nicht vielmehr ein wandelbarer Widerspruch in sich selbst und
eine Propagandaparole?* Eine Konjunktur erfährt in der gegenwärti­
gen Diskussion der Ausspruch von Augustinus (354-430), daß unge­
rechte »Gesetze« keine Gesetze wie ja auch Staaten ohne
Gerechtigkeit nichts anderes als große Räuberbanden seien.* Aber
bei der inhaltlichen Bestimmung der positiven Gesetze verwies
Augustinus auf die Schöpfungsordnung, womit letztendlich der
christliche Glaube und dessen theologische Interpreten auf Erden
den Inhalt des Rechts bestimmten. Das polemische Bild von den
Räuberstaaten diente zu guter Letzt nur der Legitimation bestehen-

3 Siehe aus der Fülle der Li terat ur Bern d Rüt hers: Ideologi e und Recht im System­
wechsel. München 1992. S. 44 und 116. - Horst Sendler: Über Rechtsstaat, Un­
rechtsstaat und anderes - Das Editorial der Herausgeber im Meinungsstreit. In:
Neue Justiz (1991)9. S. 379ff; Die DDR ein Unrechtsstaat - ja oder nein? Mißver­
ständnisse vom »Rechtsstaat« und »Unrechtsstaat«. In: Zeitschrift für Rechtspo­
litik (1993)1. S. 1ff. - Wolfgang Templin: Verantwortung und Schuld. In: »Neues
Deutschland« vom 21./22. März 1992. $. 1. - Dagegen siehe Herwig Roggemann:
Systemrecht und Strafrecht. Berlin 1993. $. 29ff., 8 und 16. - Ingo Müller: Die DDR
- ein »Unrechtsstaat«? In: Neue Justiz (1992)7. S. 281ff. - Michail Nelken: »Un­
rechtsstaat« - ein Ideologem am »Ende der Geschichte«. In: Utopie kreativ
(1992)21-22. S. 27ff. - Volkmar Schöneburg: Unrechtsstaat. Wissenschaft, Moral
oder Ideologie? In: Utopie kreativ (1992)21-22. S. 37ff. - Georg Fülberth: Eröff­
nungsbilanz des gesamtdeutschen Kapitalismus. Vom Spätsozialismus zur natio na­
len Restauration. Harburg 1993. S. 34ff.
4 So Hermann Klenner: Die Rechtskonzeption der SED und ihre Widerspiegelung
in der Rechtsordnung der DDR. In: Dietmar Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf
(Hrsg.): Ansichten zur Geschichte der DDR. Bd. 2. Bonn, Berlin 1994. $. 162.
5 Augustinus: De civitate Dei IV. C 4: »Remota itaque iustitia quid sunt nisi magna
latrocinia?«
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der Herrschaftsverhältnisse. Augustinus: Von den Völkern müssen
die Fürsten wie von den Sklaven die Herren ertragen werden.

Aber vielleicht gewinnt der »Unrechtsstaat« genauere wissen­
schaftliche Konturen bei der Betrachtung des 19. Jahrhunderts, da
in Deutschland die Rechtsstaatstheorien aufkamen? Diese reflek­
tierten als die den besonderen deutschen Verhältnissen entspre­
chende Variante der bürgerlichen Staatstheorie das spezifisch
Deutsche wie auch das Bürgerlich-Liberale.* Doch als Gegenstück
zum »Rechtsstaat«, den die Liberalen als einen Kompromiß- und
Koexistenzbegriff auffaßten. figurierten die Despotie, die Theokra­
tie, der Machtstaat oder Polizeistaat preußischer Prägung. Ganz in
diesem Sinne kennzeichnete einer der aufmüpfigsten Linkshegelia­
ner, Eduard Gans (1797-1839), Preußen als »vormundschaftlichen
Staat«'. An diese im übrigen viel weniger affektbeladene Charakte­
risierung und nicht an den Moralbegriff „Unrechtsstaat" knüpfte
dann auch Rolf Henrich wohlweislich mit seiner Kritik am Staatsso­
zialismus an.•

Es ist an dieser Stelle nicht der Raum, die Rechtsstaatstheorien
des 19. und 20. Jahrhunderts nachzuzeichnen, die seit ihrem Auf­
kommen die Rechtspolitik und justizpraktische Jurisprudenz mit
ganz unterschiedlichen Ergebnissen beeinflußt haben.® Jedoch hat
sich als bleibender Kern des Rechtsstaatsprinzips vor allem das Will­
kürverbot, d. h. die Limitierung der Staatsgewalt im Interesse ihrer
Bürger, herauskristallisiert. Danach ist »Rechtsstaat« die Meßlatte
jeder Freiheitsbeschränkung - und nicht der Stab, mit dem man die
Latte bequem überspringen kann.'° Das Emanzipatorische des
Rechtsstaatsprinzips sind die »demokratische Gesetzlichkeit und
das »Ensemble der historisch gegen den Polizeistaat« erkämpften,

6 Siehe beispielsweise Rechtsphilosophie bei Rotteck und Welcker. Texte aus dem
Staatslexikon 1834-1847. Hrsg. von Hermann Klenner. Freiburg, Berlin 1994.
7 Norbert Waszek: Eduard Gans (1797-1839). Hegelianer-Jude-Europäer. Texte und
Dokumente. Frankfurt am Main [u. a.] 1991. S. 150.
8 Siehe Rolf Henrich: Der vormundschaftliche Staat. Leipzig, Weimar 1990. S. 12.
- Erstveröffentlichung 1989(!) bei Rowohit.
9 Siehe Ingeborg Maus: Entwicklung und Funktionswandel der Theorie des bürger­
lichen Rechtsstaats. In: Mehdi Tohidipur (Hrsg.}: Der bürgerliche Rechtsstaat.
Frankfurt am Main 1978. S. 13ff. - Uwe Wesel: Juristische Weltkunde. Frankfurt
am Main 1984. $. 111ff.
10 Siehe Detlef Krauß: Strafgesetzgebung im Rechtsstaat. In: Kritische Viert elja h­
resschrift für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft (1993)2. S. 183ff.
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heute teils durch die Verfassung, teils einfach gesetzlich normierten
und aus diesem, unter der Losung des Rechtsstaates« geführten
Kampf um eine humane politische Kultur gewonnenen Institute«''
insbesondere justiziell-prozedualer Art. Zu jenen Instituten und Prin­
zipien zählen u. a. die Gewaltenteilung, die Unabhängigkeit der
Justiz, die gesetzliche Bindung der ausführenden Staatstätigkeit,
die Ausformulierung und Gewährleistung von Grundrechten. die
Berechenbarkeit und Voraussehbarkeit staatlicher Machtäußerun­
gen sowie das »nulla poena sine lege«-Axiom, die Bastion der
Rechtsstaatlichkeit im Strafrecht.

Es ist unbestritten. daß die DDR demnach im Hinblick auf den
Staatsaufbau. die Stellung der Justiz im Gewaltensystem, den
Rechtsschutz der Bürger gegen Akte staatlicher Gewalt und vor al­
lem die Garantie der politischen Menschenrechte kein »Rechts­
staat« war.'? Läßt man die Ende der 80er Jahre zunächst aus
taktischen und legitimatorischen Gründen von der SED-Führung
wieder aufgegriffene Formel vom »sozialistischen Rechtsstaat« ein­
mal außer acht,'° so entsprach dies in vielen Punkten (aber nicht
allen!) auch dem vorherrschenden (und veröffentlichten!) Verfas­
sungsverständnis.* Daß dies wiederum ein wesentlicher Struktur­
fehler des Staatssozialismus in der DDR war, gehört zu den
folgenschweren Erfahrungen aus der Geschichte: Es war ein Irrtum
zu glauben, die formalen Prinzipien bürgerlicher Demokratie könn­
ten auf dem Wege der Konfliktreduktion durch größere soziale
Gleichheit überflüssig gemacht werden. Es gibt keine realen Rechte
ohne formale Rechte. kein objektives Recht ohne subjektive Rechte

11 Alternativkommentar zum Grundgesetz. Neuwied 1989. S. 1389.
12 Siehe Ingo Wagner: Die DDR - ein »Unrechtsstaat«? In: Lothar Bisky/Uwe­
Jens Heuer/Michael Schumann (Hrsg.): »Unrechtsstaat«? Politische Justiz und Auf­
arbeitung der DDR-Vergangenheit. Hamburg 1994. S. 182.
13 Von einigen Rechtswissenschaftlern wurde jedoch das Thema »Rechtsstaat«
nun aufgegriffen, um eine wirklich inhaltliche Diskussion zu führen. - Siehe Rose­
marie Will: Rechtsstaatlichkeit als Moment demokratischer und politischer Macht­
ausübung. In: Deutsche Zeitschrift für Philosophie (1989)9. S. 801ff. - Karl-Heinz
Schöneburg: Sozialistischer Rechtsstaat. Illusion, Theorie, Realität? In: spectrum
(1990)3. S. 20ff. - Der letztgenannte Beitrag durfte etwa ein Jahr vorher in der
Zeitschrift »Staat und Recht« nicht erscheinen.
14 Siehe Sigrid Meuschel: Legitimation und Parteiherrschaft in der DDR. Frankfurt
am Main 1992. $. 81ff.
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und keine Selbstbestimmung des Volkes ohne Selbstbestimmung
des Einzelnen,'s

Doch der (Kurz-) Schluß, nach dem das Fehlen von »Rechtsstaat«
gleich »Unrechtsstaat« bedeute'* , geht einfach fehl. Wäre dem so,
würde sich die internationale Staatengemeinschaft überwiegend
aus »Unrechtsstaaten« zusammensetzen. Aber selbst moderne
Staaten erkennen den »Rechtsstaat« nicht immer als erstrebens­
wert an. Den »Rechtsstaat« westlicher Prägung als zeit- und kul­
turübergreifenden Maßstab anzulegen, von dem aus anderen
Gesellschaften das Stigma »Unrechtsstaat« verabreicht wird, hat
nichts mit Wissenschaftlichkeit zu tun, sondern wäre »Ethnozen­
trismus«!

Zudem dokumentiert der selektive Gebrauch der »Unrechts­
staats«-Vokabel, daß mit diesem Begriff ideologische, moralische
und machtpolitische Bedürfnisse und Interessen bedient werden.
Weder der chilenische Staat unter Pinochet noch der südafrikani­
sche »Rassistenstaat« wurden von der BRD als »Unrechtsstaaten«
deklariert. Oder: Wer käme gar auf den Gedanken, die katholische
Kirche des Mittelalters mit ihren Kreuzzügen und ihrer Inquisition als
»Unrechtsregime« zu qualifizieren. Was ist mit dem Römischen
Reich, in welchem der größte Teil der Bevölkerung lediglich Rechts­
objekt war? Hingegen wurde in der Bundestagsdebatte über die Ver­
jährung der Naziverbrechen gewarnt, »daß derjenige in unserem
Volke ( ... ). der meint. man könne mit diesem oder jenem von den
Machthabern von der anderen Seite reden, sich zuvor einmal über­
legen muß, daß er dann in ein Gespräch mit Mördern eintritt«'°

In einem wissenschaftlichen Kontext - wenn auch hier umstrit­
ten - findet sich der Begriff »Unrechtsstaat« seit Ende der 70er und
dem Anfang der 80er Jahre zur Kennzeichnung der nazifaschisti­
schen Herrschaft.19 Dem gingen jedoch langjährige wissenschaft-

15 Siehe Hermann Klenner: Was bleibt von der marxistischen Rechtsphilosophie?
In: Neue Justiz (1991)10. S. 445.
16 Siehe Wolfgang Templin: Verantwort ung und Schuld. In: »Neues Deutschland«
vom 21./22. März 1992. $. 1.
17 Siehe Ernst-Joachim Lampe: Rechtswidriges Gesetz? Strafbarer Gesetzgeber?
n: Ernst-Joachim Lampe (Hrsg.): Die Verfolgung von Regierungskriminalität der
DDR nach der Wiedervereinigung. Köln lu. a.} 1993. $. 19.
18 Ernst Benda: Der Rechtsstaat in der Krise. Berlin 1972. S. 58.
19 Siehe Kritische Justiz (Hrsg.): Der Unrechts-Staat. Recht und Justiz im National­
sozialismus. 2. Aufl. Baden-Baden 1983; Der Unrechts-Staat. Bd. 2. Baden-
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liehe Forschungen voraus. Kurz nach 1945 wurde jenes Etikett aus
ganz unterschiedlichen Motiven heraus dem NS-Regime nur spora­
disch aufgeklebt. Beispielsweise trug eben die nervös-beflissene
und um Verdrängung bemühte »Vulgär-Apostrophierung des Drit­
ten Reiches« mit der Verdrängungsvokabel »Unrechtsstaat««?° in der
frühen BRD mit dazu bei, die kritische Auseinandersetzung mit dem
»Rechtsdenken« der konservativen deutschen Staatsrechtslehre
während der Nazizeit zu blockieren. Dieser Umstand versetzte wie­
derum deren Protagonisten in die Lage, an ihre Positionen ausjenen
Jahren fast ungebrochen anzuknüpfen.21

Aber. könnte ein Einwand lauten, findet nicht die Begrifflichkeit
vom »Unrechtsstaat« ihre rechtsphilosophische Begründung in der
»Radbruchschen Formel«, die heute u. a. bei der strafrechtlichen
Verurteilung von Grenzsoldaten der DDR eine Wiederbelebung
erfährt? Der Rechtsphilosoph Gustav Radbruch (1878-1949) entwik­
kelte 1946 seine Formel vom »gesetzlichen Unrecht und überge­
setzlichen Recht«. Die »empirische Basis« lieferten ihm dabei
Gerichtsurteile gegen Nazi- und Kriegsverbrecher aus der SBZ, die
er diskutierte. Nach Radbruch sollte das positive durch Satzung und
Macht gesicherte Recht auch dann den Vorrang haben, wenn es
inhaltlich ungerecht und unzweckmäßig ist. Es sei denn, argumen­
tierte er, »daß der Widerspruch des positiven Gesetzes zur Gerech­
tigkeit ein so unerträgliches Maß erreicht, daß das Gesetz als
unrichtiges Recht der Gerechtigkeit zu weichen hat«?', Als Bei­
spiele für Normativakte mit fehlendem Rechtscharakter nannte Rad­
bruch Gesetze. die Menschen als Untermenschen behandeln, die
die Ermordung des politischen Gegners ehren oder den Mord an
Andersrassigen gebieten. Keineswegs gibt Radbruch die Antwort
auf die Frage nach der Bestimmung eines »Unrechtsstaates«, son­
dern orientiert auf das Gerechtigkeits- bzw. Ungerechtigkeitsmaß

Baden 1984; Der Unrechts-Staat. Bd. 3. Baden-Baden 1990. - Udo Reifner (Hrsg.):
Das Recht des Unrechtsstaates. Frankfurt am Main 1981.
20 Alternativkommentar zum Grundgesetz. Neuwied 1989. S. 1359.
21 Siehe Joachim Perels: Demokratie und soziale Emanzipation. Hamburg 1988.
s. 35ff.
22 Gustav Radbruch: Gesamtausgabe. Bd. 3: Rechtsphilosophie III. Heidelberg
1990. $. 89. - Siehe auch ebenda. S. 78f. und 90. Einmal (S.78) spricht Radbruch
von der Verwandlung von einem »Rechtsstaat« in einen »Unrechtsstaat« während
der NS-Herrschaft, womit er u. a. das unerträgliche Maß des gesetzlichen Unrechts
markiert.
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von Rechtsnormen in einem bestimmten historischen Zusammen­
hang. Die »Radbruchsche Formel« lag ganz auf der Linie der alliier­
ten Gesetzgebung, insbesondere des Kontrollratsgesetzes Nr. 10,
die eine Bestrafung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit vor­
sah, auch wenn die jeweiligen Handlungen durch das damalige
Recht des »Dritten Reiches« gedeckt waren. Doch die bundesdeut­
sche Justiz beschritt überwiegend einen anderen Weg. In der Praxis
der BRD ist die »Radbruchsche Formel« zur strafrechtlichen Ver­
folgung von Nazifaschisten so gut wie nicht in Anwendung ge­
kommen.

11.
Hubert Rottleuthner, selbst Gutachter vor der Enquete-Kommission,
hebt ein methodologisches Problem hervor. das die Klassifikation
»Unrechtsstaat« für die wissenschaftl iche Forschung mit sich
bringt: Durch eine derartige Klassifikation verbaut man sich die
Möglichkeit von genaueren Unterschieden. Abstufungen und
Vergleichsmöglichkeiten.° Der binäre Rechts-/Unrechtscode, der
einer solchen Kennzeichnung zugrunde liegt, ist für die Analyse
komplexer gesellschaftlicher Systeme wenig sinnvoll. Daher haben
ja auch die groß angekündigten Strafprozesse gegen ehemalige
Funktionsträger der DDR und die Grenzsoldaten keinen Fortschritt
oder eine Initialzündung in der Diskussion um die deutsche Nach­
kriegsgeschichte bewirkt.?* Für den historischen Diskurs sind die
Strafprozesse, die genau einem solchen Code unterliegen, eher kon­
traproduktiv. Beim Strafrecht geht es »letztlich um aus der
Geschichte heraus isoliertes individuelles Fehlverhalten«. Das Indi­
viduum und seine Handlung »werden durch die strafrechtsimma­
nente Strategie der Individualisierung aus ihrem gesellschaftlichen,
sozialpolitischen und geschichtlichen Kontext weitgehend heraus­
gelöst und isoliert , sie werden entpolitisiert«®,

23 Siehe Hubert Rottleuthner (Hrsg.): Steuerung der Justiz in der DDR. Köln 1994.
S. 13.
24 Siehe Uwe Wesel: Ein Staat vor Gericht. Der Honecker-Prozeß. Frankfurt am
Main 1994. $. 151f.
25 Rolf Gössner: Die vergessenen Justizopfer des kalten Krieges. Uber den unter­
schiedlichen Umgang mit der deutschen Geschichte in Ost und West. Hamburg
1994. $. 177.
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Dem Vokabular vom »Unrechtsregime«, »Unrechtsstaat« oder von
der »SED-Diktatur« unterliegt ein metaphysischesWahrnehmungs­
programm, das bewußt selektiert und die DDR aus ihren histori­
schen und internationalen Zusammenhängen reißt, sie ihrer
Zwischentöne beraubt und ihre historischen Ursprünge verdeckt.
Die Kennzeichnung »Unrechtsstaat« verwandelt sich in eine über
die heuristische Orientierungsfunktion hinausgehende regulative
Wahrnehmungsstrukturierung, die für die Komplexität des Realob­
jekts blind macht oder alle »abweichenden« Erscheinungen als
lediglich nachgeordnet ansieht. Von daher gibt es dann »nur« Täter,
Opfer und Mitläufer. Die DDR wird auf Repression reduziert, und
jedes Engagement innerhalb der Gesellschaft ist gleich Unterdrük­
kung, jedes »Mitlaufen« schäbiger Opportunismus. Zwangsläufig
produziert solcherart Klassifikation bei den ehemaligen Akteuren
beschämte Verdrängung oder trotzige Verklärung.28 Es ist eine Ein­
teilung, die fatal an den auf Ausgrenzung zielenden Sprachgebrauch
des Staatssozialismus erinnert?', der ebenso durch eine Schwarz­
Weiß-Diktion geprägt war.

111.
Die Benennung der DDR als »Unrechtsstaat« hat - gewollt oder
ungewollt - einen entscheidenden symbolischen Effekt: Sie bildet
den gemeinsamen Nenner oder Oberbegriff für den Nazifaschismus
und die DDR.28 Auch wenn dies m. E. wissenschaftlich ebenso frag­
würdig ist: Der Begriff »Unrechtsstaat« wird, wie bereits dargelegt
wurde. mehr oder weniger durch die faschistische Herrschaft in
Deutschland besetzt. Mit der Verwendung des Terminus für die
DDR erfolgt eine symbolische, hochaffektbeladene Gleichsetzung
dieser beiden Gesellschaften, die »die höllenweiten Unterschiede
ausblendet«?®. Unter den Nazifaschisten gehörten nämlich in
Deutschland »Verbrechen zum Staatsziel«®°, Die Durchsetzung der

26 Siehe ausführlich Michael Brie: Von den Schwierigkeiten, über die DDR zu spre­
chen. In: Michael Brie und Dieter Klein, Der Engel der Geschichte. Berlin 1993.
S. 33ff. und 39f.
27 Für die Rechtswissenschaft sei nur auf die Charakterisierung der BRD als »Staat
ohne Recht« verwiesen.
28 Siehe Michael Brie: Von den Schwierigkeiten, über die DDR zu sprechen. S. 36.
29 Hubert Rottleuthner (Hrsg.): Steuerung der Justiz in der DDR. Köln 1994. $. 13.
30 Wolfgang Benz: Die Geschichte wiederholt sich nicht. Versuch einer Ortsbe-



Rechtsstaat versus Unrechtsstaat 157

Rassen- und Herrenmenschenideologie biszur letzten Konsequenz.
dem planmäßigen, bürokratisch inszenierten Völkermord, ist das
Wesen des faschistischen Staates. Das hatte auch Radbruch bei
seinen Überlegungen im Auge. Demgegenüber waren die kritikwür­
digen Schüsse an der Grenze der DDR zur BRD, von denen die
Exzeßtaten auch strafrechtlich verfolgt werden müssen, kein staat­
licher Auftrag zum Töten3', wie auch der unzweifelhaft in der DDR
mit dem Recht, gegen das Recht und ohne das Recht begangene
Machtmißbrauch 31 nicht das Gewicht der »Crimes against huma­
nity« erreicht 33

Zugleich verdecken das Reden von einer 56-jährigen Diktatur in
Ostdeutschland oder das »Unrechtsstaats«-Ideologem, daß die Ver­
brechen und die bedingungslose Kapitulation des Faschismus einer
der historischen Ursprünge der DDR. die eine Antwort auf die vor­
hergehende Entwicklung war, ist. Bei der historischen Ortsbestim­
mung, so Wolfgang Benz. muß fairerweise davon ausgegangen
werden, daß die östliche sozialistische Alternative zum bürgerlich­
demokratischen, kapitalistischen Weststaat historisch legitim war.
Bereits die Ablehnung des vorhergehenden Regimes, die Nutzan­
wendung der Erfahrungen aus der Katastrophe des Faschismus,
verbieten eine Gleichsetzung* , die im übrigen jeden Ansatz, nach
einem zumindest partiellen gemeinsamen Nenner zwischen DDR
und BRD zu suchen, unterbindet. Mit dem Stigma »Unrechtsstaat«
wird der DDR jede Art von »Normalität« letztlich verweigert.s

stimmung. In: Heinz Ludwig Arnold und Frauke Mayer-Gosan: Die Abwicklung der
DDR. Göttingen 1992. S. 39 (Göttinger Sudelblätter).
31 Siehe Uwe Wesel: Ein Staat vor Gericht. Der Honecker-Prozeß. Frankfurt am
Main 1994. S. 138 und 152.
32 Volkmar Schöneburg: Gegen »Politische Justiz« - Für Wahrhaftigkeit im
Umgang mit der Vergangenheit! In: Lothar Bisky/Uwe-Jens Heuer/Michaei Schu­
mann (Hrsg.): »Unrechtsstaat«? Politische Justiz und Aufarbeitung der DDR-Ver­
gangenheit. Hamburg 1994. $. 51ff.
33 Siehe Reinhard Merkel: Politik und Kriminalität. In: Siegfried Unseld: Politik ohne
Projekt? Frankfurt am Main 1993. S. 317f. - Zu den Strafrechtstatbeständen des
Völkerrechts zählen: Angriffskrieg, Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit. Sie wurden als unmittelbare Reaktion auf die Verbrechen der Nazi­
faschisten formuliert.
34 Siehe Wolfgang Benz: Die Geschichte wiederholt sich nicht. S. 37.
35 Siehe Michael Brie: Von den Schwierigkeiten, über die DDR zu sprechen. In:
Michael Brie und Dieter Klein: Der Engel der Geschichte. Berlin 1993. S. 36.
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Heiner Müller hat die heute um sich greifenden historischen Planie­
rungen auf seine Art ausgedrückt: »Der Verdrängung der Nazi­
Vergangenheit entspricht und dient die Dämonisierung der
DDR-Geschichte. Vierzig Jahre Bautzen machen zehn Jahre Ausch­
witz vergessen.«® Für diese Einebnungen und Verwerfungen lie­
ßen sich eine Fülle von Beispielen nennen. So werden, um den »im
Kern Unrechtsstaat«-Vorwurf zu begründen, Hilde Benjamin und
Roland Freisler in einem Atemzug genannt. Freisler sei allerdings
»weit schlimmer« gewesen.®' Keinesfalls soll hier das Agieren von
Hilde Benjamin, das aber wiederum auch nicht ohne das Leid, wel­
ches ihr Nazifaschisten beibrachten, erklärt werden kann, verklärt
werden. Aber Hilde Benjamin war während ihrer etwa dreijährigen
Amtszeit alsVizepräsidentin des Obersten Gerichts der DDRan drei
Todesurteilen beteiligt. In einem vergleichbaren Zeitraum zwischen
1942 und 1944 hatte Roland Freisler über 2000 Todesstrafen am
Volksgerichtshof zuverantworten. Ein anderes Beispiel ist dasmehr
als peinliche Strafverfahren gegen Erich Mielke wegen der Tötung
zweier Polizisten auf dem Berliner Bülowplatz 1931. Das Verfahren
wurde auf der Grundlage der Orginalanklageschrift aus dem Jahre
1934, noch versehen mit den Randnotizen des Nazistaatsanwalts,
und der Vernehmungsprotokolle von Gestapo und SA geführt. Die
Berliner Staatsanwaltschaft machte sich nicht einmal die Mühe, die
Anklage abzuschreiben. Nein, sie wurde lediglich kopiert. In der
Hauptverhandlung wurde demzufolge erst einmal davon ausgegan­
gen, daß die nazifaschistische Justiz 1934 rechtsstaatlich funktio­
nierte. Der Verteidigung Mielkes oblag es demgegenüber zunächst.
Beweismittel für das rechtsstaatswidrige Zustandekommen von
Aussagen in den Jahren 1933 und 1934 zu erbringen.38

IV.
Die der Gut-Böse-Schablone folgende Gegenüberstellung von
»Rechtsstaat« und »Unrechtsstaat«, die gar keine komplementären
Begriffe sind. entsorgt außerdem die Geschichte der nachfaschisti-

36 Heiner Müller: Was wird aus dem größeren Deutschland? In: Sinn und Form
(1991)4. S. 667H.
37 Horst Sendler: Über Rechtsstaat, Unrechtsstaat und anderes - Das Editorial der
Herausgeber im Meinungsstreit. In: Neue Justiz (1991)9. $. 381.
38 Dem entspricht auch, daß ein abgeordneter westdeutscher Staatsanwalt in ei-
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sehen BRD samt ihren Widersprüchen und verleiht einem verklärten
»Rechtsstaat« BRD die Legitimität des So-Sein-Sollens. Deutlich
wird dieser Umstand am Beispiel der Diskussion um die Justizopfer
des Kalten Krieges in der Alt-BRD aus den 50er und 60er Jahren,9°
Manfred Kossok nannte dies die »Vergottung der Gegenwart«.

Aber Unrecht kann auch im Gewande des »Rechtsstaates«
daherkommen.*° Jürgen Habermas charakterisierte dieses im Zu­
sammenhang mit der unsäglichen Asylpolitik als eine neue Form
von »Regierungskriminalität«". Doch der Rechtsstaatsbegriff ist u.
a. ein historischer Begriff, der ganz bestimmte ökonomische, politi­
sche und geistige Verhältnisse widerspiegelt. Das wußten schon
die Liberalen des deutschen Vormärz.* Sowohl die dem »Rechts­
staat« immanenten aequalitas iuris als auch die politischen Frei­
heitsrechte, hinter die wohlgemerkt kein Schritt zurückführen darf,
stehen immer noch im Widerspruch zur gleichzeitigen ökonomi­
schen Unfreiheit in dieser Gesellschaft. Zudem werden die eigent­
lieh zuverändernden konservativen Machtstrukturen der BRD nicht
nur der Kritik entzogen, sondern rechtsstaatliche Positionen wer­
den bei der »Bewältigung« des »Unrechtsstaates« DDR leichtfert ig
aufgegeben. Massenarbeitslosigkeit, Grundstücksenteignungen,
Bauernlegen, Abwicklungen in Wissenschaft und Kultur, Renten­
strafrecht und Frauen- sowie Fremdendiskriminierungen sind ge-

ner Fernsehsendung zu den »Waldheimer-Prozessen« behaupten konnte, die Justiz
im Nazifaschismus habe bis auf den Volksgerichtshof formal korrekt gearbeitet.
(Siehe Hubert Rottleuthner (Hrsg.): Steuerung der Justiz in der DDR. Köln 1994.
S. 13). - Anders sah es die Schweizer Justiz 1935. Die Anklage von 1934 umfaßte
nämlich auch den in die Schweiz emigrierten Heinz Neumann, führendes KPD­
Mitglied und nach Auffassung der Nazis Drahtzieher der Ereignisse von 1931. Da­
her stellte Deutschland 1935 ein Auslieferungsersuchen. Doch dieses wurde von
der bürgerlichen Schweiz auch mit dem Hinweis auf die bekannten Methoden der
Hitlerjustiz abgelehnt.
39 Siehe Rolf Gössner: Die vergessenen Justizopfer des kalten Krieges. Über den
unterschiedlichen Umgang mit der deutschen Geschichte in Ost und West. Ham­
burg 1994. S. 20ff.
40 Siehe Thomas Klein und Udo Wolf: Rechtsstaatliches Unrecht oder unrechts­
staatliches Recht? in: Utopie kreativ (1992)21-22. S. 17ff.
41 Siehe Jürgen Habermas: Die Zweite Lebenslüge der Bundesrepublik. Wir sinc
wieder »normal« geworden. In: Siegfried Unseld: Politik ohne Projekt? Frankfurt
am Main 1993. S. 289.
42 Siehe Rotteck und Welcker. Texte aus dem Staatslexikon 1834-1847. Hrsq. von
Hermann Klenner. Freiburg, Berlin 1994. S. 404.
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wollte Verletzungen des Gleichheitsgebotes (Artikel 3 und 33
Grundgesetz) und des Eigentumsschutzes(Artikel 14).*

In der Strafrechtssprechung hinterläßt die »Unrechtsstaats«­
Etikett ierung ebenfalls ihre Spuren, weil dieses politische und mo­
ralische Werturteil unzulässig mit solchen strafrechtlicher Art
verknüpft wird. Nachweislich** wird die Verurteilung des politischen
Systemsder DDRzur Urteilsvoraussetzung in Verfahren gegen ehe­
malige Grenzsoldaten. Der »Unrechtsstaats«-Vorwurf legitimiert
auch die Einführung der Radbruchsehen Argumentation oder eines
falschen Rechtsbegriffs, um das aus dem »nulla poena sine lege«­
Satz abgeleitete Rückwirkungsverbot (Artikel 103(2) Grundgesetz)
auszuhebeln.*® Die Strafprozesse gegen ehemalige Funktionsträger
der DDR werden zwar unter dem Ruf, der »Rechtsstaat« verlange
sie, geführt, aber liberale Rechtsstaatlichkeit im Strafrecht. wie sie
sich im Rückwirkungsverbot, in der Unschuldsvermutung, im
Grundsatz »in dubio pro reo« oder in der Anerkennung von Rechtfer­
tigungs- und Entschuldigungsgründen dokumentiert, wird gerade
unterlaufen. Die in der Debatte um die »innere Sicherheit« wieder
aufscheinende Tendenz der Instrumentalisierung und Entformali­
sierung des Strafrechts verdeutlicht dabei*®, daß sich die Aufwei­
chung des Rückwirkungsverbots in übergreifendere Entwicklungen
einordnet.

Darüber hinaus läßt sich aus den hier nur skizzierten rechtlichen
Folgen, die an das »Unrechtsstaats«-Ideologem anknüpfen, nach­
weisen, welche Bedeutung dieses Stigma als Legitimationsgrund­
lage in den symbolischen. politischen und sozialen Machtkämpfen
in Ostdeutschland besitzt. »Unrechtsstaat« steht für die symboli­
sche Abwertung dessen, was in der DDRwar, und verdeutlicht, wie
verwarf lieh das Alte und - folglich - redlich das Neue ist. Die Herr­
schaft der neuen westdeutschen »Elite« in Ostdeutschland nach

43 Siehe Hermann Klenner: Der innere Frieden und die Menschenrechte. In: Oskar
Negt: Die zweite Gesellschaftsreform. Göttingen 1994. S. 180f. - Jürgen Haber­
mas: Die Zweite Lebenslüge der Bundesrepublik. Wir sind wieder »normal« gewor­
den. In: Siegfried Unseld: Politik ohne Projekt? Frankfurt am Main 1993. S. 290.
44 Siehe Herwig Roggemann: Systemrecht und Strafrecht. Berlin 1993. S. 18.
45 Siehe dazu die jüngste Kritik von Bernhard Schlink: Rechtsstaat und revolutio­
näre Gerechtigkeit. In: Neue Justiz (1994)10. S. 433ff.
46 Siehe Peter-Alexis Albrecht: Das Strafrecht im Zugriff populistischer Politik. In:
Neue Justiz (1994)5. S. 193ff.
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dem Systemumbruch muß gegenüber dem Alten legitimiert wer­
den. Dafür leistet der Homunculus »Unrechtsstaat« als ideologi­
scher und politisch-moralischer Kampfbegriff gute Dienste.

Keineswegs ist das Voranstehende ein Votum gegen eine
kritische Analyse der Geschichte der DDR, insbesondere ihrer
Rechtsgeschichte.*" Vielmehr ist es ein Votum gegen die (staatli­
che) Enteignung der Geschichtsdiskussion. »Denn eine solche
staatsferne, unabhängige Aufarbeitung ist notwendige Vorausset­
zung für eine wirklich demokratische Entwicklung im gesamten
Deutschland«*®, Es ist die öffentliche und wissenschaftliche Aus­
einandersetzung, die sich auf beide deutsche Staaten, ihre Wech­
selbeziehungen, ihr Eingebundensein in die »Blöcke« und ihre
gemeinsame Vorgeschichte beziehen muß. zu führen. In diesem
Kontext ist dann auch über persönliche Verantwortung zu reden.
Denn auch die »Legitimität des sozialistischen Versuchs« ist kei­
neswegs die Generalabsolution für jegliches Handeln in der DDR.
Aber das ist bereits Thema eines anderen Beitrages.

47 Siehe u. a. Volkmar Schöneburg: Strafrecht und Staatssozialismus. In: Dietmar
Keller/Hans Modrow/Herbert Wolf (Hrsg.): Ansichten zur Geschichte der DDR.
Bd. 2. Bonn, Berlin 1994. S. 167ff. sowie die Anmerkungen 4 und 31.
48 Rolf Gössner: Die vergessenen Justizopfer des kalten Krieges. Über den unter­
schiedlichen Umgang mit der deutschen Geschichte in Ost und West. Hamburg
1994. S. 183.





Bernd Okun

Inwieweit ist der Herbst 1989
»identitätsstiftend« für das vereinte
Deutschland? Einige Überlegungen

Was heißt in diesem Zusammenhang »identitätsstiftend«? Ich ent­
gehe der Versuchung großartiger Begriffsexegese und setze alsein­
fache Antwort dafür: ldentitätsstiftend ist das besagte Ereignis nur
dann, wenn es das vereinte Deutschland seit nunmehr fünf Jahren
nachhaltigund wesentlich prägt. Dann stände dasvereinte Deutsch­
land zur alten Bundesrepublik nicht nur im Verhältnis von Kontinui­
tät, sondern auch im Verhältnis der Diskontinuität.

Was wäre die Alternative dazu, also »nichtidentitätsstiftend«?
Für den Herbst 1989 könnte das bedeuten: Er war eine Initialzün­
dung der neu gewonnenen deutschen Einheit und sonst nichts. Er
hatte keine nachhaltig wesentlichen Folgen für den Charakter des
vereinten Deutschlands.

Nun heißt es im Bericht der Enquete-Kommission »Aufarbeitung
von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur in Deutschland«, daß
die Erinnerung an den Herbst 1989 für das vereinte Deutschland
identitätsstiftend sei.' Was ist nun identitätsstiftend, der Herbst
1989 oder die Erinnerung an den Herbst 1989? Nehmen wir einmal
an. daß die Erinnerung an den Herbst 1989 nur dann identitätsstif­
tend sein kann, wenn es auch das Ereignis selbst war. Dieser Zu­
sammenhang wird im Bericht der Enquete-Kommission auch wie
selbstverständlich unterstellt.

Der Bericht hält mit schöner Regelmäßig- und Selbstverständ­
lichkeit eine Deutung jener Ereignisse durch: »Revolution« des
DDR-Staatsvolkes gegen die SED-Diktatur. Mit der damit eingelei­
teten »Wende« habe sich das DDR-Volk das Recht zum Beitritt in

1 Deutscher Bundestag. 12. Wahlperiode. Drucksache 12/7820. 31. Mai 1994. Be­
richt der Enquete-Kommission »Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED­
Diktatur in Deutschland« gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom
12. März 1992 und vom 20. Mai 1992 - Drucksachen 12/2330, 12/2597. $. 282.
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die Bundesrepublik Deutschland auf beispielhafte Weise erworben.
Die »Wende« bekundete den Willen des Beitrittsgebietes, ganz wie
die alte Bundesrepublik zu werden und mit ihr eins zu sein. Für die
alte Bundesrepublik wird daraus eine Bestätigung der freiheitlich­
demokratischen Grundordnung abgeleitet, zumal diesmal sich die
Demokratie von innen heraus durchsetzte, nicht als Importartikel
westlicher Besatzungsmacht.»ldentitätsstiftend« für das vereinte
Deutschland? Nach diesem Bild selbstverständlich ja.

Aber stimmt dieses Bild vom Herbst 1989? Die DDRwahrte ihre
Stabilität - 1972 beginnend, 1983 (ich erinnere an die sogenannten
Rhythmusstörungen) immer offensichtlicher - auf Kosten ihrer Re­
produktionsfähigkeit. Sie war weder zur einfachen, geschweige
denn zur erweiterten Reproduktion ihrer wirtschaftlichen und geisti­
gen Grundlagen imstande. Sie behauptete ihren Status, indem sie
ihre gesellschaftlichen Akkumulationsfonds, ihre wirtschaftlichen
und geistigen Ressourcen opferte. Die systematisch geförderte
hohe Bildung stieß sich zunehmend an den immer geringeren
Investitionsmöglichkeiten. Geistig-schöpferische Arbeit unterlag ei­
ner intransparenten Einzelprüfung auf Staatstreue. Wie sollten sich
da die neuen Produktivkräfte und qualitativen Arbeitsfaktoren
entfalten?

Äußerlich glich die DDR nach einem Bild von Jens Reich einem
rüstigen Betonbau, aber innerlich, unter der scheinbar intakten Fas­
sade, waren die Eisenarmierungen längst verrottet. In den Demon­
strationen des Herbstes 1989 mußte auch die Staatssicherheit als
letzte verläßliche Stütze des ignoranten »Weiter-so« vor den Augen
der Weltöffentlichkeit (vermittelt über die elektronischen Medien
des Westens) ihren Offenbarungseid leisten. Sie drohte mit
Konsequenzen, als dieser Gestus schon längst ins leere lief. Die
DDRstand kurz vor ihrer lmplosion.2 Die lmplosionsthese relativiert
das überschwengliche Bild der Revolution. das ausgerechnet Kon­
servative in dem Zusammenhang so gern verwenden.

Die »Revolutionäre« sind objektiv eher zufällige Helden. Dashebt
ihre subjektive Größe, ihre Zivilcourage und ihren Mut nicht auf.

2 Siehe dazu Bernd Okun/Horst Poldrack: Der ostdeutsche Transformationsprozeß,
seine weltpolitischen Dimension en und internen Widersprüche. In: Comparativ.
Leipziger Beiträge zur Universalgeschichte und vergleichenden Gesell­
schaftsforschung (1992)3. $. 6-17. - Bernd Okun: Zur menta!geschichtlichen
Dimension des ostdeutschen Transformationsprozesses. In: Ebenda. S. 27-41.
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Allein die Gewaltlosigkeit der Ereignisse, gar nicht hoch genug zu
schätzen, ist wesentlich mit ihr Verdienst. Dennoch, in diesem
lmplosionsszenario genügte ein kontingenter, zufälliger Faktor dazu,
das ganze, äußerlich scheinbar noch intakte Gebäude zum Einsturz
zu bringen.

Nun kann man fragen, ob das nicht das Schicksal jedes Umstur­
zes gesellschaftlicher Verhältnisse ist? In unserem Fall kommt
jedoch noch ein weiterer Relativierungsgrund dazu: Die Bürger­
bewegung hatte von sich aus kaum die Größe, das DDR-System
aus den Angeln zu heben. Die Medien spielten hier den Part, den im
Vormedienzeitalter nur gut gerüstete Stäbe revolutionärer Bewe­
gungen nach langen Jahren harter Arbeit ausfüllen konnten. Diese
Kompensationsleistung der Medien war zugleich mehr als nur Lük­
kenbüßerei für nicht vorhandene, von der Staatssicherheit faktisch
schon im Keim erstickte politische Oppositionsbewegung. Die ein­
mal in Schwung gebrachten Mediengeneratoren kompensierten so­
wohl die kaum vorhandenen Stäbe und Organisationen der
Oppositionsbewegungen. Sie machten diese Ouasibewegung zu­
gleich stärker als sie es vermutlich je aus sich selbst heraus hätte
sein können. indem sie die Weltöffentlichkeit zu deren Augenzeu­
gen und. Quasi-Mitspieler machten.® Demgegenüber mußte der
subjektiv hoch zu schätzende Anteil der Bürgerbewegungen ab dem
Zeitpunkt, da die Medienrevolution ihrer Eigendynamik gehorchte,
an Bedeutung verlieren. Allein dadurch rückten solche Innovationen
des Herbstes 1989 wie der Runde lisch und die neuen politischen
Kräfte wie »Neues Forum« oder »Demokratie jetzt« in historisch
kurzer Zeit an den Rand des Geschehens bzw. überleben als peri­
phere Größen in politischen Stammformationen der alten Bundes­
republik. Damit sind auch viele Erfahrungen und Energien des
Herbstes 1989 verpufft, statt identitätsstiftend für die größere Bun­
desrepublik Deutschland zu wirken.

Hier wären viele weitere Fragen zu stellen, z. B. die nach dem
Anteil der »stillen Opposition« innerhalb der SED und den Blockpar­
teien an der »Wende« (der Gorbatschoweffekt) oder die nach den
langfristigen mentalitätsgeschichtlichen Folgen des schönen

3 Siehe Bernd Okun: Medien und »Wende« in der DDR. In: Comparativ. Leipziger
Beiträge zur Universalgeschichte und vergleichenden Gesellschaftsforschung
(1991)3. $. 11-20.
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Scheins der Revolution. (Die vielen Revolutionäre und Widerständ­
ler von einst fühlen sich nach der Kahlschlagpolitik der letzten Jahre
nicht nur um die blühenden Landschaften geprellt, sondern auch
um die Errungenschaft »ihrer« Revolution.) Doch zurück zu unse­
rem Thema.

Ich möchte folgende These aufstellen: Vom Herbst 1989 konn­
ten unter diesen Voraussetzungen der Medienrevolution und des
Implosionsszenarios identitätsstiftende Wirkungen für dasvereinig­
te Deutschland nur ausnahmsweise und zeitweilig ausgehen.
Potenzen dafür waren dennoch genügend vorhanden. Das Ereignis
selbst war ja von einer Größe und kam so unerwartet, daß dies
nachhaltig hätte wirken können. Nach der ersten Euphorie der Verei­
nigung sah es ja auch ganz danach aus. Aber dann kam als dritter
entscheidender Faktor - nach Implosion der DDR und Medien­
revolution - das Beitrittsszenarium.

Nach der Initialzündung »Wende« wurde die Bundesrepublik
größer und bekam zusätzliche Probleme mit Ostdeutschland. Aber
die alten Bundesländer bleiben als Kernland der neuen Republik in
ihren Strukturen, Diskursen und Alltagsritualen so. wie sie schon
waren. Neue politische Kräfte und Impulse aus dem Osten wurden
aufgesogen oder gingen buchstäblich in den Großinstitutionen der
alten bundesdeutschen Ordnung unter. Die Aufbruchstimmung, der
Reformwille und die innovativen Politikansätze des Herbstes 1989
gerieten schnell in den Sog des nachfolgenden Beitrittsszenarios.

Der schnelle und quasi bedingungslose Beitritt der DDRzur Bun­
desrepublik Deutschland ist die Hauptursache für die Identitätskon­
tinuität zwischen alter und neuer Bundesrepublik. Aus der Sicht der
kritischen Kräfte des Herbstes 1989 zeigte dieses Beitrittsszenario
sogar paradoxe Wirkungen: Die DDR ist eben nicht der selbstkriti­
schen. reflexiven Bundesrepublik mit ihrem breiten pluralistischen
Spektrum beigetreten, wie sie vor 1989 bestand, sondern einer
konservativ verfestigten, selbstgefälligen Bundesrepublik. Paradox
daran ist, daß gerade die »Revolution« und der anschließende Bei­
tritt der DDR zur Bundesrepublik diese Veränderung ausgelöst
haben. Das, was man wollte, verflüchtigte sich mit dem ausgeführ­
ten Willen.

Wenn der Herbst 1989 dennoch genügende identitätsstiftende
Potenzen für das vereinigte Deutschland hatte. die sich allerdings
unter den genannten d re i Voraussetzungen nicht erfüllten. dann
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könnten zumindest von der Erinnerung daran identitätsstiftende
Wirkungen ausgehen. Es käme nur darauf an, wer daran erinnert
und wie.

Für wen ist die Erinnerungan den Herbst 1989 ein Thema? Die
PDS tut sich mit diesem Thema schwer, gilt sie doch im öffent­
lichen Bewußtsein als Sammelbecken derer, die 1989 auf der an­
deren Seite der Barrikade gestanden haben. Wenn man aber
bedenkt, wieviel Hoffnungen vor 1989 auf die Reformer in der SED
gesetzt worden sind, dann dürfte dieses Thema nicht nur anderen
überlassen werden. Freilich, zu welchem Zweck könnte es die PDS
aufgreifen? Wenn es dazu benutzt wird, tatsächlichen oder ver­
meintlichen Widerstand gegen die SED-Betonspitze buchhalterisch
präzise nachzutragen, kann man nur mit Uwe Jens Heuers Worten
in dieser Runde konstatieren, »es nützt nichts«. Der Reformbedarf
der alten und neuen Bundesrepublik wäre der Rahmen, in dem die­
se Erinnerungsarbeit Früchte tragen könnte.

Zu einer zweiten Frage meines Beitrags: War 1989 auch für die
PDSidentitätsstiftend oder nicht? Dafür spricht erstens: Das Macht­
monopol der SED hatte für diese Partei einen wesentlichen
Selbstbeschränkungseffekt, von der Parteispitze bis zur Basis her­
unter. Die »Wende« hob diese Beschränkung und Selbsteinschrän­
kung sozialistisch orientierter Politik auf und schuf neue Freiräume
dafür. Zugleich sank infolge der aufgestauten Probleme und himmel­
schreienden Ignoranz der SED-Führung das Ansehen dieser Politik
auf den absoluten Nullpunkt. Zu dem Zeitpunkt, da sich de­
mokratische Sozialisten hätten beweisen können, ging die öffent­
liche »Nachfrage« gravierend zurück. Die identitätsstiftenden
Wirkungen dieser Befreiung verlagerten sich von der Hauptbühne
der Politik in ein Nischen- und Randdasein.

Zum zweiten: Diese Fremd- und Selbsteinschränkung des Den­
kens und Handelns hat tiefere Spuren bei jedem einzelnen hinterlas­
sen, als man sich selbst zunächst zugestehen wollte. Sicher, die
offizielle Ideologie wurde auch von unten in Zwischen-Zeilen-Tech­
niken oder begrifflichen Reformansätzen für kritische Selbstbehaup­
tung und Reformsignale instrumentalisiert. Aber mir ist erst mit der
Wende klar geworden, wieviele naheliegende Grundfragen moder­
nen marxistischen Denkens von uns gar nicht erst gestellt worden
sind. Wir hatten im Bereich Erkenntnistheorie der Universität ein­
mal locker formuliert, daß der Marxismus in seiner Newtonschen
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Entwicklungsphase stecken geblieben ist und den Sprung zu einer
wirklich modernen Physik nicht geschafft hat. Aber selbst in bezug
auf diese Newtonsche Phase wäre oft zu fragen gewesen. in wel­
cher Ausführungsqualität? Die PDSkann sicher zu einer neuen Iden­
tität finden, aber auf keinen Fall »zurückfinden«.

Drittensspricht dafür: Die Aversionen gegen jede vereinnahmen­
den und persönlichkeitsbeschränkenden Ideologien sitzen tief. Dies
und die Fortsetzung des Kalten Krieges gegen die PDS lassen ihr
keine andere Profilierungschance als die der sachorientierten Arbeit
in und außerhalb des Parlamentes. Konsequente Sachorientierung
bedeutet weniger Kräfteverschleiß für Fraktionszwänge aller Art
und mehr Fähigkeit zu Pluralismus, intern und extern. Extern funk­
tioniert dies aufgrund der Verweigerungspolitik der anderen nur
ansatz- und ausnahmsweise. Intern wird eszum Überlebensprinzip.
Die PDShat damit die große Chance. einen Politikstil einzuüben und
zu verinnerlichen, der für die politische Zukunft unseresLandesund
Planeten immer gefragter sein wird. Das wird seine Wirkung nicht
verfehlen. In dem Sinne muß gerade diese Partei dem Herbst 1989
»dankbar« sein - als identitätsstiftende Chance, sich »den ganzen
alten Dreck« der (deutschen) Ideologie ein für allemal vom Halse zu
schaffen.
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